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~·············~····································* • * 
~ Vereinbarung zwischen der Redaktion von "Gorleben Aktuell", * 
~ Lüneburg, und der Gruppe Ökologie, Hannover : * 
~ * 
~ Am 28. April1981 besprachen in Hannover Vertreter der Redaktion der Zeitschrift Gorleben Aktuell und der Gruppe Ökolo· * 
• gie Möglichkeiten einer vertieften Zusammenarbeit. * 
~ Ausgangspunkt dabei war, * 
~ daß einerseits Gorleben Aktuell in Zukunft seine Thematik erweitern will und neben der speziellen Berichterstattung über den * 
~ Standort Gorleben regelmäßig auch detaillierte wissenschaftlich-technische Beiträge zur Atommüllproblematik veröffentlichen * 
~ wird, und dabei fachliche Beratung und Unterstützung sucht; * 
~ und daß andererseits die Gruppe Ökologie seit ihrer VerselbstständigunQ und Abtrennung vom Freiburger Öko-Institut über * 
~ kein eigenes Medium zur Veröffenlichung von Arbeitsergebnissen und sonstigen Beiträgen und Informationen verfügt ( das * 
~ Thema Atommüll ist eines der Hauptarbeitsgebiete der Gruppe) und angesichts der großen Zahl bereits existierender einschlägi· * 
~ ger Zeitschriften auch nicht beabsichtigt, eine eigene "Hauszeitschrift " zu gründen. * 
~ Die Besprechung hatte folgende Ergebnisse: * 
~ 1. Die Zusammenarbeit bei der Erstellung des wissenschaftlich-technischen Teils zur Atommüllproblematik in Gorleben Aktuell * 
~ soll im Verlauf der nächsten sechs Monate mit dem Ziel intensiviert werden, daß Konzept und Inhalt dieses Teiles bei jeder * 
~ Ausgabe der Zeitschrift von Anfang an gemeinsam erstellt werden. * 
~ 2. ln jeder Ausgabe der Zeitschrift steht der Gruppe Ökologie maximal eine Seite für Mitteilungen wie Hinweise auf Publikatio· * 
~ nen und Termine, Kurzberichte über laufende Arbeiten usw. zur Verfügung; diese Zurverfügungstellung beinhaltet nicht die * 
~ Verpflichtung für die Gruppe Ökologie, diese Seite tatsächlich in jeder Ausgabe zu bestreiten. Diese Mitteilungen müssen sich * 
~ nicht auf die Atomenergieproblematik beschränken; sie sollen aber keine inhaltlich-ausführlichen Artikel über andere Arbeits· * 
~ gebiete beinhalten, die den geschloßenen thematischen Charakter der Zeitschrift beeinträchtigen würden. * 
~ 3. Die Mitwirkung der Gruppe Ökologie wird in jeder Ausgabe der Zeitschrift im Impressum mit folgender Formulierung erwähnt: * 
~ · " Zwischen der Redaktionsgruppe von Gorleben Aktuell und der Gruppe Ökologie ist eine Zusammenarbeit beim wissenschaft· * 
~ lieh-technischen Teil der Zeitschrift vereinbart. Die Mitwirkung der Gruppe Ökologie bezieht sich auf die Erstellung des Konzep-
~ tes. dieSI!s T~ils, au~ d~s Regidieren, sowie auf ~as Verfassen einzelner Beiträg~". Dem fol~t die Kontakta~re~ der ~rup~ Ök?- : 
~ log1e. D1e Einzelbeltrage der Gruppe Ökologie werden g~sondert gekennzeichnet und 1m lnhaltsverze1chms befandet s1ch em * 

Hinweis auf die Mitteilungsseite der Gruppe Ökologie. 
: 4. Die Gruppe Ökologie unterstützt den Vertrieb von Gorleben Aktuell sowohl innerhalb als auch außerhalb ihres Förderkreises. * 
~ Die Gruppe wird in den nächatenMonaten gezielte Aktivitäten setzen, um anhand der praktischen Erfahrung möglichst kurz· : 
~ fristig festzustellen, wieviele Exemplare jeder Ausgabe sie mindestens absetzen kann. * 
• Hannover/ Lüneburg, 12. Mai 1981 * 
~ * 
~ Für Gorleben Aktuell Für die Gruppe Ökologie * 
: h~~~·~ ~~"-~ ßt/ /?t : 
~ * 
~·~················································· 

Zur Entstehung dieser Zeitung haben beigetragen : 
Bärbel, Birgit, Burkhard(TAZ-Iril Frankfurt), Christine, Dorls, Dieter(Rondel), Gebi(BI füchow-Oannenbef11), Gudrun(Rechtlhilfegruppe 
Gorleben), Günther, Gunter, Hanne, Hella, Helmut(Gruppe Ökologie, Hannover), Karl, Pastor Mahlke, Margot(BBA), Marion, Martln(Ne­
mitz), Matthlas, Dr. Mauthe(Universität Hannover), Paul, Pater, Rita und Atomgegner aus Geesthacht. 



SAMTGEMEINDERAT GARTOW: 

GRÜNES LICHT FÜR 
ZWISCHENLAGER! 

Mit der Änderung des Flächennut· 
zungsplans durch den Rat der Samtge­
meinde Gartow·Gorleben am 27.5. ha­
ben die Kommunalpolitiker das letzte 
Mittel aus der Hand gegeben, den Bau 
des Zwischenlaqers in Gorleben zu ver· 
hindern. Dam1t ist bei den Lüchow­
Dannenbergern auch der letzte Funke 
Hoffnung erloschen, die Errichtung der 
ersten Atomanlage im Landkreis durch 
Druck auf die örtlichen Gremien und 
Behörden doch noch aufhalten zu kön­
nen. Niemand zweifelt mehr daran,daß 
die Aufstellung des Bebauungsplans und 
die Erteilung der Baugenehmigung in 
diesen Tagen oder Wochen erfolgen 
wird. "Der Count-Down in den atoma· 
ren Wahnsinn hat begonnen." 

"Tränen und lähmendes Entsetzen" 
überschrieb die Elbe-Jeetzei·Zeitung 
ihren Bericht über die zweitägige Rats­
sitzung in Gorleben, in der die Rats­
herren dia über 1600 Einwendungen 
aus der ganzen Bundesrepublik beraten 
wollten. Etwa 400 Bürger waren er· 
schienen, um in einem letztenverzwei· 
fettem Appell die Ratsherren an ihrem . 
Vorhaben zu hindern. Doch unbeirrt 
durch die Zwischenrufe und Redebei· 
träge der Anwesenden wischten die 
Politiker alle Argumente der Gegner 
vom Tisch. 

Sie folgten stur den von Mitarbeitern 
des Planungsbüros NI LEG ausgearbei· 
taten und vorgelesenen Erklärungen. 
Sämtliche 1600 Einwendungen wur· 
den ln wenigen Problemblöcken zu· 
sammengefasst und durch allgemeine 
Unbedenklichkeitserklärungen entkräf­
tet. Eine durch die Zuhörer geforderte 
Diskussion fand nicht statt. Wie von 
Drähten gezogen hoben die Räte, die 
die Tausenden von Seiten in der ih· 
nen zur Verfügung stehenden einen 
Woche kaum gelesen haben konnten, 
bei jedem zur Abstimmung gestell· 
ten Problemkomplex die Hand. zu· 

ln letzten VorP,~Sprächen zwischen 
Bürgern und Politikern des Landkreises 
hatten die Ratsherren noch zugestan· 
den, daß eine Reihe von ungeklärten 
Fragen existierten, die durch zusätzli· 
ehe schriftliche Erklärungen der Betrei· 
ber beantwortet werden müßten. Dabei 
ging es vor allem um die Länge der Zwi· 
schenlagerung, das Fehlen des Sicher· 
heitsberichts und der Vermutung, Lan· 
desregierung und DWK planten noch 
immer eine WAA in Gorleben. Diese 
und andere Fragen sollten bis zum Be· 
ginn der entscheidenden Ratssitzung 
noch geklärt werden, aber davon woll· 
ten die Herren am Dienstagabend plötz· 
lieh nichts mehr wissen. Ihnen reichte 

eine noch am salben Nachmittag einge· 
troffene Zusicherung der DWK, sie wer· 
de ohne Zuttlmmung ct.zultindigen 
Gemeinderite keine WAA in Gorleben 
anstreben. "Eine windelweiche Erklä­
rung", wie einer der Zuhörer kommen· 
tierte. 

Mehrer Male wurde die Sitzung durch 
tumultartige Szenen unterbrochen, und 
schließlich verließen die empörten Bür­
ger ihre Plätze und begannen direktmit 
den einzelnen Ratsherren zu diskutie­
ren. Wie hilflos und überfordert diese 
,Marlonettenflguren' wirklich der gan· 
zen Problematik der Zwischenlagerung 
gegenüberstehen, erfährt man erst rich· 
tig, wenn man die seltene Gelegenheit 
hat,seine Fragen persönlich zu stallen 
und persönliche Antworten bekommt. 
Da meint einer, der Sicherheitsbericht 
der PTB läge doch schon vor, und ein 
anderer verkündet dem fassungslosen 
Publikum, die DWK habe ihren Antrag 
auf die WAA in Gorleben doch längst 
zurückgenommen. Solche skandalösen 
lnformationslückeQ bestätiven den Ver· 
dacht, daß die eigentlich Emgeweihten 
und . Drahtzieher im Landkreis woan­
ders zu suchen sind. 

Fortsetzung 5.4 unten 
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Bekenndich überfieSen ea die ,)iberfordllrt*l" Kommunalpolitiker Gertowt d• NILEG (Niedenic:hsildle L~•ntwictc­
lu.....-lldtlft mbH) .alle 1800 Einzeleinwendungen gegen ct.. Zwilchenlager zu Ieien und zu barbeitan. Nechdem ale 10 
.,,.., Kopf ln den Send gedeckt hetten, brauchten sie nur noch den Arm zu heben, um Im richtigen Moment im Semtgemein­
denlt die von der NILEG vo,.tenigte und vom SG-Hatptau-'tuß eulgelehmückte s.dllußvortage abzu~agnen. ln dietlf 
Betchlu&voriega wtlrden völlig verkürzt beliebig hertutgegriffene Elwendungen enpfilhn, um sie enachlleßend "schlagend" zu 
wlderltgen. Wir wollen dem Lner einzelne Paugen hlereua nicht vorenduiten: 

W.-um die Sidt.t..it d• Caator-Legen eußer Zweifel lteht : 
,,. .. Mit Schteibtm vom •• srldirt die Ph'lflkslitch -TflehnitchB BundHtlnstJI/t BtaJMclnwig ernt~ut, dMJ die gn~Jfbiitzliche sicher· 
h#Jitnechnche ReMifi#Jtbrielt der trochnt1n Lagerung 110n lbgebmnnten BnmMietMnten, wir w am 19.9 .79 ~nge­
tttlllt wordt!f'l Ist, Mitemin pO$/tlv bwrtellt wird. Dlee& hllt die RellktorJ/chMheitskommlllion in ihrer 165.Sitzung am 29. 4. 
81 bettätigt. Dribtlmi'fau& wird vetbindlich mitgeteilt, dl/8 die .r:omrtJChtliche Aufb#JWIIhrtlng~gt~n#lhmigung nur erteilt wird, 
wenn d• geplllflte Zwltt:henl~~~ger ohne Gefihrdung fii M#IMChtln und Umwelt auf dem vorgftehenen Standort betrieben wer­
denbnn"." 
Wuum d• Zwilchenleger nur voriibergehend benötigt wird : 
" ... Fli die $Chtlilose Beseitigungdiner Abfi/le ilt eine Endlegert1ng rechtlich fe$t[Jtnehrieben. Damit kllfln auch au& dieser 0-
berlsgung hersus fii die zu16tzt gen~tnntsn Stoffe 111/eln von einer Zwi1Chenl6gt!ftlng fltJ~rochen IN8TT:Mn ... Eine vertrtJgliche 
Flxleftlng einer maximalen Lagerzeit zur SichelStellung der dargestellten bzw. festgeerzten Zweckbestimmung ist daher ent· 
behrllch • ... " 
Werum da1 Zwischenlager demokratische Belange der Bevölkerung nicht beeinträchtigt: 
,,. .. Wihrend der Bau- und zu Beginn der Betriebsphase ist es nlch t aut:zuschlleßen, daß in unmittelbarer Umgebung de& Stand· 
orttJ& d• geplanten Vorhabens tJngem~~Gene Oberwachungs- und Kontrollmaßnllhmen notwendig werden könntf!n. Es besteht 
jedoch k.;ne Veranlassung, dar~tn zu zweifeln, daß dieSII! Msßnllhmen nach ff!Chtsstaatlichen Grt1nd&ätzen durchgeführt wer· 
den . ... * 
Warum Gelundheitlgefihrdungen durch S1nlhlenbelas1Ungen eu~geschlos•n werden können : 
,,. .. GtlliUndheuttgefiihrdungen durch StrtlhlenbeiB&tUngen des Wssseres, des Bodens und der Luft sind nicht zu erwarten. Dies 
wird durch die p08itive Beurteilung des Lagerkonzepts seitens der zustindigen Sicherheitsbehörden als sichergestellt betrach· 
tet. ... ,. 
Warum das Zwilchenlager nötig ist : 
,,. .. Für eine sich längerfristig gesicherte Energieve~rgung ilt der Betrieb von Anlagen die!Jer Art von hervorgehobener Bedeu· 
tung. Durch die Realisierung dieses Projektes wirde ein wi!J88ntlicher 8eltr8(J hierzu geleistet. Die Samtgemeinde Gartow ist be­
reit, en diHtlr Aufgabe versntwortungsvoll mitzuwirken." 

Wir wollen es bei diesen einseitigen Gesichtspunkten belauen. Sie beweisen klippund klar: Gartows Gemeinderäte gehen auf 
Nummer licher. Sie lauen sich von niemendem so leicht aunrick•n. Die NI LEG kann sich auf die.e klugen Kerlchen ver-
1-n. 

A!s die Ratsherren dann schließlich 
am nächsten Morgennachdem Abbruch 
der Veranstaltung die Sitzung wieder 
aufnahmen und - bis auf eine Enthal­
tung • das Ritual auch bei der letzten 
entscheidenden Abstimmung nach ge­
wohntem Muster vollzogen, wirkte das 
auf viele der Anwesenden wie ein 
Schock: Die Spannung entlud sich in 
emotionalen Ausbrüchen und tellwei­
se tätlichen Angriffen gegen Akteure 
dieser Grotestke, und selbst einiJlll der 
einheimischen Polizisten - zum Schutz 

für die Ratsherrn Qeordert -
konntltn ihre Betroffenheit 

nicht zurückhalten: Einer 
von ihnen brach in 

Tränen aus. 

Mit dieser Entlcheldung ilt der Wlder­
atand im l.andkrelsgezwungenermeßen 
an einem Wendepunkt engelangt. Mo­
natelang haben die verschiedenen Grup­
pen in zeit· und nervenaufreibender Ar· 
beit lnformationsveranstaltu~n or~a­
nisiert , Bürgeranträge formuliert, Em­
sprüche geschrieben und die direkte in­
haltliche Auseinandersetzung mit den 
ört.lichen Politikern und den Betreibern 
gesucht. Zwei Informationsveranstal­
tungen des BMFT mußte wegen man­
gelnder sachlicher Kompetenz der Re­
ferenten abgebrochen werden, zu einer 
dritten traute sich keiner der sogenann­
ten Expenen mehr hin. Drei Anhörun­
!JS" in Lüchow, Gartow und Gorleben 
1m Zusammenhang mit dem Planungs­
verfahren wurden zum Desaster für die 
Batreiber · zu gut waren die Kritiker 
des Projekts informiert, zu präzise wa­
ren die Fragen 9tstellt. Im Landkreis 
weiß inzwischen Jeder I nteressiene, daß 
die Entscheidung für ein Zwischenlager 
zu diesem Zeitpunkt· vor Abschluß der 
offiziellen Sicherheitsprüfung - über­
haupt nicht zu rechtfertigen Ist. und 
daß es nur darum geht, die heikle Anqe­
legenheit noch rechtzeitig vor den 1m 
September anstehenden Kommunal­
wahlen über die Bühne zu bringen. 

Es wird den Lüchow-Dannenbergern 
nichts anderes übrigbleiben, als wieder 
zu großen bundesweiten Aktionen auf 
der Straße aufzurufen, um wenigstens 
die Öffentlichkeit darüber zu informie­
ren, daß der entscheidende Schritt zum 
weiteren Ausbau des Atomprogramms 
mit Hilfe von 5 Millionen Schmiergel­
dern der DWK in Gorleben durch~­
powert wird. Einen letzten Riegel kbn· 
nen nur noch die Gerichte vor die 
Entscheidung schieben, denn schon 
monatelang bereiten sich Einwohner 
des Landkreises darauf vor, unmittel­
bar nach Baugenehmigung stellvertre­
tend für die Gesamte Anti-Atom-Bewe­
gung den Klageweg zu beschreiten. Sie 
sind auch finanziell auf die Unterttü­
tzung von uns allen angewiesen. Wir 
müssen weitermachen, auf allenWegenl 

Gebi.IMger 
(Mitglied der BI Lüchow-Dennenberg) 

Spendenkonten: 

- Bürgerinitiative Umweltschutz 
"Zwischenlagerfond" (ZLF) 
Volksbank Wendland, Trebel, 
Konto Nr. 7048 (BLZ: 258 634 89) 

• Arbeitsgruppe Rechtshilfe Gorleben 
Kreissparkasse Ganow, 
Konto Nr.: 3005 444 
(BLZ: 258 513 35) 
Bäuerliche Notgemeinschaft (ZLF) 
KreisSparkasse Danneoberg 
konto Nr.: 8904 (BLZ: 258 513 35) 



Sicherheit der Castor·Behälter 

Saat mein FI'I!UIId Heini zu mir: ..Adi. Iet\ 
will Jetzt eine Fabrik bauen und aam dic:lce 
Sctlaumstoffmatten heratellenl" Fraae ldl: 
.Heini. wozu brDuctlst du die Matten denn?" 
sagt der Heini: .Du weißt doch, daß man die 
Castorbehllter, die mit den obaebrannten 
B~nnstäben geflllll in Gorleben e ln,elacert 
werdem sollen. aus 9 m Hilbe hat fallen lassen, 
um zu prilfen. ob die dicht bleiben." .Ja". sal' 
Ich •• .Aber leer. ohne Brennstibe." .Eben", 
saat Heini .• denn diese Brennstäbe haben nur 
eine dUnne Haut, und was passieren würde, 
wenn die aanun Brennstäbe ln so einem ca­
storbehälter kaputtgehen und der aanu ato­
mare Inhalt alctl am Boden sammelt, weiß 
keiner. Darum darf es auch nicht vorkommen, 
daß die Castorbehlllter lrgendwo tiefer und 
hllrter fallen. Da es aber eine sanze Menae 
AutobahnbrOcken gibt. die höher als D m sind, 
werde Ich der Realerune meine Setlaumstoff­
matten anbieten, damit die die aefllhrdeten 
Stellen unter den BrOcken damit polstern 
können. damit. wenn dan11 so ein Lastzug mit 
einem Casto1· mal von 'ner Brilc:lce flilll. er 
welch flillt und nicht kaputtaeht.• Auf diese 
Idee ~:ekommen Ist Heini, als er den Leser­
brief von Herrn Dr. Bödep neulieb Iu, und 
d'r Ist schließlieb Dlpi.-Physlker. 

Sal' Iet\: .Helnl, den hab ich auch plesen, 
der sctlrelbt Ja auch, daß fUr den Nachwels der 
Dichtheit der Caatorbehllter keine lanaen La­
&ertests ertorderllctl sind, weil man das nach 
anderen Verauchen berechnen kann.· Sast 
Heini: . WC!I8t Du, mein Papa hat Immer ee­
saat. v!lrher berec:lcen Ist naher ~ten. leb 
bin mehr filr das Ausprobieren, aber der Herr 
Dr. Blldqe Ist schließlictl Dlpi.-Physlker un:d 
muß das elaentllcb besser wl.ssen. • 

Wenn das mit der Sctlaumstotfabrik nichts 
wird, meint Helnl, will er zur Feuerwehr ae­
hen, weil dle bei dem Zwischenlaser eine ~ 

sonders tßctltlp Feuerwehr brauchen, denn 
länger als eine halbe Stunde darf kein Feuer 
brennen, hat Dr: B!Sdege pschrleben. und der 
·Ist acblleßlictl Dlpi.-Physlker und muß du ei· 
aentllcb w!Wn. 'Sag' Iet\: .Heini, und wenn • 
,11un mal wieder einen Waldbrand 1ibt, der 
mehrere Tage dauert?" Sast Heini: ,.Ein 
Waldbrand ist nlcbt erlaubt! Der wUrde l• 
wahrscheinllctl länger als eine halbe Stunde 
dauern und die aanze LUftune des Zwilcben­
laprs durcheinanderbrinpn. Ein Feuer Im 
Zwischenlaser darf nicht Uln1er als eine halbe 
Stunde brennen, denn länger bat man die Ca­
storbehfilter nicht auf Feuer aeprUft, achreibt 
Dr. Böcll!ge, und der muß das acblleßllcb wls­
Sftl, denn der Ist Dipl.-Pbyallter.• Sal( leb! 
.Heini, und wenn nun ein Fl~JCUUI auf das 
Zwisdtenlacer stUrzt?"' ..Ja", sast Helnl, .die 

haben ausgerechnet, daß die Castorbehllter 
ein Phantomtriebwerk aushalten, und so ein 
Jagdfluazeull hat nicht viel Sprit drin, das 
brennt nicht lllnaer als eine halbe Stunde.• 
Sall' Iet\: .Mensch, HC!Inl, die Phantoms dUrten 
hier Ober dem Zonenrandgebiet aar nicht rue­
aen. Wu hier tlleat. sind die aroßen Ver­
kehrsfluazeulle nach Berlln, deren Trie~rke 
sind viel acbweret, und mehr Sprit haben die 
auch drin. • .Nee~, sagt Heini, .den aroßen 
D!nprn 1st ein AbstOnen verboten, darauf 
sind die Castorbehlllter nlcht aeprUft, und das 
wUrde dann vielleicht auch länpr als eine 
halbe Stunde brennen, und längere Feuer er­
laubt Herr Dr. Böelege nicht. und der mu8 du 
acblleßllcb wissen, denn der Ist Dipl.-Pbyli­
ker.• 

Adolf Lambke, Jameln 

-- - --- -
- -- --

ZwttcMn....,.chronlk 

4.4.81: Zur RückeN11tkung belucht Kanzler Schmldt die Kommu­
nalpolitiker ln Liichow·Oinntnbtrg:" Slt mechen eirwn knorrigen 
und atandmttn Eindruck und t ... n sich nicht aua dem Anzug putt­
en," Der Wldel"'tend gegen Atomanlagen werde achon wltdlr wrgeh· 
en, " dann wOrden dl ... Schralhlll• der Get<:hlchta angehören." Als 
Bonbon w"pricht ar eine Äthanolanlage. 

30.4.81: Kohl ateht Schmldt ln nlchtt nac:h und beta..-t "bti Kef­
flt und Tortt" den Kommunelpolltlkem Nlntn Rftpekt, " ..• da alt 
trotz groS.r Betatungen geumtJtUtllch wrantwortu19voll handeln 
Grill bnc:hwerte tlch• bei Ihm erntut über dlt PTB, da dl.,. ln tlntr 
IChwachen Minute L.tngaltvt"uchl bel c..torbehilttrn fOr wOn· 
achtnawtrt erachtet hittt. Zuaitzlleh at.ettet der nltclen. Wi .. n. 
achaftlmlnlntr Pettel dem L.tndkrals einen "tnformatlonlbeluch"' 
tb. 

10..4.81: Auf lnltlallw der Gorltbtn·Frtutn beginnen genztiglgt 
Mahnwachen vor dem Gartower Rtthaus, durch die auf dlt Ein· 
Jpruchlfrin gegen dlt geplante Änderung dtl Flichennutzul'lgf­
planea hlngewltNn werden soll. 

4.5.81 : ln der lettUn Woche dtr Einspruchsfrist (bla zum 11.6.81) 
werden Mlhnwachtn Tag und Nach durchgeführt. 

6.5.81: Der Samtotmtlndt Gertow wird t ln von 400 UnterZ!Iichntrn 
untel'ltlitzttr Bürgerantrag überreicht, mit ct.r Bitte" ln dleler Aktion 
eint Unttmlitiung dtl Rat .. zu erblicken, Nltn doch vMIIt C.r "9-
führtln Punkte euch bertltt vom Rat ala notwtl!dig treehttt worden" 
Gefordert wird vor der geplanten Fllichtnnutzungapltnilndtrung 
1. die atomrechtliche Zwlac:htnlagergtnthmlgung abzuwarten, 2. ei· 
nt achrlftllcht Btlehtlnlgung Ober den Verz)cht euf t lne WAA tlnzu· 
holen, 3. tlnt erneute öfftntllcht Anhörung durehzufOhran, 4. Sch• 
dtnltrwtzfragtn zu klllrtn, 6. die Oautr der ZwlachtnlegtrZIIIt zu 
kllirtn, 6, eint Bilr;tl'lllraammlung nach § 67, Nds. Gtmtlndewr­
ordnung durehzufOhrtn. 

21.5.81: Oit ( gt~etzllc:h vorgeachrltbtntl Sondersitzung der S.mtot· 
mtlndt Gartow zum BOrgerantrag '' btlchtrt den 400 Antregsttlltrn 
tlntn Teilerfolg" 10 dlt EJZ. Der Samtgemtlndtrat beschließt tln· 

mütlg, den Bürgerantrag mit A'Ufnehmt der Punktt 3 und 6 (öffent· 
lieht Abwlgung und BOI'gtf'Yirstmmlungl "ln dll Abwigungegebot 
btl dtr Behandlung der wlhrtnd dtr Aualagealhingegangenan An­
rtgungen und Btdtnken elnflltßtn zu leaNn." 

22.15.81: Die Stmtotmtlndt Liichow sieht aieh aufgrund fehlender 
Slchtrhtltlbtrlehta Obtr da Zwiachlnltgtr nicht ln dtr L.tge, tlne 
posltJw Stellungnahmt zur Änderung des Flichnutzung~plen abzuge­
ben. 

23.6.81: Dlt BtzJrk~rtgltrung Liintburg btlchntldet d11 Naturlchutz· 
gtbltt · entgegen 22 Elnwtndem ·um dit für del Zwltchenltgtr be­
nötigten 16 Hekttr. L.tut EJZ "zahlt die DWK nech Errichtung da 
(Zwlaehenlager-l Beuzauru filnf Millionen alt einmalige "Abfindung" 
und wihrand der ~u- und Bttrltbtdeutr jährlich tlnt Million DM." 

2e.5.81: Der Bund fllr Naturtdlutz und lindschaftspflegt Pf'Otll· 
tltrt tcharf gegen dit Aufhebung dtl L.tndtehtftllchuu.s über 16 
Htkttr. Neben 30 Einwendungen belder Btzlr~ltrung wird t i· 
nt Petition beim nledtdchtlachen L.andtlg angekOndlgt. 

a/27.5.81: Nach ZVoMI Siuungen gibt der Samtgtmtindtret ~­
tow vor 400 Zuh6rtm entgegen 1800 Elnaltlnwendungen und un· 
ter Pollaischutz grilnee Ucht fOr dll Zwilc:htnlager. Olt Fliehen· 
nutzungapltnlndtrung wird ohne Gegennimmt bei einer Enthal· 
tung angenommen. Ea kommt zu Tumulten und zur Entwendung 
amtlicher Zwlachenltgtrunterltgtn. 

UU1: 0.. Verhalten der 400 Zuh6rtr bealchrwt CDU-MdB-Grlll 
elt "Anfing vom Endt der Demokrttlt", dlt Atomgegner wollten 
"Faustrecht mn Demokratie". 

5.8.81: Abrupt und "tlahtllch frustriert" wrläßt der nltders. ln­
nenmlnllter M~kllnghoff tlnt OllkUliion mit LUc:howtr Jugend· 
IIchen. Nicht nur Mint Gl1ubwürdlgkelt dom. tl"'tmtl dehln Nln. 

• 
7.6.81: 200 • 260 tlnhelmleoht und auswirtige Atomgegnerbelc:hllll: 
11n in Gedellu, t lnt GroBaktion ln Gorltbtn gegen den Zwlachenl• 
ger·Beubtglnn vorzubtrtlttn. 
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Doch eine WAA in Gorleben? 
Daß die DWK immer noch beabsicht, 
in Gorleben mehr als bloß ein atomar· 
es Zwischenlager zu bauen und dabei 
kaltlächelnd Zusagen von niedersachs­
ens Ministerpräsidenten Albrecht zu 
Makulatur macht, konnte kürzlich ein 
Landwirt aus dem Kreis Lüchow-Dan­
nenberg schwarz auf weiß bestätigt 
sehen. Der Landwirt hatte im Mai 
1978, überfahren von den anerkannt 
"frühkapitalistischen" Überredungs­
methoden und unter dem Druck der 
Drohung, unweigerlich enteignet zu 
werden, einen Teil seines Landes an 
die DWK verkauft. (Er gehörte nicht 
zu jenen, bei denen der Rausch der 
Millionen gar nicht erst Skruppel 
aufkommen ließen.) Außerdem ent· 
hielt sein Vertrag eine Rückkaufs· 
klausel: "Wenn und 10bald fensteht, 
daß Kiuferin da~ von ihr beab8ich· 
tigte nukleare Entsorgungszentrum auf 
dem zur Zeit dafür vof1/IJSIIhenen 
Gelände nicht tm'ichten, fertiglttJI/en 
oder in Betrieb nehmen kann, ist 
Kiuferin verpflichtet, zunichst mit 
Verkiufer ernsthaft über einen Rück· 
kauf dBB verkauften Grundbelitztl8 
zu dann angemtlllltJnen Bedingungen 
zu verhandeln." 

Als im Mai 1979 Ministerpräsident 
Albrecht erklärte, in Gorleben ließe 
sich der Bau einer WAA politisch 
nicht durchsetzen, war eigentlich auch 
die Errichtung eines nuklearen Ent· 
sorgungszentrums, dessen Hauptteil 
eine W AA ist, in Gorleben gescheitert. 
Nun hätte jene Rückkaufsklause an­
wendbar werden müssen. Die DWK 
zeigte sich aber nicht willig, in Rück· 
kaufsverhandlungen einzutreten. Der 
Landwirt versuchte sein Rückkaufs­
recht vor Gericht einzuklagen. 

Das Landgericht Hannover entschied 
am 1. Aug. 1980 in erster Instanz: 
Bei Abschluß des Vertrages konnte 
noch nicht ins Auge gefaßt werden, 
daß die DWK nicht das nukleare Ent· 
sorgungszentrum errichten und nur an­
dere, geringere Aktivitäten in Rich· 
tung Entsorgung entfalten könnte. 
Die Vertragsklausel solle dahingehend 
ausgelegt werden, daß mit Entsor· 
gungszentrum auch ein Entsorgungs­
konzeptgemeint sein könne. 

Der Landwirt vertrat die Auffass­
.ung, daß man ja dann keine Verträge 
mehr machen könne, wenn sie bei 
Auftreten neuer Gesichtspunkte nur 
anders ausgelegt zu werden brauch· 
ten. Er ging in die Berufung. Sein 
ehemaliges Grundstück liegt weit ab 
von dem für ein Zwischenlager benö­
tigten Gelände. Sein Anwalt berief 
sich wiederum auf die Regierungs­
erklärung von Ministerpräsident Alb· 
recht und auf die Erklärung der 
Regierungschefs der Länder vom 28. 
Sept. 1979. ln der Berufungsantwort 

wurde dle DWK dann deutlich. Wört· zustindigen Behörde am getltJUiich ge­
lieh heißt es da: " ••• es steht n i c h t regelten Verfahren. Em recht nicht 
fest. claB die Anlage nicht errichtet maßgebend, schon ainem Inhalt nach, 
werden kann. Unstreitig hat die kann ,,der BeiChluß der Regierungs­
Beklagte (DWK Anm. d. Redakt.} chefl" vom 28. 9.1979 ain, auf den 
die Genehmigung gerniß § 7 A TG bei die Kläger zeitlich abstellen. "Die 
dem für die Genehmigung zultin- RegierufJ(J8Chefl11 sind allemal unzu­
digen Niederriichlischen Sozialminin- ltindig. Dementrprechend enthilt der 
er (vgl. § 24 Abs. 2 A TG} beantragt. "Be1Chluß11 auch keine Entscheidung, 
Ebenfalls unstreitig ist über diet~~~n sondern lediglich eine ,,Begrüßung", 
Antrag bisher nicht entlchieclen wor· also wiederum eine politische Mein­
den. Es liegt nicht Im freien Er.....an ungsiußerung. "Begrüßt" wird im üb· 
des Sozlalminlsters,ob er dem Antrag rlgen nicht eine negative Entscheid· 
stattgibt oder nicht.· Wenn die sicher· ung der Landesregierung von Nieder­
heltstllchnichnilchen Vorau..uungen tachsen, sondern deren ,,Bereitschaft'', 
gegeben sind, muB er vielmehr die die E"ichtung eines Endlagers ,,zuzu­
Anlage genehmigen. Der AntraglttJ/- lt181tJn". 
/er, dtlllltJn Antrag abgelehnt wird, Es steht also nicht fest, daß die B• 
kann vor den Verwaltungi(JIIrichten klagte "das beabsichtigte EntsorgUngs­
klagen. Em wenn die Ablehnung zentrum... nicht errichten ••• kann ... 
unenfechtbar ist, steht fest, daß die Es steht vielmehr fest, daß die Vorau• 
beantragte Anlage nicht tm'ichtet wer· setzungen für einen Verhandlungsan­
den kann. Em dann ist Raum für die ~pruch der Kläger im Sinne der Ver· 
Oberlegung, ob damit die Vorausset· trags/claua/ nicht gegeben sind, die 
zung für die vereinbarte Verhand· Klage also schon aus diet~~~m Grunde 
lungsverpf/lchtung gegeben ist oder abzuweisen ist." 
ob eine erginzende VertragiaUslegung Die Entscheidung über diese Beruf· 
im Sinne der Begründung des ange- ung beim OLG in Celle steht noch aus. 
fochtenen Urteils vozunehmen ist. Wir dürfen gespannt llin, ob danach 

Zu Unrecht berufen die Kläger die Aussichten noch gestiegen lind, 
(der Landwirt Anm. d. Red.} sich euf. daB das Zwischenlager erst der Auf­
die Erklärung, die der Niedersichsiehe takt zum Atomstart in Gorleben ist. 
Ministerprisldent am 18. 6.1979 für Jedenfalls würde sich gerichtlich ~ 
die Landesregierung im Landtag age- stitlgen, daB Jene Ratsherren in Gor­
geben hat. Es handelt sich um eine leben und Gartow, die über die Ander­
Erklirung im Bereich der politischen ung des fllchennutzungsplan• und 
Willensbildung, die nicht justiziabel den Bebaungsplan entschieden haben, 
Ist. Maßgeblich für die Parteien dieses auf unhaltbare Zusicherungen herein· 
Rechtsstreits, zugleich Parteien dBB gefallen sind. 
Kaufvertrages, ist die Entscheidung der Gudrun Scharmer, Holtorf 

Eil Zwlscllellll&r k•••••• a11e111 
Du End1qer llt UD1 auc:h IChoD alcherl Du lat die Zuaqe VOD BUDdel­
kanzler Si:bmidt 8JI1Ulk:h 11ei.Dea Jdammbelmlldlen Besucbla Im Land­
ll:rela. 

Nun fehlt DUl' DOdl die WAA. Aber auch die wird bald fotaenl 

DellD DlemaDd bestreitet, daß unter dem ,.lntegrlerteD EDtaol'81J1188]toD­
zept" die ZnaammeilfassuDg von EDellagerung UDd Wiederaufbereitung an 
einem Ort verstanden wird. Und solange Gorleben elDzlaer EDcllager­
atandort ist, wird dort auc:h der "Nukleare Entaorgunppark." vorbereitet. 

Schon bei seiDem vorlluflaen "NeiD" zur WAA am 16. 5. 1979 achrlnlde 
Mlnlaterprlsldent Albrecht eiD: "SOlche EntadleidUD&eD k6DDen Didlt mr 
die Ewigkeit sein." . 

Aua dielem Grunde wurde der Antrag der DWK auf Bau einer Wieder• 
aulbereitunpanlage bis heute Didlt zurflc:kgezogen. Er wird von den zu­
at1Ddi8en Behörden auc:h zf1lla weiter bearbeitet. 

Dieee den LBDdJaela UDCl UDRre ExlateDzeD bedrohende Entwlc:klung be­
ginnt mit der .ÄDd.enJDa des FllldleJmutzun&splaD.es für das Zwischenlager 
dw:ch die SamtpmeiDcle Gartow. 

Daftlr tragen die dortlpn Kommunalpolitiker die Verantwortung. 

Sle werden slcb. aplter Didlt mit "Daa haben wir Didlt aewußt" UDd "Du 
haben wir Didlt aewollt" ~ kOJmeD. 

_Biuerllche Notgemeinschaft 



ATOMKANZLER IM LANDKREIS: 

VIII Lob für die "knorrigen und 1tandhltM1 .. Kommunal· 
poUti'- des Landeknilll; ·~ Kr.niche, und 
•I• Ablchiedlgllchenk da Venpnchen tlne Blo-AtNinol· 
Vtra~chsanllgt Im Landkms Ulchow-O.nntnberg zu •· 
richten; da Ist die tnurigt Bl .. nz tlnes htlmlichtn (odtr 
•• unheimlichen) BM!chts dtl Atombnz ... Anhing A· 
prll btl Minen ".U.mVWMUchtan " kommunalpolttilchen 
Unwtantn. 
Ganz Im Gegensatz zur derzeitigen Strategie von Helmuts 
Wissenschaftlern und Atom-Politikern, einen aufgeprotzten 
Bürgerdialog mit allen Beteiligten Im Landkreis zu führen, 
zog er es vor einen gemütlichen Samstag in der beschaulich­
en Natur um Lüchow zu verbringen und sich dabei nicht 
von Atomgegnern stören zu lassen. Unter größter Geheim· 
haltung erörterte er unter Ausschluß der Presse mit der 
ortsansässigen Atommafia von Kommunalpolitikern und 
Gortaben-Kommission Fragen der Atomstrategie und der 
gesamtan Wirtschaftsstruktur des Landkreises. Atomgeg­
ner hatten nicht das zweifelhafte Vergnügen ihre Stand· 
punkte dem Kanzler zu erläutern; denn ein Kanzler spri­
cht nicht mit dem Pöbel sondern "mit den politische Ver· 
antwortlichen". Und so etwas wird nicht an die große 
Glocke gehängt. "Einftlch d.shBib, weil Ich • niB für BiM 
Stmutlon, 10nd1m für BIM S./b6twmindllchkBit IM/te, 
ds8 dBr BundB$/csnziM d/1 M1inungen und Emhrun(JBn 
dlf VtN'BnwortlichBn vor Ort ktmMnllmt, um liB bli dBn 
polltlschBn EntschB/dungen dM BundtiSI'fgiiiVng blriick· 
tichtlgtm zu könntm." ( Landeszeitung v. 18.4.81) 

Zu dem Widerstand gegen atomare Pläne meinte Atom 
Schmidt lapidar, Wid,rstand sei ein Zug der Zeit, der bin· 
nen kurzer Zeit abgefahren sei, ':.. dsnn würd1n dltllfl 
SchrBihilu d" Gnchichtungehönrn/"Hochphilosophisch 
führte Atorn-Schmidt weitar aus:" Unruhll tmtBttlht em 
lmmM dsnn d1, wenn lieh MBnschtm (Jtlilt/g mit Btwalbe­
schifti(Jfln, w• sie noch nicht ktmMn, Btwlf INICh dtJm Mot· 
to: w.tde f!ur nlch k1nnt, dst frlt he nlch." (EJZ v. 6.4.81) 
Es ist schon beruhigend zu wissen, einen derart intelligen· 
ten und weltmännischen Mann an der politischen Spitze zu 
haben, der aber auch wirklich an alles denkt. Da wagt es 
doch so ein dahergelaufener NDR-Reporter zu fragen, ob 
die Maßnahmen in Gorleben nicht einen erneuten Eingriff 
in die Landschaft darstellen würden. Darauf der Kanzler: 
"Von dlf Zerrtörung dlf Lsndlchllft zu lprtiChtm, llt ttine 
unslnni(Jfl Obertreibung;" Sich an den fregenden Reporter 
persönlich wendend äußerte Schmidt:" Si1 glnge(l noch 
zur Schu/1, 1/$ Ich schon 1n Nsturschutz dllchtl." Bravo 
Helmutl (EJZ v. 6.4.81) . 

Im Wendlandhof in Lübeln und beim Mittagessen in · 
Gartow wurde Im vertrauten Kreise über das atomare 
Endsorgungskonzept des Bundes und über das Zwischen • 
und Endlager gesprochen. Hier konnten sich die schmie­
rigen Kommunalpolitiker ihr lob von höchster Stelle für 
Ihre "verantwortungsbewul,\te" Atompolitik abholen und 
mit stolz geschwellter Brust in Ihr kleintsürgerliches Käm­
merlein tragen. So sprach der Kanzler:u Die Enr.chlldung 
dt11 LsndknriM LiJchow-D8nnenberg für di1 Verwirklich­
ung e/I'HI$ Zwischtlniii(Jfl;, für ab(Jtlbrannr. BnrnMI~JT~Bntl 
und schWIIChrtldlosktlvl Abfälle 10wie zur Prüfung d• 
S.lntocktll suf seiM Eignung für 1in möglichtll Endiii(Jif 

hsbl Ich in melntm G..,riichtm in Sonn 18/blt su«irück· 
/Ich (Jtlwürdlgt. Der BtiSChluB Ist 1ln WflftVOIIIf Stiltrag zum 
EntiOrgun(/$/conzti(Jt von Bund und Ländem. Er.-IB/chtwt 
di' Entscheidungen über elnBn wwltMfln Ausbsu dlf Kem­
Bnergie in dtJm für un181W Entlf'giti'ISfJOrgung unM/äßllchtJn 
Mall." (LZ v. 18.4.B1) Da hat er recht, der gute Helmut! 
Bei der Frage der Wiederaufarbeltung zeigte er dann sein 
ausgeprägt:es ·technisches Verständnis, denn " _,in tJJch­
nlschlf Hlf'llicht, such in sichlfheim.chnitcher Hinsicht, 
llt WiedBf'BufBrbtJitung kttin Problem. 0.. macht uM vor 
allem un~er Nschbsr Franknrich vor. Auch di1 Vt117UChllln­
/8fltJ Karl1ruhe, die Ich vor kurztim btllichtigt hsbe, srbei· 
tlt gut." (LZ v. 18.4.81) ln diesem Zusammenhang sei an 
die Unfälle in La Haque und Karlsruhe erinnert, Herr 
Kanzler! 

Daß unser Kanzler aber auch über die Grenzen des 
Wendlandes hinausdenken kann (böse Zungen könnten ihm 
imperialistisches Großmachtstreben unterstellen) verdeut­
licht folgende Ausführung:" AbBr diB Ff7I(Jtl der Wiedlf· 
sufarbeltung hst ja nicht nur eln1n /oksl1n AI{JBkt, IOn· 
dtJrn such tlinBn lntsrn8tlonslen. Für die Bundtlll'ti(JIIrung 
ltlht 8U8er Zwttifel, ds8 wir eiM ei(Jtlfltl WiedtN'BufBrbei­
tun(JIBnlage hsbBn mÜ$$8n. Wenn wir danruf verzichten 
wollten, würrJ1n wir nicht nur diB Zuammensrbelt mit sn· 
derrm Stsstln Im BB~Wich d" Entwicklung f011gtJfChrlrr. 
nlf nukl•rer TtJChno/ogien in Ff7I(Jtl ltelltm, 
ltllltm, 10ndlfrt lntiJrrNltlonsl auf dl• 
111m Feld hoffnungi/01/M Hinttlrtl-.fftm und in frtJmde Ab· 
hinglgkelt (JtlrBtrln. A/1 ltllrk exportorlentlertt~r lndUitrltJo 
ltiiBt müsun wir u,.,.,.r elll""" Arl»/tlp/itze wegtn übtJr 
alle im Zuumnwnhsng mit dlf KemtJJchnlk notwendi(Jtln 
TtJChnologltm Vlf'fiJ(Jtln, und zwer nicht nur auf d1m PB­
pl~r." (LZ v. 18.4.81) 

Die Menschen in Lüchow-Dannenberg werden von dem 
großen Profitkuchen jedoch nichts abbekommen; sie sollen 
zumindest ein paar Krümel erhalten. Deshalb wies Schmidt 
auch auf alternative Energiegewinnung hin und versprach 
großzügig. sich für die Errichtung einer Bio-Äthanol-Anlage 
einzusetzen, denn .' ': .. für dBn Lsndkre/1 Lüchow-Dtmnen­
blrg könnte eine 10ichll VeiiUChllln/B(JtJ BIM wichti(Jtl Hll· 
fB bei der Bewältigung der dort dringendBn wirtM:hsftlich­
"' ProbltJme darrtlll1n." ( LZ v. 18.4.81) 

Besonders stolz können die Herreil Kommunalpoliti­
ker über die abschließenden Bemerkungen ihres Kanzlers 
sein, wo er "-· Bn(Jtlfltlhm liiHitrrtiiCht dsrübtlr Mr, wie"_ 
schl0118n die Kommune/politiker, g/1ich welchtlr ColtHJr, 
d• EntsorgungllconztJpt dtll Bund• und der UndSr unt.r· 
ltlitzen. Sie machen elntm kno"I(Jtlfl und ltllndftlltln Ein­
druck und l.,.n lieh nicht BUI dem Anzug pUitBn. • (EJZ 
vom 6.4.81). 
AlDt HELMJT KOHL KAM NACH l.OCH7N 
Wenige Tage nachde~ Helmut Schmit den Landkreis be­

suchte, ließ es sich auch der Bunde$vorsitzende der CDU, 
Helmut Kohl, nicht nehmen seinen Senf bei einem über· 
raschenden Besuch ln Lüchow-Dannenberg dazuzugeben. 
Bei einem "lnformationsbesuch" diskutierte Kohl eben­
falls mit Kommunalpolitikern und Mitgliedern der Gorta­
ben-Kommissfon über das Entsorgungskonzept. Merkwür· 
digerweise zeigte Kohl tiefes Bedauern darüber " ... dsß 
die AtomkraftprobltJmBtlk zu BinM partlipo/ltlschtm Kl .. 
siflzierung in d" Bundtllflqub/lk (JBführt hst. Ds8 d• ·ThtJo 
ms K""",."/1 dnrt unii!IChllch diskutiert wird, zeugt 
von elnM b.rürundtNJ VtNWBhrloamg der po/ltlschtm Ku/· 
tur in dM Bundtllflqublik." (HAZ v. 30.4.81) So verwahr· 
lost kann die polltisctle Kultur zumindestans innerhalb der 
drei großen Parteien wohl noch nicht sein, denn im großen 
und ganzen " ... tel/1 Ich die Alllicht dt11 BundBIIcsnzlerr, 
dsß'suf lsn(Jfl Sicht (/tii8Mn diB Bundtllflqub/lk ohM 1/ne 
WAA nicht lhrtJ EnerglevtJnorgung lic~lltln könnt~." 
( LZ v. 30.4.81) Auch Kohl zollte den Kommunalpolitikern 
Respekt, " ... ds 111 trotz großtlr Beisltungen ,_mtstast· 
/Ich 'l'tlf'Bntwortungwoll hllndtlln." (LZ v. 30.4.81) 
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Ansonsten unterschied sich der Besuch der beiden deut­
schen Ober-Helmuts nur dadurch, daß Schmidts ' Helmut 
zusammen mit Frau Loki nach den golitischen Gespr• 
chen noch durch Feld, Wald und Wiesen spazierte, wobei 
einige Kraniche verständllchet'v.lelsa verschreckt das Weite 
suchten, während Kohls ' Helmut aufgrund des schlechten 
Wetten früher als vorgesehen den Rückflug mit dem 
Hubschrauber antreten mußte. Ein Glück! 

Soviel Lobhudelein für die so arg geplagten Kommunal­
politiker innerhalb weniger Tage von höchs18r Stellet 
Des tat Ihnen gutl So wollten sie sich dankbar zeigen 
und "gesamtstaatllche Verantwortung" demonstrieren 
und so beschloß der Rat der Samtgemeinde Gartow oh­
ne Gegenstimme in einer Sitzung Ende Mai die vierte 
Änderung des Flächennuuungsplanes. Damit gab der 
Rat grünes Licht für den Bau eines "Zwischenlagen" 
in Gorleben. Die Gartower Kommunalpolitiker sind 
halt knorrig und standhaft, aber es wird Zeit, daß man 
sie mal aus dem Anzug pustet! I 

Verladebahnhof in Wustrow? 
Anfang April mußten die Wustrower 

Ratsherren erst aus der EJZ erfahren, 
daß ihr Ort als Umladestation für Ca­
stor-Brennelementbehälter im Gespräch 

- ist. Weder die Setreiber des geplanten 
Zwischenlagers, nämlich die Brennele­
menti.,·GmbH Gorleben (BLG), noch 
andere Stellen, die davon wissen muß.. 
ten, hatten es für nötig gehalten, die 
Wustrower Kommunalpolltiker, erst 
recht nicht die Bevölkerung, zu unter· 
richten. 

Der Wustrower Rat sollte nun auf 
Wunsch der Samtgemeinde Lüchow zu 
einer Änderung des Vorentwurfs eines 
Flächennuuungsplans Stellung nehmen 
in dem ein Bereich, der unmittelbar an 
das Bahngelände grenzt, als Wohngeblet, 
ein anderer als Gewerbegebiet ausge­
wiesen wird. 

Bürgermeister Werner Meiner lud Z\Yei 
Vertreter der BLG ein, um überhaupt 
erst einmal Informationen über das ge­
plante Projekt zu erhalten. Diese lnfpr­
mationen bestanden Im wesentlichen 
aus Beschwichtigung und Schönfärbe­
rei. Die BLGHerrenstellten das Problem 
sodar,alsVingees um das Umladen von 
Kartoffelsacken. 

Worum geht es wirklich 7 

Die abgebrannten Brennelemente sol­
len aus den AKW's auf dem Schifnen­
weg in den Landkreis Lüchow-Dannen­
berv gelangen. Sofern nicht ein direkter 
Gleasarischluß für das zwilchen Gorle­
ben und GedeliU geplante Zwischenle­
ger gebaut werden soll, müssen die Ca­
stor-Behälter mit den Brennelementen 
auf LKW's umgeladen werden. Als ent• 
sprechende Bahnhöfe sind alternativ 
Dannnenbera-Ost und Wustrow Im Ge­
spräch. Die Sorge der Wustrower wird 
verständlich, wenn man bedenkt, daß 
die Brücken zwilchen Dannenberg und 
Gorleben bis zu 120 t zugelassen sind, 
die ~wertransporter aber bis zu 177 t 
wiegen können. Daraus ergibt sich, daß 
Wustrow für die Setreiber eher geeignet 
erscheinen muß. Diese Ietzen das Ver­
wirrspiel aber fort, Indem z.B. BLG-Ge­
schäftsführer Sagemüht am 4.5. vor der 
Gorleben-Kommission behauptet, mit 

den Benennungen Wustrow und Dan­
nenberg-Ost nur allgemein darstellen zu 
wollen, daß derartige Transporte durch 
den Landkreis möglich seien. Die eigent­
liche Entscheidung über den Ort des 
Umladens müsse auf politischer Ebene 
erfolgen. 

Nun, was die Politiker in Wustrow an­
belangt : Sie wollen den Umladebahn­
hof nlcht haben.(Ein Ratsherr fragte, 
warum denn nicht L.üchow Umlade­
bahnhof werden kann, "denn Lüchow 
reißt doch sonst immer alles an sich"). 
Nur wollen die Setreiber die Wustrower 
gar nicht um Erlaubnis fragen. Laut Sa­
gemühl kann die Bundesbahn, die für 
das Umladen zuständig Ist, die entspre­
chende Gleisanlage mit Kran auf eige­
nem Gelände bauen und dazu sei dann 
keine Änderung des Flächennuuunos­
plans und keine Aufstellung eines Be­
bauungsplans erforderlich. So einfach 
gehtdas I 

Erleichtert wird dadurch auch die Hal­
tung des Wustrower Bürgermeisters, der 
sich ansonsten nicht gerade als Gegner 
der Atompläne profiliert. Gegen das 
Zwischenlager hat man von Wustrower 
Kommunalpolitikern noch nichts ~ 
hört, gegen den Umladebahnhof laßt 
sich ~n leicht argumentieren, denn 
erstens Wll"de der ja direkt vor der Haus­
tür stehen, und zweitens hat man in 
Wustrow mit der Entscheidung sowieso 
nichts zu tun. ln Anbetrecht der bevor­
stehenden Kommunalwahl eine sehr 
günstige Konstellation. 

Welche konkreten Gefahren und Pro­
bleme sich aus dem Cestor-Transport 
und dem Umladen ergeben, wurde u.a. 
auf einer Informationsveranstaltung der 
BI Im April in Wustrow deutlich. An 
dieser Stelle seien nur kurz die wichtig­
sten Punkte erwähnt : 

• die Castor·Behälter sind außen mit 
strahlenden Tellehen kontaminlert(ver­
giftet) 1 sie geben eine Oberflächenstrah­
Jungao 

• die Brennelernente enthalten eine 
Vielzahl radioaktiver Isotope, die durch 

· ein noch nicht langzelterprobtes Deckel­
system mit Kunststoff- und Metalldich­
tungen zurückgehalten werden sollen 

• die Transportfrequenz, von den Be­
treibern mit 2-3 Behältern pro Woche 
angegeben, dürfte wesentlich höher lie­
gen, wenn erst eine WAA betrieben wird 
und zwischengelagerte Brennelemente 
von Gorleben zur WAA transportiert 
werden (die WAA soll ja angeblich 
nicht in Gorleben entstehen, s. hierzu 
aber auch S. ). Ein Bahnhof wie Wust· 
row wäre jeweils halbe oder ganze Tage 
geschlossen 

• bei einem Unfall, bei Lecks oder ir­
gendwelchen anderen Gefährdungen 
müssen die Behälter wieder bis in das 
entsendende AKW zurücktransportiert 
werden, weil weder die Umladestation 
noch das Zwischenlager über Möglich­
kelten verfügen wird, den Schaden zu 
beheben. Das werden dann die beson­
ders "heißen" Transporte 

• auf die Frage der möglichen Gefähr­
dung von Gebäuden durch Erschütte­
rungen (bei immerhin 177t-LKW's) wird 
nur lapidar behauptet, man könne das 
ausschließen 

• in welchem Umfang Behinderungen 
des landwirtschaftlichen und des son­
stigen Verkehrs im Landkreis Lüchow­
Dannenberg durch Straßensperren, Si­
cherungsmaßnahmen, Polizeiaufgebot 
etc. zu erwarten sind, Ist noch offen, 
es läßt sich aber leicht vorstellen, wie 
das aussehen wird. 

All diese Gefahren haben die Bewoh­
ner von Wustrow klar vor Augen. Es ist 
zu hoffen, daß sie sich nicht durch star· 
ke Worte ihrer Kommunalpolitiker be­
sänftigen lassen, denn sonst bleibt es 
wirklich beim ,,Sturm im Wasserglas", 
wie CDU-Grill die Besorgnis der Wust· 
-rower Bürger zu nennnen beliebt. 



Protokoll des Pfingsttreffens in Gedelitz : 

Großaktion in Gorleben geplant 
Das am 30.5.81 von der Zwischenlagerkonferenz in Mar· 
burg beschlossene Pfingstreffen in Gorleben fand mit ca. 
200 Teilnehmern statt. Durch die kurzfristige Einladung 
konnten die Teilnehmer aus den verschiedenen 81 's nur für 
sich sprechen, da die Aktionen zum Saubeginn des ersten 
Zwischenlagers in den 81 's noch nicht ausreichend disku­
tiert worden sind. Zu Beginn des Treffens wurde von den 
aktiven Mitgliedern der BI Lüchow-Dannenberg über den 
Stand der Zwischenlagerplanung berichtet. 

Obwohl mit dem Baubeginn jederzeit zu rechnen ist, wa­
ren wir uns einig darin, daß eine Großaktion eine Vorberei· 
tungszeit von mindestens 4 • 6 Wochen bedarf und nicht vom 
Baubeginn abhängig gemacht werden kann. Nur durch eine 
Großaktion kann eine bundesweite Öffentlichkeit für das A· 
tommülltransport· und Zwilchenlagerproblem geschaffen 
werden. 
Es wurden folgende Aktionsvorschläge diskutiert: 
1. dezentraler, bundesweiter Aktionstag zum Baubeginn. 
2. Wendlandblockade: Totalsperrung aller Zufahrtswege in 
den Landkreis über mehrere Tage, um eine breite Öffentlich­
lichkeit zu schaffen (alle sind betroffen), und um die Zwi­
schenlageranlieferung zu unterbrechen. Bei der Totalblocka­
de besteht das Problem, daß man gerade die Leute, die man 
ansprechen will und auf die man angewiesen ist, verägert. 
Ein weiteres Problem ist die Durchführung der Blockaden: 
entweder braucht man sehr viele Leute über mehrere Tage, 
oder man setzt Mittel zur Blockierung von Straßen ein, wie 
z.B. Barrikadenbauen und Straße aufreißen, die sehr um­
stritten waren. 
3. Großzeltlager von Donnerstag - Sonntag zur Belagerung 
von 1003 (Zwischenlagerstandort). Zu diesem1Großzeltlager 
gab es zwei kontroverse Meinungen: 
a. Camp mit vorher klar abgesteckten gemeinsamen Ak· 
tionsrahmen mit demonstrativem Charakter (Mauerver· 
schönerung • Anlegen eines künstlichen Walles, um die Mau­
er verschwinden zu lassen) 
b. Camp als Aktionszentrum ohne Einschränkung der Ak· 
tionsformen 
Wir konnten uns in dieser Form nicht auf einen der beiden 
Punkte einigen. 
4. 3-tägige Sternfahrt mit anschließender Großdemonstra· 
tion. Die Sternfahrt soll die Verbindung der einzelnen 
Standorte von Atomanlagen zum Zwischenlager in Gorleben 
deutlich machen (Atommülltransport) und zusätzlich für die 
Großdemonstration mobilisieren. 

Mit der ersten Großdemonstration seit 1977 im Landkreis 
soll gezeigt werden, daß die gewünschte Friedhofsruhe im 
Landkreis nicht eintritt und daß wir erkannt haben, daß die 
bundesdeutschen AKW ' s nur weiter betrieben und neu ge­
nehmigt werden können, wenn jetzt mit dem Zwischenlager· 
bau begonnen wird. 

Nach längerer Diskussion haben wir uns auf folgendes ge­
einigt: 
Beginn der Sternfahrt donnentags mit dem Ziel, daß ltän· 
dig Konvois im Landkreis eintreffen. Schwerpunkt der bun· 
desweiwn Sternfahrt ist eine massive Öffentlichkeltsarbeit 
mit Begleitdemonstration und Aktionen in möglichst vle· 
len Durchfahrtsorten •. Für früher eintreffende Konvois gibt· 
es ein gemeinsames Zeltlager. Sollte die Polizei die Konvois 
aufhalten, wird es zu Blockaden und zur Verstopfung des 
Landkrei• kommen. 

An der Großdemonstration am Sonntag können sich al· 
le Atomkraftgegner be18iligen, die aus zeitlichen Gründen 
nicht an der Sternfahrt teilnehmen konnten. Ober den Cha­
rakter der Großdemonstration wurde noch nicht dilku· 
tiert. 

Am 20. Juni 1981 (14.00 Uhr Trebeler Bauernstuben) 
findet ein Vorbereitungstreffen statt, auf dem dieser Vor· 
schlag ausführlich diskutiert und beschlossen werden soll. 

Die Teilnahme von möglich vielen BI 's ist sehr wichtig, da 
die ganze Aktion nur sinnvoll· ist, wenn sie bundesweit von 
vielen BI 's getragen wird. BI 's, die nicht vertreten sind, 
sollen auf jeden Fall schriftliche Stellungnahmen vor dem 
Trebeler Treffen einschicken ( an Rebecca Harms, 3139 
Gusborn, Zadrau). Es ist wichtig, daß beiin Trabeier Tref· 
~n von den BI 's konkrete Vorschläge zum Ablauf der 
Sternfahrt (Abfahrt der einzelnen BI ' s, Zusammentraf· 
fen mit anderen, Aktionen etc.) vorgelegt werden. 

Die Aktion selbst soll 3 bis 4 Wochen nach dem Trabe· 
ler Treffen stattfinden. 

Klar ist, daß diese Aktionen nicht in Konkurrenz treten 
darf zur beschlossenen Großdemonstration in Nordhessen 
nach Bekanntgabe der WAA-Standortes. ln diesem Fall 
müßw eine genaue Absprache getroffen werden. 

Wenn am 20. Juni in Wethen (Nordhessen) eine Demo 
stattfindet, wird das Trabeier Treffen verschoben. 

(Zusammengestellt von Vertratern des Pfingsttreffens 
und der B_l Lüchow-Dannenberg) 

Gorleben 
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Bericht vom Gedelitzer Treffen 
Ober Jahre hinweg und auch noch in den letzten Wochen wurde von 
der BI Lüchow-Dannenberg und anderen eine Großdemonstration bzw. 
eine Großaktion in Gorleben abgelehnt. Als Begründung hieß es immer 
wieder, daß solche Aktionen die einheimische Bevölkerung überfordern 
und den bisherigen Widerstand kaputtmachen könnten, außerdem 
könne der Landkreis polizeilich großräumig abgesperrt werden und 
überhaupt: auf diesen engen Straßen sei schon aus organisatorischen 
Gründen eine Großaktion unmöglich. 
Verwundern mußte also ersteinmal der Vorschlag des Marburger Atom· 
mülltreffans vom 30.5., eine "Kombination aus Platzbesetzung, Blok· 
kade und Großektion" gegen den Zwischenlager·Baubeginn in Gor· 
leben durchzuführen.lm folgenden einige Äußerungen vom ersten 
Vorbereitu~n am PfingstSOnntag in Gedelitz, die qanz gut zei· 
gen, daß tatsächlich ein Stimmungsumschwung eingetreten tst: 

Zu Beginn schilderten Mitglieder der BI Lüchow·Dannenberg, wie sich 
die fast einstimmige Beschlußfassung des Gartower Samtgemeinde· 
rats für ein Zwischenlager auspewirkt hat:"Es wer ein furchbarer Tag, 
zu sehen, wie egal ihnen das ist, was wir sagen." Und eine andere BI· 
Aktivistin:"Was uns aufgefallen Ist, daß die Hektik der Ratsherren 
darauf hinausliiuft, daß schnell Ruhe einkehrt. Wir mÜ86tln zeigen, 
daß es hier keinen Frieden gibt, dazu mÜ86tln hierher viele Leute 
von außerhalb kommen." Und auf die Frage eines Göttinger Atom· 
gegners, ob denn eine Großaktion bei den Widerstandsgruppen im 
Landkreis auf Zustimmung stößt:" Zur Zeit nicht viel. Resignetion 
ist genz klar da. Die Frage ist, gibt es wichtige Gruppen, die sich da­
gegen stellen oder wird des toleriert. Irgendwie ist jetzt aber 
allen klar ,daß wes laufen muß. Mit den Formen des Widerstllnds, die 
hier für uns möglich lind, lind wir emmel am Ende. Deshalb ist jetzt 
eine Stärkunp durch eine Großaktion unheimlich wichtig. Bei vielen 
Leuten, die m Gartow dabei waran, ist es so, daß sie nicht mehr nur 
mit sich selbst blockieren wollen, sondern daß sie was mit anderen 
machen wollen." 
Eine engegierte Vertreterin der Bäuerlichen Notgemeinschaft plä· 
dierte dafür, das vorgeschlagene Camp mit Blockaden zu koppeln 
und alles in eine Großdemonstration einmünden zu lassen: 
" Ober Tage hinweg muß die Einfahrt unserer Leute in den Land· 
krais pessieran, es muß immer zügig gefahren werden, 4 Tage, TBg 
und Nacht, die Polizeidienstplina mÜ86tln völlig durchJinenderge­
bracht werden." 

Sand ins Getriebe der 
Atomindustrie 

Hier sollen kurz einige Aktionen von 
Atomgegnern aufgezählt werden, die 
der Atommaffia hoffentlich das Leben 
ein wenig schwerer machten. Bisher ist 
von dieser Art vom Widerstand im Wend­
land kaum etwas an die Öffentlichkeit 
gedrungen. Die nachfolgende Aufzäh· 
lung ist deshalb gewiß auch nicht voll· 
ständig. 

- Bei der ehemaligen Oberseefunksta· 
tion der Post in Woltersdrorf, heute 

Polizeiunterkunft, wurde die Abwasser· 
kanalisation verstopft. Dies hatte zur 
Folge, daß die Abwässer der Toiletten 
nicht mehr abfließen konnten. 
• Beim Depo des Celler Brunnenbau 

wurden die Elektroleitungen gekappt. 
• Bei 7 oder 8 bewachten Bohrfahrzeu-
gen an einer Pegelbohrung in der Nähe 

von Marleben wurden die Reifen zer· 
stochen. Erst drei Wachablösungen spä­
ter wurde der Schaden mit Schrecken 
erkannt. 
• Beim Bürgermeister der Samtgemein· 

de Gartow, Rathje, wurde nach be· 
kanntwerden der Ratsentscheidung zur 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
die Fensterscheiben eingeschmissen. 

Während der Punkt, daß eine Großaktion nötig ist, unumstritten 
war, zeigten sich in der Frage des Charakters der Aktion große 
Meinungsverschiedenheiten. 
Die Position eines älteren Lüchow·Dannenbergers:"Wir wollen 
hier an Wlderst~~ndsformen nichts aU$!1Ch/leßen; die Anchlöcher, die 
nichts machen wollen, bleiben sowieso Iitzen, da können wir keine 
Rücksicht drauf nehmen." war unter den Teilnehmern 
sehr umstritten. Einzelne BI-Aktivisten setzten sich dafür ein, 
daß zumindest zum Zeitpunkt der Großaktion ,,hier nichts 
kaputt gemacht wird". Man habe im Landkreis zwar Verständ· 
nis für die Wut, aber öffentlich könne man solche Aktionen 
nicht unterstützen. Vielmehr komme es darauf an, den Rah· 
man der Aktion vorher pnau abzustecken. Von "Auswärtigen" 
wurde vereinzelt auch dte Meinung vertreten, daß ein genau 
abgesteckter Rahmen verhindern könne, daß staatliche Re· 
pressionen stattfinden. Andere "Auswärtige" machten deut· 
lieh, daß sie keine Aktion unterstützen würden, "wenn uns hier witJo 
der gesagr wird, das und das und das darf nicht gemacht werden." 
Eine andere Teilnahmarin meinte in Bezugnahme auf den Brok· 
dorfweiterbau nach einer 100.000.-köpfigen Demonstration: 
" Es geht nicht nur darum, daß wir mehr werden, sondern auch 
darum, daß unsera Aktionen eine gewiss8 Entschiedenheit aus 
drücken.Es wurde vorgeschlagen, daß gegen örtliche Polizei· 
sperren in den verschiedenen Orten (ähnlich wie bei Brokdorf 4) 
örtliche Widerstandsaktionen im Falle einer Behinderung ange­
droht werden sollten. Einem waltarn Vorschlag zufolge sollte 
von anfang an festgelegt werden, daß der Großaktion dezentrale 
Aktionstage im Sinne des "Freitag, dem 13." folgen.Die Großaktion 
dürfe nur als Auftakt für den weiteren Widerstand verstanden werden. 

Ich persönlich gehe davon aus, daß ein von vornherein verbindlich fest· 
gelegter Rahmen viele Bis von der Teilnahme an der Aktion abhalten 
würde und insofern die Mobilisierung von vornherein halbherzig lau· 
fen würde. Der offene Rahmen der letzten Brokdorfdemonstration 
(innerhalb dessenbestimmte Aktionen auf Kosten anderer AKW-Geg· 
ner ausgeschlossen warenl hat m.E. bewiesen, daß vorherige Reglemen· 
tierungen unnötig sind. 
Ein Teilnehmer des Pfingstreffens 

Das Informationszentrum der 
DWK stinkt uns schon lange 

Am 1. Mai betrat eine Schar junger 
Leute das Info-Zentrum der DWK in 
Gorleben (ehern. alte Schule· dann von 
der DWK umgebaut). Nachdem sie sich 
hinreichend informiert hatten, verlie· 
ßen sie das Gebäude wieder. Es bleib 
ein erbärmlicher Gestank zurück • 
damit jeder Besucher merkt, wie die 
Pläne der DWK stinken. 
Die Duftwirkung schien sehr nachhal· 
tig zu sein, da noch zwei Wochen spä· 
ter eine Besuchergruppe aus der VHS­
Göhrde sich der Verdächtigung ausge­
setzt sah, ebenfalls ein Buttersäure­
Attentat ausgeübt zu haben. 

Cf?oo:' 
( ~· ':· 

;. .. -:~ :-.:~~ 
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Mit 2 Hundertschaften gegen Konvoi ... 
Mit einem 17 PKW st.kem Konvoi Of'glnlsier18n Ml1ulieder der Bremer ßürverinttiatiwn gegen Atom.n-..n (BBA) Pfing­
lten eine Atommillidemonstration n-=h Gorteben. ln den D6rfern ltle& der Konvoi .uf grolet ln._, .uf freiem Gelln· 
de fielen je eine Hundet ttchlft Poillei und BGS über Ihn har. Die vlel•ltigen Erf.ttnangen d• Bremer/Innen sind belonden 
au:h dethalb llhr in.......,.t,weil die geplante Großaktion in Gorleben aller W.ttncheinllchkelt nach mit Ihnlichen Atom­
nMli-Konvois (,,swnm.-.ch nach Golteben") eingeleitet werden 1011. Wir veröffentlichen deihalb einen leierbriet von M•· 
got Owrath, einer Tellnehm.tn des Konvois, der m6gllcherwtill in der "EI~ei.Z.ttung" nicht abgedruckt wird. ln 
einer Erginzung hierzu IChlld.-t Marstot die positiven Erf.ttrungen mit dem Atommüll-Konvoi.- Beides zusammen clürft. .,_. 
nug Stoff für Diakuliionen in den Bl's Ober möglicheihnliehe Aktionen bieterd 

U.rtwlef 

"w• d• Pollzellntpflkdo mltte/Jt.,ver­
Hef der Einatz ohne Zwl«:henfil•", 
sehrleb die EJZ am 9.8. rber die Auf. 
Iösung des Autokonvois .,s Bremen 
ducrch die Polizei. 
Ich als Betroffene beurteile dieten Ein· 
satzallerdings anderi.Unm ittelbar nec:h • 
dem der Konvoi von en1gegtnkommen· 
den Pollzelflhrzeugen gestoppt worden 
war, beflhl der EinSitZleiter ln mlllti· 
riiChem Ton, daß die F.ttrzeugintl*n 
lb 10fort alle seine Anweisungen zu be­
folgen hitten,sonst wfittde"d/rekte Ge­
Mit"' angewendet. Wir protestierten 10· 
fort gegen die• Drohung. Der Konvoi 
.,, 17 Fahrzeugen hatte durch die Art 
•iner Aufmachung nlchu andtm ge· 
tan, ala darauf hinzuwei•n. daß dem­
nichst Transporte von Atommüll und 
abgebrannten Brennelementen aua den 

Die Fahrt war ganz tolLWir aind ganz 
gut zu~~mmengeblieben und immer mit 
Sirenengeheul ln die Ortlehlften rein. 
Ober Lautapreeher h1ben wir erklirt 
w• wir tran.Portieren und wohin, da· 
nlc:h noch kurz einige ErläuteNngen . 
Wir sind in den Oruc:haften 20kmlh 
gefahren,lb und zu haben wir ganz an· 
gehalten. Durch die Lautlprecherans• 
genund unsere Aufrnachung(FU.rmit 

AKW'a die Ortlehaften bedrohen Wflf· 
den, fllll d• Zwilchenlager ln Gorle· 
ben wie geplant gebaut wird . Aua un­
.,. Frage, •lt wann denn die Polizei 
mit ,,direkter Gewalt" drohe ·wo doch 
sonst 10 viel Wert darauf gelegt wird, 
sich •lblt ala friedlich und die AKW· 
Gegner ala kriminell hlnzultellen -be· 
kamen wir zur Antwort:,,Hwr.llt d• 
mtl .,dflntum, heut. ,.,,." wir mit 
der Gewalt.,," 
Olea spielte lieh leider nicht auf der 
Bundesstraße bei Weddewltz lb, wie es 
nach der EJZ-Meldung den AniChein ' 
hlt, tondem IUf einer Nebenstrecke 
hin111r W.tdau, al10 ohne schützende 
Öffentlichkeit. An der Fahrzeuglehlan· 
ge entlang waren Poliziaten -Mann an 
Mann· in Kampf.,ristung postiert. 
Meiner Einschitzung nec:h war eine 
Hundeniehaft Polizei Im Einsatz. Am 
Ende des Konvola rlegelten ein bis 

dem RadloaktlvitiUzeic:hen .,f den 
Oachgepickträger) haben wir viel Auf. 
tlhen enegt. Uns wurde iberall zuge. 
hört und teilweise auch tpplaudiert. 
Wir haben beob.:h18t, daß die Leute 
teilweise an die Fenlter und auf die 
Straße geatürzt kamen. 
FOr una war dll ein guter Teat fllr die 
dilkutierta Aktion im Juli . Die Konvois 
mlilsen nicht unbedingt länger ala 20 
Flhrzeuge •in, dafür aber .,f Jeden 
Fall gut .,egerültet (Tonnen, Plakate 
und Kleister,Fiugblitter,L.,Uprecher, 
Megaphone, Sirene etc.) . Wenn mög-

zwei Hundertschaften Bundesgrenz· 
IChutz den Fluchtweg lb. Ale Fahrzeu· 
ge wurden durchiUCht, Tatehen und 
Gepäck durchw\l'lit, Koffer· und Mo­
torräume mußten ge6ffnet werdenDie 
Pe1'10nllien jedes einzelnen Konvoltell· 
nehmen sind IChriftfich festgehalten 
worden, eben10 die polizeilichen Kenn· 
zeichen der Fahrzeuge. Einige der mit· 
gefitlrten Fi•r mußten von den D.:h· 
gepäcktrigern lbgenommen v.<erden. 
Die DurchiUChung cta.rta etwa einein· 
halb StW1den. Wire der Konvoi nicht 
von der Bundesstraße in die Neben· 
11ree:ke lbgebogen , hätte dieser Ein· 
utz eine Sperrung der Hauptverbin· 
dungastrecke nach Lüc:how bedeu18t • 
W11 die Möglichkelt der Landkreillb· 
riegelung durch Polizei und BGS be· 
trifft, fühlten lieh die Konvoitellneh· 
mer an die Einlitze bei der Räumung 
von 1004 vor einem Jlhr erinnert. 
(,.) 

lieh, sollten in Abitinden mehrere 
Konvoia die gleiche Strecke fahren. 
Aua den Städten lieBe lieh daß be· 
ltimmt machen. Es müßte dann lb· 
gesprochen Mrden, daß lieh die Land· 
Bl'l anschließen. 011 hat bei una Pfing· 
aten noch nicht funktioniert, obwohl 
wir •hr viele Bl's .,,dem Bremer Um· 
land und von der Strecke angeschrieben 
haben . Vielleicht Mrden alle Konvois 
10 wiewlraufgehalten,worauasic:h denn 
wieder Irgendwelche Aktionen ergeben 
könnten. 011 wir'1 erstmal, bis zum 
21. in Trebel. 
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Innenminister wollte mit 
Schülern nicht länger reden 

Glaubwürdigkeit angezweifelt -Diskussion im Jagendzentrum 
L 0 c: b o w. Siebtlieb nttiuscbt brach Nledena•:beena Inaenmlnlster Dr. Egbert Mllck· 

llngboff am Mittwoch elDe Dlskuaalon mit Scbüle!ru Im Jugendzentrum lD Lücbow vorzel­
ÜI ab. Ibm war von Penullem gesagt worden, ·er 111:1 Dicht &laubwilrdlg. MöckllDghoff, der 
zuvor - wie berichtet - den Rohbau des neuen Kreisbauses beslcbtlgt hatte, äußerte vor 
aelDem Auazu& aus dem Jugendzentrum, er ael el11eD1 zu dleaer Diskuaalon gekommen, um 
mit der juncen GeneratioD lD elDem demokratlacb·falren MelDuupauatauscb Probleme zu 
erörtern. 

Annähernd 70 Schiller hatten sich im gro­
ßen Saal des Lüdlower Jugendfreizeitheimes 
an der Berliner Straße versammelt und sieb 
im wohlgeordneten Halbrund um den Minister 
und seine Begleitung, darunter auch Land­
tagsabgeordneter Kurt-Dieter Grill, geschart. 
In seiner Besrilßung äußerte der Jnnenmini· 
ater, daß er von den Schillern hören wolle, 
wo Landespolitiker falsche Wege gehen. 

Dies wurde dem Gast aus Hannover von den 
junsen Leuten des IIfteren k:undcetan. Die ab­
rupt abgebrochene Diskussion war für den 
Minister kein Zuckerlecken. Er werde - so 
äußerte Dr. Möcklinghoff - fortan nur in 
einem kleineren (ausgesuchten?) Kreise Rede 
und Antwort stehen. Daß der Minister .das 
Handtuch warf', war wenig verwunderlich, 
denn er spürte, daß seine jungen Gesprächs­
partner zwar seinen Argumenten lauschten, 
ihm aber doch nicht glaubten. .Lassen Sie 
mal die Leute ausreden", unterbrach ein Zwi­
schenrufer den Minister, der - das sei ange­
merkt - sieb eifrig um ein offenes Gespräch 
bemühte. Dieses wollten auch die Schiller. nur 
drehlen sie den Spieß um, ließen sieb nicht 
"gjltil!!" über demokratische Spielregeln beleh­
ren, sondern forderten von dem "abwählba­
ren" Politiker Rechenschaft. 

Angeführt wurde u. a. das Thema Polizei­
kaserne in Lüdlow. Warum müsse eh•e solche 
Anlage dicht an einer Grundschule errichtet 
werden, warum sei überhaupt mehr Polizei in 
diesem Kreis notwendig, wurde gefragt. Dazu 
der lnnenminlster: .Der Staat muß den Schutz 

solcher dem wirtschaftlieben Allgemeinwohl 
dienenden Anlagen sicherstellen. Wir brau­
eben die Polizelpräsenz, weil ein kleiner Kern 
den Bau von Atomanlagen verhindem will.• 

Im kommenden Jahr- so Möcklinghoff­
werde mit dem ersten Bauabschnitt becon­
nen. In dieser Unterkunft kOnnten 400 Be­
amte untergebracht werden. Als Stamm­
belegung seien 70 Mann vorgesehen. Auf den 
Einwand einer Schülerin, daß sie beim stän­
digen Anblick uniformierter Polizisten Be­
klemmungen und auch Schuldgefühle habe, 
meinte der Jnnenminister, man müsse eben 
versuchen, das Angstgefühl gegenüber der 
Polizei abzubauen. 

Schon klang leise .Brokdorf", vernehmlicher 
die Platzräumung .1004" an. Von wem sei 
wohl die Gewalt ausgegangen, wollte einer 
wissen. Von den .1004"-Besetzern oder von 
den Polizisten, die sieb für diesen Einsatz die 
Gesichter sogar schwarz gefärbt hätten? Möck­
linghoff bezeichnete die Platzbesetzuni als 
widerrechtlich, über das fast philosophische 
Thema "aktive oder passive Gewalt" gab es 
keine Ubereinstlmmung. Auf einem ~Schl~­
weg" wollte der Minister seine jungen Ge­
sprächspartner mit der Frage überlisten, was 
sie denn täten, wenn in ihren Betten plötz­
lich Fremde liegen würden. Die für "Möck­
Jinghoff vielleicht verblüffende Antwort: .Na 
und, wir erkundigen uns erst, warum!" 

Der Innenminister bemühte sich redlich, ei­
ne Brücke zu den Schülern zu bauen. So 
meinte er, daß die Mandatsträger sich zu we-

nig in der Zeit zwischen den Wahlen mit den 
Bürgern auseinandersetzen würden. Jeder 
Abgeordnete müsse sieb seinem Gewissen ge­
genüber verantwortlich fühlen, nur 
schränkte Möcklinghoff ein - müsse das 
Handeln Im Einklan1 mit den Interessen der 
Partel stehen. 

Landtagsabgeordneter Kurt-Dieter Grill 
wurde gefragt, warum er bei der Landesregie­
rung Auskunft darüber erhalten wollte, ob 
Lücbower Schüler von Lehrern dazu angestif­
tet worden seien, sich ln einem Flugblatt (wir 
berichteten) gegen den Bau von Polizeikaser­
nen am Schulviertel zu wenden. CDU-Kreis­
vorsltzender J odlen Tarrach, als fotografie­
render Beobachter zuge1en, warf ein, es gebe 
dafür Beweise, er wolle aber keine Namen 
nennen. Zwischenruf einer Schülerin: "Wenn 
Sie glauben. Lehrer wollten und könnten un­
sere Kritikfähigkeit beeinfiussen, irren Siel" 

Gefragt wurde auch, warum nur der Gorle­
bener Salzstock untersucht wird. Dazu Grill: 
.Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
kann jederzeit einen Antra1 zur Untersuchung 
anderer Salzstöcke auf Ihre Eignung als End­
lager für atomaren Müll stellen. Von der wis· 
senschaftliehen und technischen Kapazität 
wäre es aber nicht möglich gewesen. vier 
Salzstöcke gleichzeitig zu erkunden:· Unbe­
antwortet blieb die Frage, ob dies nicht des· 
halb erfolgt sei, um sich nicht gleich an meh· 
reren Orten mit demonstrierenden Bürgen: 
auseinandersetzen zu müssen. 

Nach dem überraschenden Abbruch dieset 
Diskussion verließ der Innenmlnister, desser 
Fahrzeug-Konvoi im Parkverbot in der Ber· 
Iiner Straße stand, sichtlich frustriert da: 
Lüchower Jugendfreizeltheim. -co-

E,/~ 1.1. fJS:tJ6.81 
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LES~R SAGEN IHRE MEINUNG 
{ 

Weder J.dauol.aoda Keraeaerpe 
ln letzter Zelt aelstert hier 1m Landkrefa 

ltlndla das Wort ,.Athanolanlage• herum. 
Führende Bundes-, Landea- und Kommunal· 
pollUker, Landwirte und einzelne Bürgerinl• 
ttsttvler, alle unterstreichen mit Nachdruc:k, 
daß eine Äthanolanlage hier Im Landkreis ge­
baut werden müsae. Eine öffentliche Diskus­
sion hierzu hat aber melnee Wiesens noch 
nicht atattcefunden. Ich möchte dc!shalb hier 
elnlae Punkte anschneiden: 1. leb fraae mich, 
WIII'WD 10 hohe Politiker \lfle Sc:hmldt und 

Kohl dazu kommen, eich mit einer vom Inve­
atitlonavolumen her doch relativ kleinen An­
lage zu befassen und deren Bau hier mit gro­
ßem Nachdruck empfehlen. Dies ist Im Prin­
zip eine lobenswerte Sache, aber, glaube ich, 
durchaua unüblich. Mir kommen so Verglei­
che mit dem Schwimmbad ln den Kopf, das 
dle Gemeinde Brokdorf bekommen hat, nach• 
dem der Standort für das AKW benannt wor­
den Ist. Oder man liest doch aerade in letzter 
Zelt viel über dle Praktiken von japanischen 
AKW-Betrelbem, die dle Proteste von Anlie­
gern der AKW-Standorte mindern sollten. 
Sollte ea 10 etwas in der BRD auch aeben? 
2. In einer Äihanolanlaae sollen hauptsliehlieh 
hochwertige landwirtschaftliche Produkte ver­
arbeitet werden. Würden diese sich .nicht bes­
ser zum Verzehr elanen? Produkte geringer 
Qualität wären zur Äthanolherstelluni viel­
leicht besaer verwendbar. Gerlnae bzw. keine 
Qualität wilre z. B. bel radioaktiv verseuchten 
Produkten vorhanden. Die hiesige Landwirt­
schaft würde ihre Existenzgrundlage verlie­
ren, wenn Im geplanten End-, Zwischenlager 
oder ln der WAA etwas passieren sollte. Nach 
dem Bau der Äthanolanlage wilre dies nicht 
mehr unabdingbar der Fall. Jet dies der 
Grund, weshalb dle Anlage gerade hierher 
soll? 3. Sollen hochwertige Produkte zu Ätha­
nol verarbeitet werden, so würde leb daraua 
schlleßen, daß wlr zuviel davon haben. Durch 
die heutige Dünger- und Spritzlandwirtschaft 
wird, wie alleemein beltannt, der Boden und 
die Umwelt stark belaslet. Sie wird aber mit 

dem Hinwels auf den aroßen Bedarf nach Le­
bensmitteln gerechtfertigt. Jetzt ist aber an­
scheinend landwirtschaftliche Nutzfiäche frei 
für andere Verwendunaszwecke. Sollte man 
diesen Umstand aber nicht dazu nutzen, die 
Umwelt zu schonen, z. B. durch Herabsetzen 
der Düngermengen und somit des hohen Er­
trages, der ja anachelnend nicht mehr not• 
wendig Ist? 4. Was passiert mit dem Äthanol? 
Es soll als Treibstoff dienen, wozu aber Moto­
ren umgerüstet werden müssen, was nur sinn· 
voll Ist, wenn viel Äthanol vorhanden Ist. 
D. h. aber, daß viele Anlagen gebaut werden 
müßten und große landwirtschaftliche Nutz­
flächen benötigt werden. Können wir uns d&l 
erlauben untel' Beachtung einer sicheren Ver• 
aorgung mit Lebensmitteln? Oder Ist Treib• 
atoff schon wichtiger als das tägliche Brot? 
5. Energie kann in sehr hohem Maße aus Ab­
fällen der Land- und Forstwirischaft herae­
stellt werden. Die Erzeugung von Biogas kanD 
gerade hier Im Landkreis einen Seitraa zur 
Energleveraorgun1 leisten. Minderwertiges 
Hellz bzw. daraus erzeugtes Holzgas wäre eine 
weitere Möglichkeit, Energie bereitzustellen. 
Sollten nicht solche Möglichkeiten, die keine 
neuen Rohstoffe benötigen, also umwelt­
freundlich sind, mehr gefördert werden? Mir 
drängt sich nach all dem Geschriebenen das 
Fazit auf, daß da etwas faul Ist, und Ich meine, 
daß die Herstellung von Äthanol aus hochwer­
tigen landwirtschaftlichen Produkten aus wlrt• 
achaftlichen Interessen und auf Kosten der 
Umwelt geschieht, und die Einführune von 
Äthanolanlagen Ist somit für mich genauso 
abzulehnen wie die Einführung anderer um­
weltschädigender Energletechnlken, wie a. B. 
der Atomenergie. 

Dlpl.-In1. H. Eggenlüß, Tollendorf 
{Je v. 2s.(j$"..s1 
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entso,,en tun wll' lllfl1'9e11 .... 
ln der vorletzten Ausgabe von Gorleben Aktuell begann unsere Artikelserie mit dem zentralen Thema .. Zwischen"-Lagerung von 
Atommüll. Die ,. Gorleben Aktuell " Nr. 15 war die Schwerpunktausgabe zum Thema Wiederaufbereitung und Heaen-WAA. (Beide 
Exemplare sind noch vorrätig) Im dritten Teil unserer Artikelserie beschäftigen wir uns diesmal mit dem noch ungelösten Proble­
men der Atommüll-Endlagerung. Hier treten deutlicher als in jedem anderen ZUsammenhang die abartigen Konsequenzen der 
Atomenergienutzung zutage. 

Die Mengen· und Giftigkeltsgewich­
tung zwischen den leicht· und mittel­
aktiven Abfällen und den hochaktiven 
Abfällen lassen sich aus den nebenste· 
henden Zeichnungen ermitteln. Der 
leicht· und mittelaktive Müll muß für 
etwa 100 bis 1000 Jahre von der Bio· 
sphäre ferngehalten werden; auf diese 
Müllart konnten wir nur kurz einge· 
hen. 

Der hochaktive Müll muß innerhalb 
einer Zeitspanne von einigen hundert· 
tausend Jahren und einigen Millionen 
Jahren von der Biosphäre ferngehalten 
werden. 

Hieraus ergeben sich schwerwiegen­
de Konsequenzen: 
- Nur für einen Bruchteil dieser Zeit· 

spanne wird es möglich sein, die A· 
tomtechnologie weiterhin zu nut· 
zen. Das bedeutet, daß auch ohne 
Atomenergienutzung die Gesell· 
schaft in kommenden Jahrhunder· 
ten und Jahrtausenden durch Über· 
wachungsmaßnahrnen etc. auf eine 
aktive Rolle bezüglich der Atom­
müllbeseitigung festgelegt sein. 

- Alle bisherigen Forschungsansätze 
konzentrieren sich auf ein "Mehr· 
fachbarrierenkonzept" (künstliche 
und natürliche Barrieren), wobei die 
größten Hoffnungen auf natürliche 
geologische Barrieren (Salz - oder 
sonstiges Gestein) gesetzt werden. 
Dies bedeutet, daß von den Geolo· 
gen, die bisher ausschließlich Ver· 
gangenheitsforschung betrieben ha· 
ben, plötzlich Voraussagen über 
kommende Zeitdimensionen abver· 
langt werden, was jedoch nicht Ieist· 
bar ist. Zudem wird jede natürliche 
Barriere durchdie notwendigen um· 
fangreichen Erkundungen zwangs­
läufig in ihrer Natürlichkeit zerstört 

- Die Kernspaltung existiert erst seit 
40, von Katastrophen, Störfällen. 
und Pannen gekennzeichneten Jah· 
ren. Die VersprechungenderBetrei· 
ber, über kommende Jahrtausende 
hinweg das Problem einer sicheren 
Endlagerung "im Griff" zu haben, 
lassen sich in ihrem Größenwahn 
durchaus messen mit dem Traum 
der Nazis vom "1 000-jährigen 
Reich". 

Diese Tatbestände sollten eigentlich 
auch den Letzten davon überzeugen, 
daß der Atomenergienutzung keine 
human•tären sondern ausschließlich 
von Großmachtinteressen und kurzfri· 
stigen Profitkalkulationen diktierte 
Erwägungen zugrunde liegen. 

Es ist demzufolge auch kein Zufall, 
daß erst der Widerstand der Atomgeg· 

............. . ...... • •• • 

hochaktiv ftussig 
II'Httftlaoktiv flusSig 
schwachaktiv nussig 
fest(·· 2 rth) 
fett (0.2-2 r,h) 
fut( · 0,2rfh) 

Abfallart 

hochaktiv Hussig 
mtttellktiv lluSStg 
schwacMII.ttv llussig 
fest (- 2 r/h) 
fest (0,2-2 rlh) 
lest(· 0,2 r/h) 

Antett an der Gesamtmenge 
('I!. I 

2.0 
7.9 

.t5.0 
J6.9 

6,1 
32.1 

99.4 
0.1 

<0.01 
0.5 
0.01 

< 0.01 

ner ernstzuf\ehmende Anstrengungen 
auf dem Entsorgungssektor zur Folge 
hatte. Ohne diesen Widerstand würde 
die internationale Atommafia vermut· 
lieh heute noch an ihrem jahrzehnte· 
lang praktizierten Patentrezept fest· 
halten und die hochverseuchten Ex· 
kremente in den Ozean werfen bzw. 
einige Meter unter der Erdoberfläche 
verscharren. 
Auf den folgenden Seiten werden wir 
aufzeigen, daß keine grundsätzliche Än· 
derungen eingetreten sind und nach wie 
vor fassadenhafte Scheinkonzepte für 

eine angeblich sichere Beseitigung des 
Atommülls angeboten, werden, die bei 
näherer Betrachtung jedoch in sich 
selbst zusammenfallen. 

Militärischer Atommüll in den USA 

ln den USA werden gegenwärtig 50 
Prozent aller Kernkraftwerke der 
Welt betrieben. Die mit der "fried· 
Iichen" Nutzung der Kernenergie 
verbundenen Abfälle betragen aber 
nicht einmal 1 Prozent. 
Die Einzelheiten ergeben sich aus 
folgender Tabelle: 

Radioaktive Abfllle in den USA 
(in 1000 Kubikmeter 

Verleidicunc Wirtschaft 
Art des Abfallel 
im Job< IWII 2000 IWII 2000 

1. Fester hochaktiver 
Abfall ............. 112 250 3'1 

2. J1üssiger 
hochaktiver AbfalJ • 101 10 2.3 2,3 

............... ·&lüll .• t.&-- .311 - • 4 

Abiall : .. .......... 1"0 - 5.5 1800 

· Quelle: US Department of Energy 1-:ueJear Waste Management 
Program lMl, Washington, 1980 

Die erheblichen Mengen an Abfäl· 
'len aus der militärischen Nutzung 
der Kernenergie in den Vereinigten 
Staaten wurden nie öffentlich disku­
tiert, weil der militärische Teil stets 
aus der Öffentlichkeit herausgehal· 
ten wurde. 
Einem Bericht des "Zentrums für 
Verteidigungsinformationen" (CD I) 
ist zu entnehmen, daß die Sicher­
heitsbestimmungen für die Lagerung 

anfallenden gefährlichen atomaren 
Abfalls vyeit weniger scharf gefaßt 
seien, als für den Müll aus Kernkraft· 
werken."Fast drei Millionen Kubik· 
meter potentiell gefährlichen mifi· 
tärischen Atommülls sind während 
unser Diskussion über Atomkraft 
nahezu ignoriert worden", erklärte 
CDI·Direktor Gene Ia Rocque. Der 
pensionierte Admiral bezeichnete 
den "schlecht gelagerten und sorg· 
sam verschleierten Berg radioaktiver 
Abfälle" als eine der "größten Bür· 
den des Wettrüstens". 
Die aus diesen Quellen wachsenden 
Gefahren würden bis 1990 durch die 
geplante Produktion neuer Atom· 
waffennoch erhöht. (FR , 2.3.81) 
Im vergangenen Jahr war im Kongreß 
eine Gesetzesinitiative gescheitert, 
für die Lagerung militärischen Atom­
mülls die gleichen Sicherheitsbestim· 
mungen anzuwenden, die schon für 
den Betrieb von AKWs gelten. Die 
Regierung des damaligen Präsiden­
ten Jimmy Carter hatte sich gewei· 
gert, der Nuklearen Kontrollkom­
mission (N RC) entsprechende Be· 
fugnisse fürden militärischen Bereich 
zuzugestehen. 

~ Atommüll-Endlager ~ ·--·-··--
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_ DR. HELMUT HIRSCH: 
Welcher Zeithorizont ist für die sichere 
Isolation der r.tioaktiven Abfälle von 
der Biosphäre anzunehmen? 

Dazu zuerst die Größenordnung, in der 
sich die Annahmen der PTB und der 
Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe bewegen: Diese liegen 
bei 800 (1) bis 1000 (2) Jahren. Etwas 
höher sind die im Projekt Sicherheits­
studien Entsorgung -einem vom BMFT 
finanzierten Forschungsprojekt, das 
grundlegende Erkenntnisse zur Sicher· 
heit der Entsorgung liefern soll, die u. 
a. auch im Zusammenhang mit der 
Standorterkundung Gorleben Anwen· 
dung finden soll - zugrundegelegten 
Zeiträume; diese liegen bei 2.000 bis 
20.000 Jahren (3). An den Überlegun­
gen des Projektes Sicherheitsstudien 
Entsorgung knüpfen im übrigen atch 
die einschlägigen Analysen im Kernfor· 
schungszentrum Kerlsruhe an (4). 
FolgendeGründe sprechen jedochdafür, 
daß auch der höchste dieser im Bereich 
von BOO bis 20.000 Jahren liegenden 
Werte noch erheblich zu niedrig ist: 
- Die Berechnungen des Projekt Sicher­
heitsstudien Entsorgung gehen von un­
realistisch kurzen Kühlzeiten der Brenn· 
elemente aus (150 Tage statt, wie jetzt 
vorgesehen, 7 Jahre). Durchdie längere 
Kühlzeit wird die Americium-Menge im 
Brennstoff mehr als vervierfacht; da A· 
mericlum-241 und sein Folgeprodukt 
Neptunium-237 für den Hatptanteil der 
Langzeitftfährdung verantwortlich 
sind, nimmt diese fast in gleichem Aus-
maße zu. · 
- Die Berechnungen des Projek Sicher­
heitsstudien Entsorgung gehen von un· 
realistisch niedrigen PU-Gehalten des 
hochaktiven Abfalles aus (0,5%; reali· 
stisch wären 1 • 2%,5). Auch die langle· 
bigen Pu-Isotope leisten einen nicht zu 
vernachlässigenden Beitrag zur Langzeit· 
Gefährlichkeit des Abfalles. 
- Beider Ermittlungdergenannten Zah· 
lenwerte wurde ausschließlich der ver· 
glaste hochaktive Abfall berücksichtig. 
Andere • erheblich voluminösere - Ab­
fallströme enthalten z.B. etwa noch ein· 
mal die gleiche Menge Plutonium wie 
der verglaste Abfall. 
- Nach dem derzeit favorisierten Ent· 
sorgungskonzept muß nach etwa zwei­
maliger Wiederaufarbeitung und Rück­
führung der spaltbaren Stoffe der abge· 
brannte Brennstoff direkt endgelagert 
werden -ein Brennstoff,derdann einen 
erheblich höheren Anteil langlebiger, 
hochtoxischer alpha·Strahler aufweist 
als Wiederaufarbeitungsabfälle oder 
auch abgebrannter Uranoxid-Brenn· 
stoff. Auf diese Tatsache wird in offizi­
ellen Studien keine Rücksicht genom­
men; allenfalls wird sie mit dem Hin· 
weis atfWeiterverwendungsmöglichkei· 
ten im schnellen Brüter abgetan (6). 
- Vielleicht der wichtigste Einwand ist 
es, daß der Maßstab dafür, ab wann die 
Abfälle als ungefährlich anzusehen sind, 
völlig willkürlich gewählt wird - als 
Vergleichsbasis wird Uranerz herangezo­
gen. Theoretisch ist dIeser Ansatz zwei-

................................... 

fellos interessant. Bei der praktischen 
Umsetzung stellt sich jedoch das Pro­
blem, daß die Wahl der Bezugsmenge 
nicht zwingend ist, und mittels plausib­
ler Ansätze nahezu beliebig Zeiten von 
wenigen 100 bis einigen Millionen Jah· 
ren "begründet" werden können. 
Der letzte Kritikpunkt wird belegt 
durch eine aus der Kernforschungsan· 
Iage Jülich stammende Arbeit (7); die 
jülicher Wissenschaftler kommen dabei 
- ebenfalls auf der Grundlage eines 
plausiblen Ansatzes zum Vergleich mit 
Uranerz - auf Gefährdungszeiten von ü­
ber 1 Millionen Jahre (obgleich auch 
hier nur der verglaste hochaktive Abfall 
betrachtet wird, allerdings mit im Ver· 
gleich zum Projekt Sicherheitsstudien 
Entsorgung doppelten· und damit rea­
listischeren - Plutoniumgehalten und 
Kühlzeiten). 
Einen anderen Giftigkeltsmaßstab legt 
eine Arbeit aus dem Centre d'Etudes 
Nucleaires, Fontenay·aux-Roses (8) an 
die radioaktiven Abfälle an: Bei Zu· 
grundelegen einer eher günstigen Aus­
laugrate der schweren Elemente und 
plausibler Annahmen über langfristige 
Wasserzutrittsraten wird ermittelt, ab 
welchem Zeitpunkt die Konzentration 
der ausgelaugten Radionuklide unter 
den maximal zulässigen Werten liegt. 
Ergebnis: Es sind 10 Mio. Jahre erfor­
derlich, obgleich auch hier nur verglaste 
hochaktive Abfälle betrachtet wurden 
und die Annahmen zur Kühlzeit und zu 
den Pu-Verlusten denen des Projekts 
Sicherheitsstudien Entsorgung ent· 
sprechen. 
Angesichts dieser Ergebnisse und auch 
aus der Betrachtung der Halbwertzeiten 
einiger wichtiger Radionuklide im Ab­
fall c;u-239: 24000Jahre; Np-237:2.2 
x 10 Jahre) ist es die einzige verant-

weist und in den endzulagernden Jodfil· 
tern der Wiederaufbereitungsanlagen in 
konzentrierter Form vorliegt ... 

Die Mängel in der Reichweite des Unter· 
tuchungsprogramms Sind somit erheb­
lich. Die Frage: Ist es überhaupt mög­
lich, ein Untersuchungsprogramm 
durchzuführen, das abgesicherte Aussa· 
gen mit der erforderlichen zeitlichen 
Reichweite gestattet • kann hier nicht 
untersucht werden. Es sei jedoch mit 
Nachdruck darauf hingewiesen, daß, 
sollte diese Fragemit "nein" beantwor­
tet werden müssen, dadurch nicht die 
Bedeutung der hier vorgebrachten Kri­
tik in Frage gestellt wird, sondern viel­
mehr die Verantwortlichkeit der Atom· 
millproduktion. 

•• na ja, 
und wenns 
mal ••• 

wortbare Vorgehensweise, sich bei der 'nen biß- ist das 
Planung des Endlagers nichtaufextrem chen drü- ·doch kein 
kurze, nur durch die Koppelung einer b · t Grund zur 
Reihe von unrealistischen Annahmen er ~:S • • • 
fiktiv zu ermittelnden Isolationszeiten Besorgnis! 
zu stützen, sondern im Sinne einer bei · ______ ...;.. ___ ..... ....;; ___ ...J 

großen bestehenden Unsicherheiten be· 
sonders angemessenen konservativen 
oberen Grenzederdenkbaren Bandbrei­
te auszugehen. ln diesem Sinne ist zu 
fordem, daß sich die Überlegungen zur 
Sicherheit des Endlagers für 1 bis 10 
Mio. Jahre in die Zukunft erstreckt. 
Dabei wurde das Radionuklid Jod-129 
noch nicht mitberücksichtigt, das eine 
Halbwertzeit von rd. 16 Mio.Jahren auf· 

Die Grenzen 
werden ein­
gehalten ••• 
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·PROF. DR~ E. GRIMMEL: ·15. 

Gegengründe für die Eignungshöjjigkeit 

von Salzstöcken 
Prof. Dr. Grimmel ist Geomorphologe an der Universität Hamburg. Seinen Beitrag haben wir (leicht gekürzt) dem Protokoll der 
Öffendichen Anhörung zum Thema atomare Endlagerung entnommen, die am 23.6.80 vor dem lnnenauachuß des Bundestages 
in Bonn stattfand. 

Steinsalz ist eine chemische Verbindung 
(NaCI) und ein Gestein mit bestimmten 
chemischen und physikalischen Eigen­
schaften. 
Ein Salzstock ist eine geologische For­
mation, in der mehr oder weniger mäch­
tige Steinsalzschichten mit anderen E­
vaporitschichten (verschiedene Kalisal­
ze, Anhydrite, Salztone), die unter­
schiedliche physikalische und chemi- · 
sehe Eigenschaften aufweisen, in kom­
plizierter Weise ineinander verfaltet 
sind. Diese Eigenschaft der Salzstöcke 
bezeichnet man als lnhomogenitit. · 

Nach Meinung seiner Befürworter soll 
Steinsalz als Bestandteil von Salzstök­
ken gegenüber anderen Gesteinen die 
folgenden Vorteile für die Einlagerung 
radioaktiver Abfälle aufweisen: 

Steinsalz sei undurchlässig für Flüssig­
keiten und Gase; die Abfälle könnten 
daher nicht mit Wasser in Berührung 
kommen. 

ln den vorgesehenen Endlagertiefen 
von 500 - 1000 m reagiere Steinsalz 
plastisch, so daß sich keine Risse und 
Spalten bilden könnten, die Grundwas­
serzutritt ermöglichen würden. 

Steinsalz habe eine hohe Wirmeleitfi· 
higkeit, so daß die bei der Einlagerung 
hochaktiver Abfälle freigesetzte Wär­
memenge gut abgeführt werden könne. 

Diese Argumente sind zu einem we­
sentlichen Teil nicht haltbar: 
Steinsalz kann zwar, aber muß nicht 
unbedingt für Flüssigkeiten und Gase 
undurchlässig sein. 

Von Herrmann (1979) wurde eindeu­
tig nachgewiesen, daß die Zechstein-E· 
vaporite seit ihrer Ablagerung vielfältige 
Metamorphosen (chemische und physi­
kalische Umwandlungen) durchlaufen 
haben, bei denen beispielsweise über 
Risse wässrige Lösungen von außen in 
Salzlagerstätten eingedrungen und spä­
ter wieder in das Nachbargestein abge­
wandert sind. Solche Vorgänge können· 
auch in der Gegenwart und in der Zu­
kunft stattfinden. 

Es ist richtig, daß Steinsal.z eine viel. 
höhere Plastizität als andere Gesteine 
besitzt. Daraus kann man jedoch nicht 
folgern, daß sich Risse und Spalten im 
Steinsalz in Tiefen von 500 - 1000 m 
nicht bilden können. 

So können z.B. plötzliche Schub-, 
Zug- oder Scherbeanspruchungen, wie 
sie etwa bei Erdbeben auftreten, auch 
beim Steinsalz in größerer Tiefe eine 

Bruchverformung hervorrufen. Bis zu 
welcher Tiefe dieses geschehen kann, ist· 
nicht bekannt. 

Vor allem sind die Verhältnisse in ei­
nem unberührten Salzstock wesentlich. 
anders als in einem Salzstock,der von 
Bergwerkshohlräumen durchsetzt ist: 
Wenn nämlich im Salzstock Hohlräu­
me hergestellt werden, dann gerät das 
Salz infolge seiner Plastizität in Bewe­
gung und engt die Hohlräume durch 
Konvergenz (=Zusamrnenkriechen) ein. 
Durch diesen Vorgang werden im Salz­
stock Zug- und Scherkräfte wirksam, 
welche zum Aufreißen von Spalten füh-. 
ren können, besonders an Grenzflächen 
zwischen verschiedenen Evaporiten. 
Und wenn Spalten aufreißen und eine 
Verbindung zwischen Grundwasserund 
Hohlräumen herstellen, dann erweitert 
das eindringende Grundwasser die Spal­
ten in den extrem wasserlöslichen Sal­
zen mit zunehmender Geschwindigkeit 
und bringt schließlich das betroffene 
Bergwerk zum Ersaufen. ( ... ) 

ln einem Endlagerbergwerk werden 
zwar die wasserleitenden bzw. -enthal­
tenden Schichten (Anhydrit, Salzton, 
Kalisalze) für die Endlagerung nicht ge­
nutzt, doch läßt sich ein Durchqueren 
solcher Schichten bei der Erkundung 
der inneren Struktur eines Salzstocks 
durch Bohrungen, Schächte und Strek· 
ken und beim Ausbau des Bergwerks 
nicht vermeiden. Hierbei entsteht ein 
Dilemma: · 
Je genauer die innere Struktur erkundet 
wird, desto geneuer weiß man dann, 
wo die besonderen Gefahrenzonen lie­
gen, aber der Salzstock ist dabei in ei­
nem hohen M!lß beschädigt worden. 
Und es gibt kein Material, mit dem man 
Bohrlöcher und andere Hohlräume wie­
der so verschließen könnte, daß sie 
nicht wasserwegsam werden könnten, 
zumindest nach längerer Zeit. 

Verzichtet man aber auf eine genaue 
Erkundung, dann geht man das Risiko 
ein, daß man bei der sich über Jahre hin­
ziehenden Erweiterung des Bergwerks 
auf wasserführende Spalten trifft, so 
daß das Bergwerk erst dann ersäuft, 
nachdem schon vorher große Mengen 
an Abfällen eingelagert wurden. ( ... ) 

Zu diesen hinreichend bekannten Ge­
fahren kommen im Fall der Endlage­
rung hochaktiver Abfälle neue Gefahren 
hinzu, die durch die Wärmeproduktion 
hochaktiver Abfälle bedingt sind. Und 

hierzu gibt es nicht einmal praktische 
Erfahrungen: 
Steinsalz hat im niearigen Temperatur­
bereich (unter 100 C) eine gute Wir­
meleitfihigkeit. Doch bei höheren 
Temperaturen unterscheidet sich diese 
nichtmehr von der kristalliner Gesteine. 
In dieser Hinsicht hat Steinsalz also nur 
dann Vorteile, wenn im Kontakt mit 
hochaktiven Abfällen keine höheren 
Temperaturen auftreten. 

Gegenüber kristallinen Gesteinen (z.B. 
Granit) hat Steinsalz jedoch wesentliche 
Nachteile: 
Steinsalz hat einen höheren thermischen 
Ausdehnungskoeffizienten als Anhy­
drit,Salzton und Kalisalze. Durch künst­
liche Aufheizung kommt es deshalb in­
nerhalb des Salzstocks an Schichtgren­
zen zu Spannungen, die zu Riß. und 
Spaltenbildungen führen können. Bei 
Erwärmung beispielsweise von 20° auf 
100° C erhöht sich die ohnehin hohe 
Plastizitit von Steinsalz um das 10-
fache. Auf diese Weise würde die Kon· 
verganz erheblich beschleunigt. Ob das 
Steinsalz unter solchen Bedingungen 
im Bergwerksbereich überhaupt noch 
stabilisierbar ist, ist nicht geklärt. 

Eine weitere Gefahr stellt der hohe 
Kristallwassergehalt des Kalisalzes Car· 
nallit t KMgCI3·6H20) dar, der schon 
ab SSO C frei wird und den Carnallit 
praktisch verfliiaigt. Carnallitaberkann 
aufgrundder intensiven Verfaltung aller 
Schichten in Salzstöcken überall und 
auch an unerwarteten Stellen auftreten. 

Außerdem sind in Salzstöcken, auch 
im Steinsalz, Flüssigkeiten eingeschlos­
sen, welche die Eigenschaft haben, daß 
sie auf Wärmequellen zuwandern 
("Thermomigration"). Hochaktive Ab­
fälle würden auf diese Weise nach und 
nach von einer Laugenzone umgeben. 
Die Folgen wären Korrosion der Abfall· 
behälter, ehemilche Reaktionen zwi­
schen Abfällen und Lauge, verringerte 
Wärmeabführung und somit eine Be­
schleunigung der vorher genannten Pro­
zesse. 

Selbst· Schmelzvorginge können auf­
treten, allerdings nur im Fall des Vor­
liegens von Salzmischu!1Qen und bei 
Temperaturen über 400° C. Geschmol­
zenene Salze sind äußerst aggressive 
Flüssigkeiten, welche Metalle und Le­
gierungen, die als unangreifbar gelten, 
unter Wärmeentwicklung und Gasbil­
dung auflösen würden (Bertram 1980). 

·---···----·-- ~ Atommüll-Endlager 
~ ....................... . ........ . 
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Zum Stand der west-deutschen Endlagerforschung 

EIN MIIKI81iEI 8/liJ 
Professor Merz (lnstitutsdirektor im Kernforschungszentrum Jülich) 
zum Ziel der Endlager. 

"Das Ziel jeder ausgewählten Lager· 
stätte, die ingenieurmäßig optimal 
ausgelegt, gebaut und nach Einlage­
rung verfüllt und versiegelt wird, ist 
es, den Transport und die Freiset· 
zung von Radionukliden in die Bio­
sphäre bis auf nachlässigbare bzw. 
tolerierbare Werte zu verzögern und 
dies über geologisch lange Zeiträu· 
m~ hinweg." (1 J 

Nanu? Der offiziellen Sprachrege­
lung zufolge muß das geplante A· 
tommüllendlager "einen dauerhaften 
Abschluß der gelagerten radioakti· 
ven Abfälle von der Biosphäre ge­
währleisten." (Laut Bericht der 
RSK/SSK). Letzteres ist offensicht· 
lieh nicht mehr als gängige Beruhi· 
gungsfloskel für die Öffentlichkeit. 

Oberstes Ziel ist statt· 
desseri die "Verzögerung" der offen· 
bar für unumgänglich erachteten Frei· 
setzungen von Atommüllrückständen. 

Wenn nun noch bedacht 
wird, daß im Kriegs- oder Sabotage­
fall geplant ist, daß das radioaktive ln· 
ventar sofort in den Salzstock einge­
lagert wird. (Antwort von Herrn 
Stoll von der Alkern GmbH auf ei· 
ne entsprechende Frage von Minister· 
präsident Albrecht während des Gor· 
Ieben-Hearings.) Das bedeutet in der 
Praxis die Möglichkeit, daß das Salz 
zur einzigen Barriere wird." ( 3 ) · 
dann kann einem schon Angst und 
Bange werden. 

Das "Projekt Sicherheitsstudie 
Entsorgung" (PSE) 

Im Auftrag des Bundesforschungsmini· 
steriumsuntersuchen seit 1977verschie· 
dene Institute und Industrien im Rah­
men von PSE "Sicherheitsaspekte des 
deutschen Entsorgungskonzepts". Im 
folgenden ein Überblick über PSE-Er· 
gebnisse der "Sicherheitsanalyse des 
geologischen En<tlagers". 

haltens noch im Gange ... Erwar· 
tungswerte für Radionuklidfrei· 
Setzungen für die betrachteten hy· 
pathetischen Störfälle werden erst 
in der letzten Phase von PSE be­
rechnet werden können." (atw 
2/81, S.76). Auf gut deutsch: Die 
Endlagerforscher wissen derzeit 
nichts genaues, da die Vorgänge 
im aufgeheizten Salzstock zu 
"komplex" sind. Weiter heißt 
es in PSE (S. 75):" ln geologischen 
Systemen lassen sich Kompenen· 
ten, für die man Zuverlässigkeits· 
daten mit hinlänglicher Verläß· 
lichkeit abgeben kann, nur schwer 
definieren." 
Man I frau betrachte folgende Pas­
sage aus detn PSE Bericht 1981: 

Überhaupt 
ist es seines Erachtens " weit überzo· 
gen, wenn bereits einzelne Barrieren 
für sehr lange Zeiten unter allen denk· 
baren Störfällen absolut korrosions· 
beständig sein müßten." ( 2.) Denn: 
" Wenn dies ( die Zurückhaltung 
Atommülls, Anm. d. Red.) nicht.,,...._ ... F."....,....".~ 
durch eine einzelne Maßnahme allein, L"i~~-"-: 

" Dieser Ansatz, Fehlerszenarien 
zu modellieren und anzunehmen, 
daß sie sich ereignen werden, ist 
ein konservativer Ansatz, der als 
erster Iterationsschritt gewählt 
·wird. Er führt zu der Frage ob Aus· 
wirkungen der Fehlerszenarien to· 
lederbar sind, oder nicht. ln ein· 
em zweiten Schritt kann ein rea· 
listischer Ansatz versucht werden, 
wenn es Fehlerszenarien gibt, die 
nicht tolerierbar sind. Dieser kon­

~:::.J~:ef11ratlver Szenarienansatz darf je· · 
doch nicht mit einem "worst case" 
Ansatz verwechselt werden, der in 
der Regel zu sinnlosen Ergebnis­
sen führt." (atw 2/81, S. 75). Da 
staunt der Laie und der Fachmann 
wundert sich! 

sondern nur durch Zusammenwirken 
mehrerer Barrierewirkungen gemein­
sam mit ausreichender Sicherheit ga­
rantiert werden kann, ist dies ein oh­
ne Einschränkung akzeptabeles Vor­
gehen. Auf dieses Prinzip gründetsich 
das deutsche Entsorgungskonzept." 

Dieses "Prinzip" verdient es, nä· 
her betrachtet zu werden (Prinzip 
Hoffnung), geht es doch offenbar da­
rum, daß einzelne Barrieren zu scha· 
den kommim kÖnnen, da andere Bar· 
rieren fortbestehen. Die Möglichkeit 
der Zerstörung mehrerer ·Barrieren 
wird in der "Sicherheitsforschung" 
höchstoffiziell ausgeblendet, wie wir 
am ·Beispiel der PSE·Studie noch se­
hen werden. 

Der noch 1976 lt. Atomwirtschaft 
als "Größte Anzunehmende Unfall" 
bezeichnete Wasser· und Laugenein­
bruch in einem Salzbergwerk wird -
dem oben zitiertem Prinzip folgend • 
längst wohlwollend einkalkuliert. Da 
es dann immer noch andere Barrieren 
gibt, kommen die Reaktorsicherheits­
und Strahlenschutzkommission (RSK 
SSK) zu dem Schluß, daß "auch die 
Auswirkungen eines RO'fU/ierten Er· 
saufens des Bergwerkt durch einen 
Wasser· und Laugenzufluß durch den 
Schscht sicher beherrscht werden 
könntm." 

1. Modellverhalten der Barrieren 

Wie gezeigt wurde, gehen die Be­
treiber vom Scheitern einzelner ih­
rer Barrieren aus, was angeblich 
aufgrund des Zusammenspiels ver· 
schiedener Barrieren nicht ins Ge­
wicht fällt. Tatsache ist jedoch, 
daß weder das Verhalten künstlich· 
er Barrieren im Salzstock noch die 
wechselseitige Abhängigkeit zwi· 
sehen den verschiedenen Barrieren 
erforscht ist. In der Sprache der 
Setreiber liest sich das folgender 
maßen:" Zur Auswertung dieser 
Szenarien müssen die geologischen 
und technischen Barrieren in ihrem 
chemischen und physikalischen 
Verhalten verstanden und ... be­
schrieben sein. Da es sich um sehr 
komplexe Vorgänge handelt, ist 
die Modeliierung des Barrierenver· 

PSE geht davon aus, daß ein 
"worst case" (ein schlimmster 
Fall, d.h. Verlust aller Barrieren) 
nicht existiert. Diese fromme Den· 
kensart wird damit begründet, daß 
derartige Annahmen zu "sinnlosen. 
Ergebnisse führen. Denkbar ist nur 
das, was für die Setreiber sinnvoll 
erscheint. Der Annahme eines 
nicht totarierbaren Störfalls 
liegt somit-ein ganz und gar unre­
altischer Ansatz zugrunde. 

Wenn meine PKW-Bremsen ver· 
sagen und ich aufgrund der Ver· 
kehrstage dennoch zu einer Voll­
bremsung genötigt werden, dürfen 
die Auswirkungen kaum tolrierbar 
sein. Also werde ich in einem "re· 
alistischen Ansatz" davon ausge· 
hen, daß eine solche Verkehrslage 
einfach nicht eintritt! Ein schiech· 
ter Vergleich? In der Tat, aber nur 
in der Hinsicht, als es bei der ato­
maren Endlagerung um die Sicher· 
heit unzähliger Menschen inner· 
halb. unvorstellbarer Zeiträume 
geht. 

••-••••••-••••••••••••-••-••••• ·~ Atommüll-Endlager ® ------··-···-·--· 



Endlagerung in Germoney 
Wir wollen vorweg ein in den USA ent· Iichen Hinweis, "das die eventuelle 
wickelte$ Forschungsprogramm zur Auswahl eines Deponiestandortes nur 
Endlagerung radioaktiver Stoffe vor- a1,1f der Basis einer vergleichenden Ana-
stellen. An diesem Programm lassen sich lyse der verschiedenen Gesteine erfol· 
sehr gut die diesbezüglichen Anstren· gen darf." 
gungen "unserer" Politiker und Unsi· Autsehiu-ßreich ist auch die vom DOE 
cherheitsexperten messen. Es wird sich vorgelegte Planung zur Ermittlung 
herausstellen, daß zur Endlagerbeschaf- eines optimalen Endlagerstandortes, 
fung in diesem Land denkbar ungünsti· die drei Prüfungsstufen enthält: 
ge und risikofreudige Wege (aus po- Auf Stufe 1 werden alle Regi-
tischen und wirtschaftlichen Gründen) onen ausgewählt, die einem aUge-
eingeschlagen werden. meinen Kriterienkatalog zufolgeden 
Während hierzulande unter "Öffent· tektonischen und hydrogeologi· 
lichkeitsarbeit" die Verbreitung kosten- .sehen Kriterien entsprechen. (Grös-
loser Broschüren verstanden wird, in senordnung: 500 000 qkm). 
denen die Endlagerung radioaktiver Ab· Auf Stufe 2 werden diese Gebiete 
fälle als das einfachste und sicherste von im Hinblick auf Gesteinseigenschaf· 
der Welt dargestellt wird, wurde allein ten, klimatische Daten, mikroseis· 
1979 vom US.State-Department of mische Netze usw. genau einge-
Energy (DOE) mehr als 10 Bände mit grenzt. (Größenordnung 20 000 
über 10.000 Seiten über die tatsächliche qkm) • 
Problematik der Endlagerung veröffent· Auf Stufe 3 werden die in die enge-
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nügt. Denn als ungün8tigs hydrologi· 
ache Merkmale gslten in den USA auf 
Stufe 1 u.a. bereits feuchtes Klima, An· 
we~~enheit von Grundwasserleitem, so­
wie mögliche Verinderungsn des Was­
serhaushaltes der Region als Folge zu· 
künftiger Klimaveränderungen oder 
tektonischer Ereignisss. ln der Bundes­
republik Deutschland d8f/IJ!Jtll1 ... begann 
man sofort mit Stufe 3, genautJr gesagt 
mit dem Ende von Stufe3, denn 118 wird 
bis heute nur ein einzigerStendort un· 
tefiUcht, ohne daß man eine Vergleichs· 
möglichkeit mit anderen Standorten 
hat. Da man außerdem nicht einmal 
eindeutigs Kriterien benannt het, nach 
denen der Standort bewertet werden 
soll, muß man befürchten, daß der 
Stendort für geeignet erklirt wird, wie 
immer die UntefiUchungsergebnisssder 
Phys{kaliach-Technischen BundfJIIIJn· 
stelt auch aussehen mögen." (5) 

licht. 're Auswahl genommenen Gebiete 
So werden unteranderem 10verschie· standortspezifisch untersucht, um (Einschränkend sei darauf hingewiesen, 

dene alternative Endlagerkonzepte dar- schließlich von mehreren alterna- daß es sich bei den US-Studien um For· 
gestellt und miteinander verglichen. tiven Standorten den optimalen aus· schungsprogramme ausdem Jahre 1979 
(Bergwerk-Konzept, Konzept der Ein· zuwählen. (Größenordnung 20 000 handelt. Wir wissen nicht, inwieweit 
Iagerung nach chemischer Resynthese, qkm). diese tatsächlich unter Carter verwirk· 
Tiefbohrloch·Konzept,Felsaufschmelz· Hierzu Prof. Dr.Grimmel: "UMbhin· licht worden sind. Wenn auch derzeit 
Konzept, lnsellagerungs-Konzept, Tief· gig von der Frage, ob Steinsalz über- in den USA nach wie vor Basalt, Ton, 
seeboden-Konzept,Eisdecken-Konzept, hauptein geeignetes Lagermedium dar· Granit und Salz als Endlagermedium 
Injektions-Konzept, Teilungs- und Um- stellt, hätte man in den USA eine Re- untersucht werden, so dürftendennoch 
wandlungskonzept,Weltraum-Konzept) gion wie das NorddeutlOhe Flachland seit dem Amtsantritt Reagans auch im 
(4) Im Rahmen des Bergwerk-Konz!pts bereits auf Prüfungsstufe 1 als ungeeig- Endlagerbereich ~her neg~ive Verän· 
werden neben dem Endlagermedium net ausgeschieden, da es weder den all· derungen zu verze~chnen setn. (6) ~ 
Salz auch Formationen wie Granit, Ba- meinen hydrologischen, noch den all· 
salt und Ton untersucht, mitdemdeut- gemeinen 18ktonischen Kri~rien ge- IIILPI · .................................................................... ......................... ..~. 

E. b h ße N 1 ~·fl-Ieh •e•it m a nstra r. 1 
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Die Bundesregierung I egt sich auf 
Salzstöcke fest 
Ohne die geringsten Vergleiche mit an- terium gegenüber dem Spiegel (3.3.80): 
deren Formationen gestellt zu haben, "Bisher haben wir uns vor allem auf 
wurde in der Bundesrepublik die Endr Salzformationen konzentriert. Aber es 
Iagerforschung nach einem empfehlen· wäre Unsinn, sich jetzt für d111 Salz zu 
den Hinweis des damaligen Präsidenten entscheiden." 
der Bundesanstalt für Bodenforschung Diesalles ließ jedoch die westdeutschen 
seit 1964 auf Steinsalz beschränkt. Politiker und Endlegerstrategen völlig 
1965 begannen die Forschungsarbeiten kalt: 
der "Gesellschaft für Strahlenschutz" "Wir haben un1 von vomhttrein auf die 
(GSF) im stillgelegten Steinsalzberg- Endlagerung radioaktiver Abfälle in 
werk Asse 11. Die ursprünglich eben· Salzformationen dtn geologlachen Un· 
falls einseitige Konzentration der US- tergrunds festgelegt und haben seither 
Behörden auf die Endlagerung in Salz· diesen Weg konsequentbeachritten;un· 
formationen (" ... erfolgversprechenste beirrt durch die Entwicklung in unse-
Methode für die absehbare Zukunft ... ") ren Nachbarländem, insbesondere in 
erwies sich doch sehr schnell als Sack· den mit uns befreundeten und verbün· 
gasse. Anfang der 70iger Jahre ver· deten USA, wo die Endlagerung auf 
schwanden 700.000 Liter hineinge· dem F+E-sektor der Endlagerung ja 
pumpten Bohrwassers im ursprün~. ein sehr bewegtes Schicksal hinter sich 
lieh vorgesehenen US-Salzstock bei hat." (Dr. Kühn (GSF) während einer 
Lyons und 5 Jahre später waren er· nicht öffentlichen Sachverständigen-
neut 100 Mio. Dollar im zweiten an· Anhörung des Bundestages im Mai '77) 
visierten Salzbergwerk "WIPP" (New· Diese Aussage ist sehr bezeichnend für 
Mexiko) eb'nfalls ohne erkennbare die bis zum heutigen Tag vorherrschen· 
Spuren versickert. de Arroganz, mit der sich die westdeut· 
Nach diesem Fiasko wurde in den USA sehen Atombefürworter über ihnen 
die Fixierung auf Salzstöcke bis zum nichtgenehmen Fakten hinwegzusetzen 
heutigen Tage aufgegeben. Der damali· pflegen. 
ge Staatssekretär im US-Energieminis· Leider erinnert sich heute kaum noch 

jemand daran, daß de 
Schicksal" der USA ein r 
bewegtes in der Bundes lik voraus­
ging. So war es nach Aussage der GSF 
bereits 1970 eine ausgemachte Tat· 
sache, daß der Salzstock Asse " alle 
Voraussetzungen fürdie ständigs Lager· 
ung aller Arten radioaktiver Abfälle in 
der Zukunft''bot, (E. Albrecht GSF 
1970). Was bereits seinerzeit prompt 
von den Politikern nachgebetet wurde: 

" Die Bundesrequblik Deutschland 
hat ... mit dem Salzbergwerk Asse bei 
Waffenbüttel ein Endlager geschaffen, 
daß nach vollem Ausbau die bis zum 
Jahre 2(}()() anfallenden etwa 250.(}()() 
Kubikmeter radioaktiven Rückstände 
sicher aufnehmtm kann." (Umwelt· 
programmder Bundesregierung 1971). 

Ober diese faustdicke Lüge (auf de­
ren Grundlage beispielsweise 1972 die 
1. Teilerrichtungsgenehmigung des 
AKW Essanshamm erfolg18) schweigt 
heute des Sängers Höflichkeit und die 
der Setreiber ganz besonders. 

Wenn auch heute selbst hartnäckig­
ste Atombefürworter zu berichten wis· 
sen, daß sich der Asse Salstock " nur 
in sehr begrenztem Umfang zur Einla· 
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gerung von radioaktiven Abfällen eig· 
net, das muß man ganz klar sehen" (E. 
Al brecht, GSF, 1978) so ist doch die 
Parallele verblüffend, mit der heute 
ungeachtet aller realen Erfahrungen 
der Gortebener Salzstock, bzw. die. 
Atommüllendlagerung in Salzstöcken. 
überhaupt gesundgebetet wird. Die 
einseitige Festlegung auf Salzstöcke ist 
um so irrsinniger, als in den letzten 
1 00 Jahren Geschichte deutschen Ka­
libergbaus etwa 1 00 Salzbergwerke 
durch Grundwassereinbrüche mehr 
oder weniger zerstört worden sind."lm 
norddeutschen Flachland sind nicht 
weniger als 37 %, imMagdeburg-Halber­
städter Revier 25%, in den übrigen Ka· 
ligebieten 3 • 7 % der Schichte durch 
derartige Katastrophen ersoffen."(?) 
Zwei Schachtanlagen der Asse stehen 
ebenfalls unter Wasser, was selbst den 
GSF-Experten Kühn zu der Feststel· 
lung veranlaßt, " das das Salzbergwerk 
Asse irgendwann einmal voll Wasser o­
der Lauge laufen kann. Im Rahmen 
der Sicherheitsüberlegungen ist dieses 
Ereignis deshalb als der größte anzu· 
nehmende Unfall (GAU) definiert 
worden." (8). 

Die bisherigen Wassereinbrüche sind 
keineswegs allein falschen Salzabbau­
methoden geschuldet sondern sie lie­
gen ebenso in der Entstehungsgeschich· 
te der Salzstöcke begründet. (So gibt 
es nicht angebohrte Salzstöcke, die 
dennoch durch Wassereinbrüche zer· 
stört wurden.) 

Selbst das • für Atombefürworter 
doch wohl unverdächtige • "Han­
delsblatt" weist auf die spezielle 
Untauglichkeit der norddeutschen 
Salzstöcke hin: "Das Kernproblem 
einer sicheren Deponie für Atommüll 
ist die Vermeidung jeden Kontaktes 
mit Camallit, was im Prinzip nur sehr 
schwer möglich ist. Denn wo im Un­
tergrund Norddeutschlands Steinsalz 
lagert, das mächtig genug ist, um ei· 
ne "heiße" Deponie aufzunehmen, ist 
irgendwo auch Camallit. Seine Vertei· 
lung beruht zwingend auf der Ent· 
stehungsgeschichte der Salzdome vor 
Jahrmillionen. Wegen der "Hinfällig· 
keit" und Gefährlichkeit des Cama· 
llits muß man eine Deponie so anle­
gen, daß sie mitten in einem großen 
Salzsteinkörper eingebettet ist. Die­
ser muß so groß sein, daß die entste­
hende M{irme durch das sehr gut wär· 
meleitende Steinsalz soweit abgeführt. 
und dreidimensional verteilt wird, daß 
die nächstbenachbarten Camallit· 
Schichten keine nennenswerte Tempe­
raturerhöhung mehr erfahren. Jedoch 
wegen der komplizierten Struktur und 
Verteilung der Schichten in den Salz· 
stöcken muß man so gut wie überall 
mit der Möglichkeit des Auftretens 
von Camallit rechnen." (Handelsblatt 
vom 11.2. 77) 

Als Fazit läßt sich festhalten, daß 
die einseitige Orientierung der Bundes­
regierung auf Endlagerung im Salz beim 
besten Willen nicht ernsthaft naturwis· 

senschaftlieh-technisch begründet wer­
den kann. Naheliegender erscheint die 
Vermutung H. Hirschs (Gruppe Ökolo­
gie Hannover); demzufolge bfi dieser 
Entscheidung "weniger Oberlegungen 
geologischer Stabilität ausschlaggebend 
(waren), sandem vielmehr.wirt6Chaft· 
liehe Motive : Die Anlage eines Berg­
werkes im Salz ist einfach vergleichs· 
weise billig." (S). 

Ein zweites kommt hi]lzu: Als 
sich Mitte det 70iger Jahre die.Unsicher· 
heit der Salzstöcke bestätigte, sah sich 
die westdeutsche Atommafia bereitS 
einem erheblichen öffentlichen Druck 
ausgesetzt: der Nachweis einer Entsor­
gungslösung wurde Voraussetzung für 
den weiteren Ausbau des Atompro­
gramms. Und so konnte -schwupp­
diwupp· die DWK in ihrem "Sicher-· 
heitsbericht" 1977 mit der Behaup­
tung:" Salzlagerstätten sind von Na· 
tur aus gegen eindringendes Wasser 
abgedichtet." hausieren gehen, was 
kurz darauf die Reaktorsicherheits· 
und Strahlenschutzkommission (RSK I 
SSK) zu einem Lob auf " die außer· 
ordentliche Stabilität der Salzstöcke" 
veranlaßte, und der Bundesregierung 
die Beteuerung entlockte, daß dem Ur· 
teil von RSK I SSK "der objektive 
Stand von Wissenschaft und Technik 
zugrunde liegt." ('6). 

••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
Aber alle setzen auf die Verglasung 

Die Verglasung der radioaktiven Abfälle 
wird zur Zeit in Frankreich, England,, 
Deutschland und den Vereinigten Staa· 
ten verfolgt. Diese Forschungspro­
gramme laufen nach einem Jahrzehnt 
noch immer, ohne daß eine sichere Me­
thode entwickeltwurde -trotz umfang­
reicher und teuerer Forschung weltweit. 
ln Frankreich in Marcoule läuft seit 
1978 eine industrielle Verglasungsanla­
ge, die durch die staatliche Gesellschaft 
"Cogema" betrieben wird. Bisher wurde 
nur rad. Abfall verglast, der aus Brenn· 
elementen stammt mit einem geringen 
"Abbrand". 
Die westdeutschen Forschungen be­
gannen 1970 in Kerlsruhe mit den Ver­
fahren PAMELA und VERA. Beide 
sind nicht ausgereift, so daß man auf 
das angeblich funktionierende A VM 
(Atelier Victrification Marcoule)-Ver· 
fahren zurückgriff, als man unter poli· 
tischen Zeitdruck geriet und was Ferti· 
ges in der Tasche haben mußte.Das 
Kernforschungszentrum Kerlsruhe er­
hält hierzu eine Musteranlage, ein ent· 
sprechender deutsch-französischer Ver· 
trag wurde 1979 abgeschlossen. Doch 
·bei den A VM· Verfahren liegen keiner· 
Iei Erfahrungen mit Brennelernenten , 
die einen hohen Abbrand haben vor. 
Das Bundesforschungsministerium sagt, 
"An der Realisierbarkeit des AVM-Ver· 
fahrens einschließlich der mittlerweile 

·~·····~······················ .... 

vorgeschlagenen Verbesserungen, be· 
stehen aufgrund der erreichten tech· 
nischen Reife und der umfanQr-eichen 
Erfahrungen keine Zweifel." Nachtei­
le werden nicht erwähnt, obwohl schon 
1973 bekannt war, daß während dem 
Verglasungsprozeß(die rad. Lösungen 
werden mit dem Glasmaterial gemischt,' 
getrocknet und geschmolzen) beimEr· 
hitzen auf 200Grad Celsius (Trock· 
nung) und 1 OOOGrad Celsius bis 
1300Grad Celsius (Schmelzprozeß) 
radioaktive Gase freigesetzt werden. 
Die weiteren Faktoren sind keine Nach­
teile, sondern Schwachstellen der Ver· 
glasung.Die Verwendung von Borosili· 
katgläsern, in die der hochradioakti· 
ve Müll eingeschmolzen werden soll, 
wird fachlich von Wissenschaftlern 
aus dem ln· und Ausland kritisiert. 
So haben amerikanische Forscher und 
der bekannte australische Geochemi· 
ker A. E. Ringwood ermittelt, daß Bo­
rosilikatgläser bei Temperaturen über 
100 Grad C und bei höherem Druck 
unter der Einwirkungvon Wasserdampf 
bereits nach einigen Wochen Zerfallser· 
scheinungen zeigen. Die Glasblöcke ha­
ben nach der Herrstellung Außentem· 
peraturen von 400 Grad und lnnentem· 
peraturen von 700 Grad C. Die Betrei· 
·ber selbst setzen die Höchsttemperatur 
bei Einlagerung nach 15 Jahren Ab· 
klingzeit bei 200 Grad fest. Sollte aber 
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in den Salzstock, in den die Glasbök· 
ke eingelagert werden sollen, Wasser 
eindringen, entstehen in Folge der ho­
hen Temperaturen Wasserdampf und 
hoher Druck. Prf. Dr. Bertram von der 
I H Hannover ergänzt: " De; Glaszu· 

stand ist thermodynamisch gesehen ein 
instabiler Zustand, d.h. über längere 
Zeit erfolgt unaufhaltsam eine Um· 
wandlung in die stabile kristallene 
Form. Diese hat völlig andere Festig­
keits· und Lös/igkeitseigenschaften, sie 
ist spröde und neigt zur Rißbildung und 
zum Zerfall. Begünstigt wird eine solche 
Umwandlung durch höhere Temperatu· 
ren und nach neueren Untersuchungen 
auch durch radioaktive Bestrahlung." 
Bisher ging man davon aus das Strah­
lungsschäden durch Alpha,Beta und 
Gammastrahlen nicht wesentlich wä­
ren. Doch dabei war nicht berücksich­
tigt worden, daß die beim Alphazer· 
fall von Aktiniden entstehenden Rück· 
Stoßatome das Glas stark angreifen. 
Eine Variante hat man sich in Kerlsruhe 
noch einfallen lassen, von der man sich 
mehr verspricht: statt der Glasblöcke 
will man kleinere Glaskugeln verwen· 
den, die wiederum in einem Metall· 
block eingeschloßen sind. Dadurch soll 
sich die Stabilität gegenüber dem Druck 
der Gesteine, in die der Abfallbehälter 
eingelassen wird, vergrößern. 

................................... 



Der Salzstock Gorleben -

Zuständig für die Endlagerung ist seit 
1976 der Bund bzw. in dessen Auf· 
trag die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt (PTB). Es wäre ei­
gentlich Aufgabe der PTB gewesen, 
Im Bundesauftrag einen niedersäch­
sichen Endlager-Standort vorzuschla­
gen, der dann von den zuständigen 
Landesbehörden auf Genehmigungs­
fähigkeit begutachtet werden müßte. 
Im November 77 gelang es jedoch 
den damaligen Bundeiminstern Matt· 
höfer, Maihofer und Friedrlchs, den 
Schwarzen Peter der Standortvoraus­
wahl der Albrechtregierung zuzu­
schanzen. Allen Beteiligten war klar, 
daß die nds. Landesregierung kurz 
nach der Landtagswahl 1978 nicht 
nach geologischen Kriterien sondern 
ausschließlich aus politischen Oppor­
tunitätsgründen eine Entscheidung 
fällen wird. Und so kam es auch.Am 
22.2. 77 gab Albrecht bekannt. daß 
der Entsorgungspark nach Gorleben 
kommen und eine Salzstockerkun-· 
dung ausschließlich dort erfolgen 
soll. Ein Jahr zuvor hieß es in der 
Zeltschrift "atomwirtschaft": " ln 
dtJr jeut anstehenden Phsse Ist es 
notwendig sudührlichtJ Vor-Ort-Un­
~rwchunfllln zu GtJOiogitJ (Endlager­
po~ntisl) ,MetsorologitJ, HydrologiB 
B11ugrundbeschsffsnheit u.s. 11n si­
nigtJn dtJnlcbaren Stando~n dureh­
zuführen, um DllttJn und Entschel· 
dungskrlr.ri•n für ditJ tJndgültigtJ 
Standortwahl Im atomrechtllchtJn Gtl­
ntJhmigungsverfahren tJrerbtJI~n zu 
könnt~~~. Es in bflllbllchtlgt, dl,_ 
Standorterkundung zunichn •n drei 
mögl/chtJf'Miu gHigrwtan Standor· 
~n ln Norddeutschland Im Laufe 

dtJS nichst8n .Rh,. 10 welt sbzu­
schließ8n, daß ggf. ein• Standort­
voreUSWIIhl gtftroffen und dl!l8 s­
tomrechtllchtJn Stsndorrgerwhml­
gungsverfahren BlnfltJiei~t werden 
kann." (atw, Juli 76, S. 339) . Gor­
leben war hier ausgeklammert, un­
tenucht werden sollte der Salzstock 
bei Lichtenhorst (Kreis Nienburg), 
bei Unterlüß (Kreis Celle) und bei 
Bunde (Emsland), wobei der letz· 
tere favorisiert wurde. Da überdies 
die Bundesregierung vor dem 23.2. 77 
wiederholt deutlich gemacht hatte, 
daß der Salzstock Gorleben für sie 
nicht in Betracht kommt, wurde 
die Albrecht-Entscheidung anfangs 
von keiner Saite ernst genommen: 

"Bundlllksnzl.r Schmldt hstts 
Albrecht niliCh lnfof't'MtiOntln aus. 
RtJgitJrUn(p/creiun IChon tJ.I dem Gt~­
sprich untar vitJr Au,.n sm 11. FtJ­
brusr mit "alltJr notwendl,.n O.Ut· 
lichktJit'.' klalflllmscht, daß der Stand­
ort Gorltlb6n für ditJ BundwegiMUng 
nicht akztJpttibel ln und sll tJin 
" SchtJinsngebot" gtlwtJrtet wlrd.Bt~­
gründet wird di,_ Hsltung mit dem 
Hinweis, daß dl• Sslntöcke bei Gor­
leben unttN' dtJr Eibe drei bll vier Ki­
lomf/tr weit ln d• GtlbltJt dtll' DDR 
hineinreichtln. Es ui zutrefftJnd, daß 
dit1 DDR ln diesem Gtlb/tJt Erdf/IIIVOr· 
kommtlf1 vermuts. S.l dtJr Prospek­
tion niliCh dl".n BodtJMChitzen 
durr;h die DDR könne tJS zu Kompll· 
klltiorwn komrrwn ... BtJI dtll' Abwei· 
sund dtJf Standort• GorltlbtJn gehe ., 
jedoch in stner LlnitJ " um die b,.n­
ke Sicherheit dtJr Dtlponle und nichi 
um Zartgefühle gegenüber dem Hon-. 
BCkerstast". H (FR v. 23.2.77). 

********~********************* 

Diese Bedenken wurden jedoch 
schnell wieder aus dem Verkehr gezo­
gen: 

Am 1. März erklärte die DWK, 
daß 'ihr Standort Gorleben "aus tech­
nischer Sicht" besonders gut in den 
Kram passe, das Bundeskabinett be­
schloß, auf eine offizielle Kritik an' 
der Albrecht Entscheidung zu ver· 
zichten (" Bonn möchtedieses Them• 
der Polemik !tntziehen. ") und Nlit· 
te Juli war es dann soweit: die Bundes· 
regierung stimmte dem "Schelnange­
bot" Gorleben zu. 

Daß hier IUIIChließlich nach poli· 
tischem Kllkül entschieden wurde Ist 
allen Beteiligten bekannt. Nicht nur. 
der Bundestags· I nnenausschußvonit· 
zende Dr. Wernitz (SPD) weiß zu be­
richten, "d•ß dtll' Standort Gorlel»n 
aus pol/tiiChen Gründtin gewlhlt wur­
de" ( 1 1) • auch die PTB spricht in ih­
rem hochoffiziellen Endlagerbericht 
vom März 81 davon, daß " die zuneh­
mende öffMtllche DiskUS6/on über 
Kernenergitt-Problt~mt~ und dtJr weh­
ssndtJ Wldenr.nd gsgen die Durr;hfüh­
rung d• Ktlf'THifiBfgitJprogremms ... 
zum Abbruch ditiStlr (ursprünglich 
voi'(JtiSttJheMn drei) ~ndortprog,.m­
me geführt" hat. ( 1 ~ 

Man halte sich nur einen Augen­
blick vor Augen, daß es hier um ein 
Unterfangen geht, daß von der gesam· 
ten Menschheit noch nicht gelöst 
de: die sichere Endlagerung hochra­
dioaktiven Mülls für Jahrmillionen. 
Die Sicherheit nicht nur dieser Gene­
ration sondern gleich dutzender kom­
mender Generationen wird aufs Spiel 
gesetzt und hintenangestellt • hinter 
was? Hinter die Interessen eines ein­
zigen eitlen und arroganten Minister­
präsidenten, der für kommende vier( I) 
Jahre um seine Pfründe bangt. Kinn 
ein einigermaßen klar denkender 
Mensch hitraus eigentlich einen an· 
deren Schluß ziehen, als daß ein 
Sicherheitsrisiko diesen Ausmaßes 
(mitsamt seiner korrupten Anhän­
garschar) unverzüglich seines Amtes 
zu entheben und vor ein glaubwürdi· 
ges Gericht zu stellen Ist? 

................................. 

Warum gerade der Salzstock Gor­
leben zur Endlagerung ungeeig­
netist 

Schon vör Beginn der Bohrungen waren 
über den Salzstock Fakten bekannt. 
die ihn von vornherein als Endlager un­
geeignet erscheinen ließen. Nach Mittel· 
Iungen der PTB wurden diese Argumen­
~ bei -der Auswahl des Standortes mit· 
berücksichtigt. 
Vom Standpunkt der Sicherheit aus 
gesehen gibt es demnach bessere 
Standorte als Gorleben. 

Zu den bekannten Fakten gehö-
So tkhem die ~ihN Bohrtöc:Mr (Bip. 1004) ren: 

1. Der Salzstock selbst liegt genau 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * unter einer Argr~r-, Forst· und Er· 
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holungslandschaft. 
2. Er liegt in einem Feuchtgebiet. 
3. Dieses Feuchtgebiet ist nach Auf· 
fassung des Bundesministeriums für 
Ernährung ein "für Natur-und Land· 
schaftsschutz in der B R D von ge­
samtstaatlich repräsentativer Be­
deutung." 

5. Über dem Gortebener Salz­
stockteil, auf dem Höhbeck, wird ein 
Trinkwasserwerk betrieben. 
6. Der Salzstock liegt nicht nur auf 
bundesdeutschem Gebiet, sondern 
setzt sich in die DDR fort, wodurch 
eine Untersuchung des gesamten 
Salzkörpers aus politischen Gründen 
nicht durchführbar ist. 
Aus früheren Aufschlußarbeiten lagen 
Kenntnisse vor, die die Ungeeignet· 
heit des Salzstockes noch deutlicher 
machen; 
7. Er liegt in einem Bereich eines gros· 
sen Bruchsystems der tiefen Erd· 
kruste, daß sich zu einer neuen Auf­
quellzone des Erdmantels entwickelt. 

Da Salz schon bei geringen Erd· 
krustenbewegungen mobil wird, wan· 
dert es durch Spalten und Risse und 
steigt an schwachen Stellen bis zur 
Erdkruste hoch. ( z: Zt. ca. 2 mm pro 
Jahr, was für mitteleuropäische Ver· 
hältnisse ein relativ hoher Wert ist.). 
Bislang gibt es noch keine Methode, mit 
welcher die Schnelligkeit der Aufstiegs· 
bewegungen exakt im voraus berechnet 
werden könnte. 

8. Er liegt ift einer salzmobilisieren· 
den geothermischen Anomalie, die 
so wie die Bruchstörungen, wahrschein· 
lieh mit der zentraleuropäischen Gra­
benbruchzone zusammeflhängen. 
Steinsalz leitet bei Temperaturen zwi­
schen 30 bis 50 Grad Celsius Wärme 
2 · 3 mal so schnell wie andere Ge­
steine. Bei zunehmenden Temperatu· 
ren gleichen sich die Leitfähigkeitswer· 
te denen anderer Gesteine an, d.h. daß 
Steinsalz bei Lagerungvon hochaktiven 
Abfällen keinen Vorteil gegenüber an­
deren Gesteinen, sondern eigentlich 
nur den Nachteil hat, daß es bei Wärme 
einen mehr als dreimal so hohen Aus· 
dehnungskoeffizienten hat wie krista­
line Gesteine. 
9. Er liegt auf einer tektonisch (innere 
Erdkrustenbewegungen) bedingten 
Aufbeulung des Subsalinars, die grund· 
sätzlich gashöfig sind. 
Viele Salze enthalten Gaseinschlüße, 
die nicht selten unter Druck stehen, und 
beim Bergbau explosionsartig ausbre· 
chen können. Man hat auch schon bei 
anderen Salzstöcken mit Gas gefüllte 
Klüfte zwischen Steinsalz und Carnalit 
gefunden. Gasvorkommen wurden in 
der Nähe von Wustrow nachgewiesen. 
ln der DDR wird Erdgas gefördert und 
1971 kam es zu einem Erdgasausbruch 
Falls sich also Erdgasvorkommen am 
Rande des Salzstockes befinden, würde 
nicht nur die Forderung, daß in der Nä­
he von Endlagern keine Rohstoffvor· 
kommen vorhanden sein sollten nicht 
erfüllt werden. 
10. Die oberen Grundwasserstockwer· 
ke weisen stellenweise extrem hohe 

Chlorit· und Sulfatgehalte auf, die ei· 
ne aktive Ablaugung des Salzstockes 
belegen. 
Der Chiaridgehalt beträgt ca. 1200 
/L , normal sind Werte zwischen 30 • 
40 mg/L. Dieser extrem hohe Wert läßt 
sich so erklären, daß das versalzene 
Grundwasser entlang der Störungen 
horizental aufsteigt und damit die 
Versatzung des oberen Grundwassers 
bewirkt. Der Salzstock weist heute 
deutliche Anzeichen von Grundwasser· 
kontakt auf.Oa man davon ausgehen 
kann, daß der Salzstock innerhalb 
der nächsten tausend Jahre weiter 
nach oben steigen wird. Also immer 
näher an die Erdoberfläche kommt, 
steigt auch gleichzeitig die Gefahr der 
Lösungswitterung. 
11. Aus Feinnivellements (Meßverfah· 
ren von Höhenunterschieden der Erd· 
oberfläche) auf mecklenburgischen 
Gebiet ist erkennbar, daß vertikale 
Bewegungen der Erdkruste noch 
heute stattfinden. Der Salzstock liegt 
in einem Spannungsfeld zwischen ei· 
nem Hebungsbereich im Osten und 
einem Senkunsbereich im Westen. 

12. Der Hebungsbereich im Osten 
(Prignitzblock) weist aus der Zeit von 
141 0 die stärksten tektonischen Erd· 
beben ( 7 bis 8) norddeutschlands 
auf. 
·13. An der Erdoberfläche und in der 
Umgebung des Salzstockes sind Re­
lief und Gewässeranomalien vorhan· 
den, die im wesentlichen nur Aus­
druck von geologisch sehr junger ln· 
stabilität des Untergrundes interpre­
tiert werden können; Instabilität 
als Folge von Salzwanderungen u./o. 
Subrasion u./o. Tektonik. 
14. Über dem Salzstoc!< liegt eine 
quatäre Erosionsrinne von damals 
noch unbekannter Tiefe (Ouatär­
zeit: 10000 Jahre, Erosion: Zer­
störungsarbeit von Wasser.). 

15. Der Salzstock weist an der südost­
flanke einen Oberhang auf, der eine 
komplizierte Innenstruktur erwarten 
läßt. 
16. Zu Anfang dieses Jahrhunderts 
sind mindestens drei Kalisalzerkun· 
dungsbohrungen abgeteuft worden, ü· 
ber deren genaue Lage und Versiege­
·lung der Bohrlöcher keine zuverlässi­
gen Unterlagen vorhanden sind. 
Das bedeutet, daß der Salzstock grund· 
sätzlich nicht mehr als "unangesto· 
chen " angesehen werden kann. 
17. Aus diesen BohrungaR ist bekannt, 
daß sie auf mächtige Carnallitschich· 
ten gestoßen sind. 

Entscheidentim Hinblick 
auf die geplante Anlage ist, daß sich Be· 
wegungen und Auslaugungen noch heu· 
te abspielen, und daß als Folge von 
tektonischen Zug~ und Seherbean­
spruchungen Spalten 1m Salzstock auf· 
reissen können, die zum Absaufen des 
Bergwerkes führen. wenn eine Verbin· 
dung zum Grundwasser besteht. 

Die dadurch sinnlosen Bohrungen er­
füllen also nur noch zu einem sehr 
kleinen Teil ihre ursprüngliche Funk· 

tion, nämlich genauere Aufschlüsse 
über den Innenaufbau des Salzstok· 
kes zu erbringen. Das sich die Wahl 
von Gorleben als geologisch unge­
rechtfertigt erweißt, wird durch die 
Ergebnisse des Erkundungspro­
gramms erstärkt. Die Betreibersei· 
te setzt mit der Untersuchung nur 
eines Salzstockes alles auf eine 
Karte und sich somit dem Zwang aus 
die Vorentscheidung nachträglich zu 
bestätigen. Noch deutlicher wird dies 
vor dem Hintergrund, daß ohne End· 
Iager (oder auch Zwischenlager) kei· 
ne weiteren Atomkraftwerke mehr 
genehmigt werden können. Die End· 
Iagerung ist also das Nadelöhr, durch 
das die Batreiber hindurch müssen. 
Also müssen wir es verstopfen. 

••••••••••••••••••••••••••• 
Statt nachprüfbarer Sicherheits-
kriterien . 

· Der erstbeste Salzstock wird passend 
gemacht 

Seit der Bennenung Gorlebens zum 
Endlagerstandort gilt der dortige 
Salzstock offiziell als "eignungshöf· 
fig", wobei das fromme "Prinzip 
Hoffnung" der Ausgangspunkt wei· 
terer Überlegungen ist. 

Dies zeigt sich schon daran, daß 
die Setreiber längst davon abge­
rückt sind, die besonders gute Eig­
nung des Salzstockes nachweisen zu 
wollen. Sondern der Salzstock ist 
per se in Ordnung solange nicht ein 
eindeutiger Beweis der Nichteig­
nung vorliegt. Mit diesem Trick 
wird jedes noch so ungünstiges Erkun­
dungsergebnis so ausgelegt, daß hier· 
mit weder die Eignung noch die 
Nichteignung des Salzstockes bewie· 
sen sei. 

Kein Wunder also, daß Dr. Kühn 
(Institut für Tieflagerung, GSF), · 
bereits im Mai 1977 "keinerlei Be­
fürchtungen (hatte). daß der Salz­
stock Gorleben sich als nicht geeig· 
net erweisen wird; denn er hat eine 
derartige Größe, die mit Sicherheit 
eine geeignete Situation auszusuch­
en gestattet, an der das Endlager 
eingerichtet werden kann." (13) 

Dieses Urteil hat sich die Bun­
desregierung in ihrem "Entsorgungs· 
bericht" vom 30. 11.77 zu eigen ge-
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macht: "Der Salzstock Gorleben ist einfachen Grundsätzen der Wissen- den gesetzlichen Vorschriften kein 
für die Lagerung der schwach· und schaftsmethodik. Daß inhaltlich prä- Unterschied gemacht."( 16) 
mittelaktiven Abfälle in jedem Fall zis formulierte Kriterien .•• durchaus Durch Prof. Grimn1el wurden 
geeignet ••• Der hochradioaktive Ab- möglich sind, belegt der holländische dem Bundesinnenausschuß zuletzt 
fall kann sowohl durch die Art sei- Katalog, der sich speziell auf Salz· 1980 drei neuere Kriterienkataloge 
ner Aufbereitung (Konditionierung) stöcke bezieht ••• Ich habe hier ein vorgestellt; 
als auch durch seine räumliche An· Schralben des Reichgeologischen a. ein 1977 von der Bundesan-
ordnung im Salzstock so an die Ver· Dienstes der Niederlande vom März stalt für Geowissenschaften und 
hältnisse des endgültig einturichten- 1980 vorliegen, wo deutlich zu er- Rohstoffe (BGR) für die EG erstel· 
den Bergwerks angepaßt werden, kennen ist, daß diese Kriterien, die lter Forderungskatalog (der hierzu-
daß auch er endlagerfähig ist. Die bisher diskutiert wurden, offenbar lande erst 1980 an die öffentlich· 
notwendigen Kenntnisse und tech- noch verschärft worden sind ••• Al· keit gelangte ••. ) 
nischen Mittel hierfür sind rechtzei· so ich verstehenich diese Argumen· b. Eine Kriterienauflistung des US 
tig verfügbar." ( 14;} tation, daß es keine Kriterien geben "Department of Energy", Washing-

Es ist also festzuhalten, daß die könne. Es gibt Kriterien, und qhne ton, Mai 79. 
Endlagereignung des Gorlebener Kriterien, die vorherformuliert sind, c. der bereits erwähnte niederlän-
Salzstockes auf politischer Ebene gibt es keinewisschenschaftlicheiJe- disehe Kriterienkatalog der "Inter· 
bereits feststand, ohne das eine ein· urteilung." ( 1 S) departementale Commissie voor de 
zige Tiefbohrungdurchgeführt wäre. Auch die einzige für Kernernergie" vom April 79. (15) 
Damit war der Rahmen für die an die Endlagerung gültige Norm· die Nach der Logik westdeutscher 
der Erkundung beteiligten Geologen Strahlenschutzverordnung • muß "Sicherheitsphilisophen" handelt es 
abgesteckt. Es liegt auf der Hand, hinterfragt werden. Helmut Hirsch sich hierbei um sinnlos beschriebe-
daß eine planvolle wissenschaftliche (Gruppe Ökologie Hannover): "Es nes Paper. So konterte BGR Chef 
Erkundung die vorherige Erstellung sind Vorschriften, die auf den Be- Venzlaff während der Lüchower An· 
eines Kriterienkatalogs zur Voraus- trieb kerntechnischer Anlagen hin- hörung (Mai B1) , einen Hinweis auf 
setzung hat. Hierauf wurde jedoch zielen. Beispielsweise werden maxi- die nach den niederländischen Kri-
in der BRD bewußt verzichtet: lt. male Dosiswerte für jedes Jahr vor- terien hinreichend belegte Nichteig-
PTB könnten "allgemein gültige geschrieben , wobei die spezifische nung des Gorlebener Salzstocks fol· 
verbindliche Kriterien für die End- langzeitliche Dimension der Endla- gendermaßen: 
Iagerung radioaktiver Abfälle in geo- gerung völlig fehlt. Die wird von die- "Für uns waren das nie Kriteri· 
logischen Formationen nicht simu· sen Regeln überhaupt nicht erfasst. en, deswegen kann nicht gesagt wer-
/iert werden " (PTB Bericht v. 31. Wenn eine bestimmte Dosis nicht den, ob sie erfüllt sind oder nicht." 
3.B1, S. 10) Dies jedoch wider- nt,~r für ein Jahr sondern über 10000 tt!!rt w ... - fi::! 
spricht - so Prof. Grimme I • "den ~Jahre jährlich auftritt, da wird in 'IIIC.lL . ._:k~j!llic811i---l 
.................................. ~ ....................................................................... .. 

Dr. Mauthe Geologisches Institut der Univenität Hannover: 

~~ IJe' ltllzltoclt 11~111 ln t1/len 1illen 11111 
der lcll/ecllten Seite. 

~~ 

Auf der Informantionsveranstaltung 
über die bisherigen Bohr-Zwischener­
gebnisse am 15116. 5. in Lüchow legte 
Dr. Mauthe seine Analyse der Ergebnis­
se der Tiefbohrungen vor. Die anwesen­
den Geologen der Endlagerbetreiber 
verhielten sich 1'\ierzu mucksmäuschen· 
still. Sie waren ganz offensichtlich aus­
serstande auch nur in einem einzigen 
Punkt die vorgelegten Untersuchungen 
anzugreifen, geschweige denn zu wider­
legen. 
Dr. Mauthe warf anfangs den beim. 
Bund angestellten Geologen vor, daß 
sie sich den Salzstock Gorleben haben 
aufzwingen lassen und wies darauf hin, 
daß diese die Ergebnisse der Tiefbohr· 
ungen zwar erklärt, nicht jedoch fach· 
lieh bewertet hätten. 
Das Fazit seiner Untersuchungen fasste 
er abschließend folgendermaßen zusam­
men: 
" Aus den bisher vorliegenden Unter­
suchungsdaten ergeben sich, im Ver· 
gleich mit geologischen Tatbeständen 
in und an anderen Salzstöcken, Ver· 
gleichsmöglichkeiten, die es erlauben, 
die Gorleben-Befunde im Hinblick auf 
die Eignungshofigkeit zu werten: 
1. Je unkomplizierter die Lagerung der 
Salzgesteinsschichten, umso günstiger. 
Gorleben: hochkomplizierte Lagerung 
in Endlagerungsteufe,d.h. Vorkommen 

ungeeigneter und gefahrbringender Ge­
steine (Carn.allitit, Anhydrit) an vielen 
Stellen im Salzstock. 
2. Sylvinitische oder Hartsalz-Ausbil­
dung der Kalisalzflöze ist günstiger als 
eine camalitische. Gorleben: Alle drei 
regional bekannten Flöze bestehen aus 
Carnallitit, als Besonderheit tritt zu­
sätzlich Carnalitit schichtig in üblicher-· 
weise reinen Steinsalzen der "Leine­
Serie" auf. 
3. Ein kluftarmer Hauptanhydrit, des­
sen Klüfte mitSteinsatz verheilt sind ist 
günstiger als ein kluftreicher. Gorleben: 
Viele Klüfte durchsetzen den Hauptan­
hydrit, wenige stehen offen,die meisten 
sind mit Carnallitit verheilt (max. 2m 
dicker Camallititgang. im Hauptanhy­
drit von Bohrung 1004). 
4. Die Abwesenheit von größeren Lau­
geneinschlüssen ist günstiger als deren 
Anwesenheit. Gorleben: Restlaugenge­
füllte Höhlen von 10er Kubikmeter 
Größe in 1002, 1003, 1005. 
5. Ein kluftloses Steinsalz in Endlager­
teufe ist günstiger als ein kluftiges. 
,Gorleben: max 10 cm breite offene 
Klüfte und Spältchen z.B. bei 500 m 
im älteren Steinsalz, bei 1600 m im 
Leinesteinsalz. 
6. Ein etwa ebener, waagerechter Salz­
spiegel ist günstiger als ein starkes Re­
lief an der Salzstockoberfläche. 

Gorleben: ca 80m ragt ein Salzgesteins· 
pfeiler über das normale Salzspiegelni­
veau hinaus und gibt zumindest Rätsel 
für die geologische Deutung auf .. 
·1. Hinweise auf erdgeschichtlich lang­
zeitigen Stillstand des Salzstockes sind 
günstiger als Befunde, welche geolo­
gisch junge Aufstiegsbewegungen be· 
legen. Gorleben: Tertiär- und quartär­
zeitliche Aufstiegsbewegungen (und 
damit einhergehend: Salzauflösungen 
am Grundwasserkontakt) sind in erheb· 
lichem Ausmaß nachweisbar. 
B. Eine lückenlose Oberdeckung des 
Salzstockes mit wasserundurchlässigen 
Tonschichten ist günstiger als eine un­
vollständige Abdeckung. Gorteben: 
Tonschichten sind im Verlauf der 
quartärzeitlichen Rinne weitflächig ab· 
getragen. 
9. Die Untersuchungeneinerganzen g• 
alogischen Struktur (Salzstock, Flan­
kengesteine, unter dem Salz lagerndf 
Gesteine und Deckgebirge mit grund­
wasserführenden Schichten) ist günsti· 
ger als eine Untersuchung der Hälfte. 
Gorleben:Nur der südwestliche Teil 
der geologischen Gesamtheit ist unter· 
suchbar. 
Sollten diese negativen Befundefür alle 
in Frage kommenden Salzstöcke Nord· 
deutschlands zutreffen, so wäre es an­
gebracht, unverzüglich über das Kon­
zept "Endlagerung im Salzgestein von 
Salzstöcken" nachz1,1denken.'' 

---··••••••••••••••••••••••- @ Atommüll-Endlager ~.· ~ .......... ~························· 



-22-

WACHT AUF, 
RDAMMTE 

UNTE'R TAGE! SfJll EIN WEITEilEil 

Seit der Endlager-lnformationsverin­
staltung vom 15./16.Mai '81 in Lüchow 
\S.auch S.aS) wird auch von den Atom­
energiebefürwortern offen darüber gere­
det, daß der Gortebener Salzstock mit 
ziemlicher Sicherheit untauglich ist und 
deshalb - um allzu große Verzögerun­
gen zu vermeiden - die Erkundung ei­
nes weiteren Salzstocks in Erwägung zu 
ziehen ist. Tatsächlich waren es nicht 
nur die von den Wissenschaftlern Appel 
und Mauthe vorgestellten Analysen, die 
den Salzstock untauglich erscheinen las­
sen. Die bundeseigenen Behörden muß­
ten gleichermaßen wie die Atomener­
giekritiker unter den Wissenschaftlern 
konstatieren 
- daß der Salzstock entgegen ursprüng­
licher Annahmen auch in der erdge­
schichtlichen Gegenwart (Tertiär) in 
Bewegung ist. 
- daß der Anteil der wasserleitenden 
Anhydritschichten (10%) weit größer 
ist, als in anderen Salzstöcken. 
- daß anstelle der von der RSK gefor­
derten und erwarteten 80 Kubikkilo­
meternur maximal20 bis 40 km3 Stein­
'salz zur Verfügung stehen. 
-daß eine 12 km lange und bis zu 341m 
tiefe grundwasserführende Rinne sich 
durch das Deckgebirge hindurch bis in 
das Salzgestein hinein eingeschnitten 
hat. 
- daß direkt neben dieser Rinne ein 
"steiler Zahn" des Salzstocks aus völlig 
ungeklärten Gründen bis zu 133m unter 
~~ Erdoberfläche aufragt. 

Uber ernste Bedenken im Setreiberla­
ger berichtete erstmals die "Welt" : 
" Nach Informationen der WELT sind 
11uch Befürworter der Endlagertechno-

logie der Meinung, der Bund solle neben 
Gorleben auch andere Standorte ins 
Auge fassen.lm Gespräch sind zum Bei­
spiel die großen Salzstöcke bei Lingen 
in Westniedenach11n •••• Sollte sich der 
Standort Gorleben als ungeeignet her­
ausstellen, so verlautete aus Kreisen der 
mit dem Projekt Endlagerung befaßten 
Experten, würde eine Verzögerung von 
zehn bis fünfzehn Jahren eintreten. Des-

SAlZSTfJCI( 

Elli(IJN/JET WEil/JEN P 
halb müsse die Bundesregierung schon 
jetzt Ausweichstandorte nennen und 
untersuchen lassen." ( 16.5., Hervorhe­
bung von uns). Und die "Hannoversche 
Allgemeine" (Kommentar :"Jüngste 
Äußerungen der Verfechterdes (Endla· 
ger-)Projekts ergeben ein erstaunlich 
widerspruchsvolles Bild. Die Gegner 
können sich nur die Augen reiben ..• ") 
zitiert die DWK : 
" Die Bohrungen hätten Ergebnisse ge­
bracht, die nicht erwartet worden sei· 
en, hieß es bei der Deutschen Gese/1-
schaftzurWiederaufarbeitung von Kern­
brennstoffen(DWK). Die Form des Salz· 
stockes sei nicht ideal, weil gerade für 
die Lagerung hochradioaktiver Abfälle 
große Abstände gebraucht würden." 
(6.6.81) 

Gleichzeitig begann man sich auf un­
tergeordneter politischer Ebene bereits 
wechselseitig die Schuld für die Be­
schränkungder Erkundungsarbeiten auf 
Gorleben in die Schuhe zu schieben : 
- Als Antwort auf den oben zitierten 
"Welt"·Artikel veröffentlichte Presse· 
sprecher Niedereis vom Bundesfor­
schungsministerium unverzüglich eine 
Presseerklärung mit der Oberschrift : 
"Landesregierung von Niedersachsen 
wäre für mögliche Verzögerungen bei 
der nuklearen Entsorgung verantwort· 
lieh." Die Aussagen der "Welt" werden 
darin nicht dementiert, sondern indi· 
rekt bestätigt, indem "möglicherweise" 
entstehende "erhebliche Zeitverluste 
bei der Erkundung für ein geeignetes 
Endlager" präventiv der Landesregie­
rung angelastet werden, da diese "sei· 
nerzeit nur einen einzigen, möglicher­
weise geeigneten Salzstock zur Untersu­
chung freigegeben hatte ••• ". 
- Lüchow-Dannenbergs CDU·Mdl Grill 

bezeichnet diesen Angriff als "unglaub· 
würdig, weil niemand den Bund daran 
hindem könne, auch für andere Stand­
orte Untersuchungen zu beantragen. 
Die Bundesregierung versuche offen­
sichtlich, sich rechtzeitig aus der Ver­
antwortung zu ziehen. Das stehe im Wi· 
derspruchzur Zustimmung zum Stand· 
ortvorschlag der niedersächsischen Lan­
desregierung." (EJZ v. 1a5.) 

- Ähnlich konterte Grill die Ende Mai 
von SPD- und FDP-Untergliederungen 
erhobenen Forderungen an die nieder· 
sächsische Landesregierung. Clie Erkun­
dungweitererSalzstöcke zu veranlassen. 

Eine Erklärung der politisch Verant· 
wortliehen über die Zänkerelen der un­
tergeordneten Schergen ließ wochen­
lang auf sich warten. Am 5.Juli war es 
soweit. ln einer gemeinsamen Erklärung 
ließen Bundesinnenminister Baum und 
Bundesforschungsminister von Bülow 
verlautbaren : 
"Die bisherigen Untersuchungen hätten 
keinerlei begründete Zweifel an der bis· 
herigen Einschätzung des Salzstockes 
bei Gorleben ergeben. Dies bedeute, 
meinten die Minister, daß nach heuti· 
gern Erkenntnilstand ••• über die beson­
deren Eigenschaften des Salzstockes 
Gorleben zu erwarten 11i, daß 11ine Eig· 
nung als Endlager für radioaktive Abfäl· 
le nachgewiesen werden könnte. Beide 
Minister begründeten ihre Feststellung 
mit Hinwei11n auf ein öffentliches Ex­
pertengesprich in der Kreisstadt Lü­
chow." (FR vom 6.6.81) 

Die Kaltblütigkeit, mit der hier offen­
bar sogar Endlagerexperten und Presse­
sprecher aus dem eigenen Haus korri· 
giert werden, ist skandalös.Gieichsam 
wird hier nur ein weiteres Mal demon­
striert, wie mit den Sicherheitsinteres­
sen der Bevölkerung umgesprungen 
wird, wenn es um politische Interessen 
geht: 
einen Tag zuvor nämlich konferierten 
die beiden Minister mit Beauftragten 
der hessischen Landesregierung, die in 
größter Sorge um Börners Lieblingspro­
jekte - der Atommeiler Biblis C und 
die große "Versuchs"-WAA - nach 
Bonn geeilt waren um so kurz vor dem 
Parteitag der hessischen SPD (21.6.) 
mit mißliebigen Meldungen aufzuräu­
men. Denn: 
"Immerhin hängt die gesamte hessische 
Kernenergiepolitik von einer gesicher· 
ten Endlagerung ab ••• " Und da wird 
man ja wohl in der Bundesregierung 
beide Augen zudrücken dürfen ... 
(nach FR vom 6.6.81) 

••••••••••••-• ••••••-••••••••••••• ~j Atommüll-Endlager ® ---·-··--···---··••• 



Modellhafte Planung eines "23 • 

BUNDESENDLAGERS IN GORLEBEN 
ln dem Bericht der PTB vom März 81 bekennt diese lieh ausdrücklich zum Standort Gorleben als JEndlager. Am Anfang macht 
sie die Endlagerung noch abhängig von den Sicherheitsanalysen, während sie am Ende vom weiteren Vorgehen spricht, daß 
folgendermaßen aussehen soll: Das übertägige Standorterkundungsprogramm soll geeignete Schachtansatzbereiche ausfindig 
machen. Liegen die Schachtansatzbereiche fest, werden Schachtvorbohrungen niedergebr~ht, um festzustellen, ob und '!'it 
welchen Mitteln ein Schacht gebaut werden kann. Nach Abschluß dieser Erkundungen, d1e etwa 6 Jahre dauern sollen, Wird 

man etwa 1990 eine genaue Eignungszusage für alle Arten von radioaktiven Abfällen machen können. 

Größe des Salzstockes: 
Der Gortebener Salzstock ist insge­
samt ca. 30 km lang, davon 15 km 
auf bundesdt. Gebiet. Er ist ca. 3 
bis 4 km breit, wobei sich die Breite 
Richtung NO auf 1,5 km reduziert. 
Seine Basis beginnt bei ca. 3000 m 
Tiefe und reicht bis etwa 200 bis 
300 m unter die Erdoberfläche. Für 
die gesamte Endsorgung gemäß der 
Planung wird ein Gesamthohlraum 
von 10,2 mal 10 hoch 6 m, was 
10,2 Millionenqm3 Salz entspricht, 
benötigt. 

Was soil eingelagert werden ? 
Für diese Demensionierung des 
Bergwerkes wurden folgende Ab· 
fallmengen und Arten zugrunde ge­
legt: 
1.11000 Fässer pro Jahr mit 
schwachaktiven Abfällen, endzula­
gern in Versturzkammern. 
Eine Versturzkammer hat eine Grös­
se von 60 m Länge , 15 m Breite 
und eine Höhe von 20 m. Bei der 
vorgesehenen Einlagerungsmenge 
würde es 2 Jahre dauern, sie zu fül· 
len. Von der Größe her ist das ver· 
gleichbar mit dem Bau von zwei 
Einfamilienhäusern, wobei dann 
noch ein Garten abfällt. Wieviel 
Jahre würde man brauchen um dort 
ein Dorf oder eine Stadt entstehen 
zulassen? 
2. 12000 400-1-Fässer pro Jahr mit 
mittelradioaktiven Müll in verlore­
nen Betonabschirmungen (?),endzu­
lagern in Stapelkammern. 
Die Stapelkammer hat Ausmaße 
von 90 m Länge, 15 m Breite und 
25 m Höhe. Pro Jahr benötigt man 
davon 1,5 Kammern. Die Größe 
der Kammern entspricht einer nicht 
zu kleinen Grundschule mit Turnhal· 
le, die sich ständig erweitert, bis in 
ca. 10 Jahren ein ganzes Schulzen­
trum entstanden ist. 
3. 5000 Fässer mit mittelaktiven 
Abfällen in wiedergewinnbaren Ab· 
schirmbehältern, endzulagern in Ab· 
senkkammern. 
Eine solche Kammer füllt sich in 2 
Jahren und hat einen Durchmesser 
von 15 m und eine Höhe von 32,5 
m. 
4. 5000 Fässer (400 I) pro Jahr mit 
mittelraflioaktiven Abfällen, wie 
Hülsen, Klärschlamm und Bauteile, 
in . wiedergewinnbaren Abschirmbe· 
hältern, die in Bohrlöcher endzula· 
gern sind. 
Diese in Zementeingebundenen Fäs­
dürfen im Inneren 100 Grad Celsius 
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nicht überschreiten, da sonst eine 
Entwässerung des Zements eintritt. 
Es wird davon ausgegangen, daß die­
se Grenztemperatur nicht über· 
schritten wird, wenn der Bohrloch· 
abstand auf 13 m minimiert wird 
und dadurch die Steinsalzvorkom­
men optimal ausgenutzt werden 
können. Pro Bohrloch lassen sich 
dann 270 Fässer einlagern. Auf· 
grund angeblicher "Erfahrungen" 
aus dem Salzbergbau will man die­
ses Bohrlochfeld dermaßen konzi­
pieren, daß es sich in 23 Strecken 
mit 20 Bohrlöchern pro Strecke 
aufgliedert. Dort würden sich dann 
124 200 Fässer unterbringen lassen. 
Ob es auch möglich sein wird 30 
Bohrlöcher pro Strecke unterzubrin­
gen, will die Setreiberseite davon ab­
hängig machen, ob die thermische 
Belastung des Gebirges auch klein· 
räumiger tragbar ist. 
5. 1760 · Glasblöcke pro Jahr 
(hochradioaktive Abfälle) einzula· 
gern in Bohrlöchern. 
Sie sollen ein Volumen von 70 I, 
einen Durchmesser von 30 und eine 
Länge von 120 cm haben. Bei der 
Endlagerung der Glasblöcke wird 
noch erheblich mehr Wärme freige­
setzt als bei der Lagerung von mit· 
telradioaktiven Mülls ( s. 4.). Man 
geht davon aus, das an den Berüh­
rungsflächen zwischen dem hochra­
dioaktiven Abfall und dem Steinsalz 
Temperaturen von 200 Grad Celsi­
us nicht überschritten werden dür· 
fen. Um die benötigte Einlagerungs· 
fläche zu minimieren, aber gleich­
zeitig das Steinsalz optimal auszu· 
nutzen, werden die "Ausbreitungs­
rechnungen der freigesetzten Wär· 
memengen" so ausgelegt, daß we­
das Lagergut noch Salz die 200 Grad 
Grenze überschreiten. Es wird ange­
nommen, daß diese Bedingung für 
Glasblöcke eingehalten werden 
kann, wenn die Bohrlöcher 310m 
tief (davon 10 m Verschluß) sind 
und einen Abstand von 50 m zuein· 
ander haben. Bei den vorgesehenen 
Einlagerungsmengen würde man vor· 
läufig acht Bohrfelder benötigen. 
Länge pro Bohrloch 420 m und 
und Breite 250m. Dasentspricht ca. 
175 Fußballfeldern. Zusätzlich müs­
sen die Brennelernte vor Endlage­
rung noch 15 Jahre nach Entnahme 
aus dem Reaktor zwischengelagert 
werden, bevor sie in die Bohrlöcher 
können. Um sie gleich nach der 
Verglasung einzulagern, haben sie 
noch zu hohe Außentemperaturen 
(s. Verglasungsartikel). Die Zwi· 

@ Atommüii~Endlager ~ 

schenlagerung ist also notwendig, 
um die "zulässigen Wärmehöchst· 
grenzen" nicht zu überschreiten. 
Weitere Randbedingungen sind eine 
Wiederaufarbeitung drei Jahre nach 
Reaktorentnahme und eine Ver· 
glasung nach zusätzlichen sechs 
Jahren. 

Auch hier ist es möglich, ein 
Bohrlochfeld mit neun Strecken a 
sechs Bohrlöchern anzulegen. Das 
wird von den Betreibern wieder von 
den Grenztemperaturen und der Be­
lastbarkeit des Gebirges abhängig ge­
macht. 

Allein für die Endsorgung einer 
WAA geht man von ca. 25 Ver· 
sturzkammern, 12,5 Stapelkammern 
100 Absenkmauern, 6 Bohrlöchern 
für hochradioaktiven und 2 für mit· 
telradioaktiven Müll, die man benö­
tigt, aus. Das Grubengebäude soll so 
angelegt werden, daß die Abfälle 
aus 50 Jahren Wiederaufarbeitung 
auf einer Sohle eingelagert werden 
können. Für die Grubenräume sieht 
man eine Tiefe von 800 bis 900 m 
vor, um angeblich die Sicherheit zu 
vergrößern. 

Es wird weiter geplant! 

.................................. . 
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Außerdem legt man folgende 
Merkmale zugrunde: 

" - Auf die Rückholbarkeit der 
Abfälle wird verzichtet. 
- Vom Deckgebirge wird ein Sich­
erheitsabstand von etwa 300 m 
sowie von den Flanken des Salz­
stockes von etwa 200 m einge­
halten. 

- Die Bewetterung wird so ange­
legt, daß einzelne Einlagerungs­
bereiche vom übrigen Grubenge­
bäude abgetrennt werden können. 
- Der Einlagerungsbetrieb erfolgt 
im Rückbau, d.h. Erstellung und 
Füllung von Einlagerungsräumen 
begirmen in schachtfernen Berei­
chen. Gefüllte Einlagerungsfelder 
werden durch Dämme verschloßen. 

Die entstehende Salzhalde 

Während des Betriebes des End­
lagers werden jährlich ca. 1 00000 
Kubikmeter Salz anfallen. Nach 50 
Jahren Betriebsdauer wird das Volu­
men der Halde B Mio cbm betragen, 
dazu kommen noch 3 cbm Salz, die 
schon vor Beginn des Betriebes 
durch das Auffahren des Bergwer­
kes anfallen. Bei einer Höhe von 
100 m würde die Halde eine Fläche 
von 35 ha in Anspruch nehmen. 
Absolut unklar bleibt angesichts 
dieser Mengen, wie es die Setreiber 
bewerkstelligen wollen, Belange des 
Natur- und Landschaftsschutzes zu 
berücksichtigen, die sich nicht darin 
erschöpfen dürfen zu verhindern, 
daß das Grund- und Regenwasser 
nicht mit dem Salz in Berührung 
kommt. Oberhaupt nicht in Au­
genschein genommen wird z.B. das 
Problem der Verwehung. Man macht 
sich in erster Linie Gedanken da­
rüber, daß das Salz zum Teil zum 
Befüllen der Resthohlräume wie­
derverwendet werden kann. Viel-

leicht haben die Bettreiber noch 
die Illusion diese Halde mit ein 
paar Bäumen zu tarnen, die das a­
ber bestimmt nicht lange mitmach­
en werden. Dann bleibt ja immer 
noch die Möglichkeit Plastikbäume 
aufzustellen, um mal wieder den 
Schein zu wahren. 

Die Schächte 
Das Bergwerk wird durch zwei 
Schächte betrieben, deren Lage 
bislang noch nicht feststeht. Bei­
de Schächte erfüllen unterschied­
liche Funktionen: 
1. Ein Schacht dient zum Trans­
port der Abfälle und ist auszie­
hender Wetterschacht. 
2. Ein anderer ist einziehender 
Wetterschacht und dient der Salz­
förderung (Salzmassen, die z. B. 
beim Grubenaufbau anfallen), der 
Seilfahrt und dem Materialtrans­
port 

Das Grubengebäude 
Sind die Schächte abgeteuft, werden 
zuerst die schachtnahen Grubenräu­
me erstellt und dann die Schacht­
förderanlagen eingebaut. Um die 
Grubenfelder "bereits von Beginn 
der Einlagerung zu erkunden", wer­
den Ausrichtungsstrecken von 7 m 
Breite und 4 m Höhe bis an die 
Grenzen der vorgesehenen Gru­
benfelder aufgefahren. 

Das Grubengebäude selbst wird 
sich von den Schächten aus nach 
beiden Richtungen erstrecken. Im 
linken Ftügel sollen die Einlage­
rungskammern, mit einem Abstand 
von 16,5 m übereinander liegen. 
Hier werden Streckenpaare aufge­
fahren. Im rechten Flügel lie­
gen die Streckenpaare paralell. 
Dort sollen sich einmal die Bohr­
löcher befinden. Insgesamt wird 
das Grubengebäude eine Längen­
ausdehnung von 5 bis 6 km und 

eine Breite von ca. 1 km haben. Die 
tatsächliche Ausdehnung will man 
von den vorhandenen Camalitt- und 
Anhydrittschichten abhängig ma­
chen. Nach den bisherigen Bohr· 
ergenissen müßte die weitere Er· 
kundung sofort eingestellt wer· 
den, da die Carnalitt· und Anhy· 
drittschichten in solchen Aus­
maßnahmen vorhanden, daß ein 
Endlagerbau unmöglich ist. 

Ein überirdisches Endlage_r 
Bereits 1990 müssen voraussicht­
lich hochradioaktive verglaste 
Abfälle, die in der Wiederaufarbei· 
tung von deutschen Brennelemen· 
ten in La Haque anfallen zurückge­
nommen werden. Sie sollen in ei· 
nem übertägigen "Sicherstellungs­
lager" für eine ungewisse Zeit un­
tergebracht werden (eventuell bis 
zu 100 Jahren). ln diesem Lager 
sollen die hochradioaktiven Abfäl· 
le erst mal abklingen, bevor sie ein· 
gelagert werden können. Die Betrei· 
ber stellen Anforderungen an dieses 
Lager, die folgendermaßen aussehen • 
• gesicherter Abschluß der Radio­
nuklide muß gewährleistet sein 
• für die zuverlässige Abfuhr der 
Wärme muß gesorgt sein 
• die Abschirmung der radioakti· 
ven Strahlung des Lagergutes muß 
gewährleistet sein 
• es soll gegen Einwirkungen von 
außen, wie z. B. Erdbeben, Flugzeug­
absturz, Hochwasser und von innen 
(Brandl abgesichert sein. 

Zu diesen Kriterien erübrigt sich 
jede Art von Kommentar. 
Ab 
Sommer 81 planen die Betreiber·mit 
den Schachtvorbohrungen zu begin­
nen, die noch immer unter dem 
Deckmantel des Erkundungspro­
gramms laufen. Nehmen wir ihnen 
also den Mantel weg, damit sie 
nicht nur kalte Füße bekommen. 

ooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo 

Anmerkung: 
CU aus: Protokoll der "Öffentlichen 

Anhörun, .. des Bundestag-Innenaus­
schusses Arbeitsgruppe "Reaktor· 
Sicherheit und Strahlenschutz",vom 
23.Juni 1980 in Bonn,S.90 

(2) a.a.O.,S.90f. 
(3) lt. P.Hofsath in Öko-Bericht Nr.9, 

hrsg. vom Öko-Institut Hannover 
(jetzt: Gruppe Ökologie Hannover'1, 
Hannover 1980, S.52 

(4) Dias und folgendes nach E.Grim­
mal :"Wie die USA des Problem der 
Endlagerung radioaktiver Abfälle zu 
lösen versuchen " in :Öko-Bericht 
Nr. 9, S.74 ff 

(&) a.a.O., S.76 ff 
(I) Wenn man einem Bericht der 

Frankfurter Rundschau vom 13.3. 
81 folgen darf, sind diasbezüglich 
in den USA geradezu horrende Ver· 

ändarungan eingetreten :"Was die 
Endlagerung des Atommülls betrifft, 
bezieht die Raagen-Administration 
klar Stellung:"Dia Regierung befür· 
wortet eine Finanzierung von End Ia· 
gareinrichtungen durch den Staat 
nicht." Dadurch Iassan sich in den 
Jahren 1981 und 1982 300 Mio. 
Dollar einsparen." 

(7) nach Dr. Josaph, Frankfurter Zai­
tung(Ffm), 5.6.1930, zitiert in: 
"Wider-Aufarbaitung", Hrsg.: Um­
waltschutzmappa am Fachbereich 
Chemie dar Uni Hamburg,S.99 

(I) "Atomwirtschaft"(atw ),Nr .7 /76, 
S.359, zitiert in "Wider·Aufarbei­
tu na.~' ,S .99 

(I) in:Oko-Bericht 10,H.Hirsch, Argu· 
mante gegen die Kamanargianut· 
zung, Hannover 1980,8.50 

(10)AIIa Angaben aus dem Entsor· 
gungsbericht dar Bundesregierung 
(Bundesdrucksache 8/1281 v.30. 
11.77,, S.50,S.29,S.3 

(11)"Öffentlicha Anh6rung ••• ",S.296 
(12)PTB-Barich t: "Standorterkundung 

und Anlagenplanung für die im 
Raum Gorleben geplante .Endlage­
rung radioaktiver Abfälle" von E. 
Viehl (PTB·Prenespracher).S.5 

( 13) "Proto ko II der N ich töffentliehen 
lnformationnitzung des Ausschul· 
sas für Forschung und Technolo· 
gia" am 25.Mai 1977 ,(aus der Rei­
he: Kopf ausdem Sand Nr.2,,S.26 

(14)"Entsorgungsbericht" ,S.3 
(1&)"Öffentliche Anhörung ••. ",S.238 
(11)a.a.O.,S.133 ff 
(17)a.a.O.,S.300 

·(V\ .............................. ~ Atommüll-Endlager ~ ·-········-·····--····-···· 



Hearing zu bisherigen Bohrergebnissen 
Am S. u. 6. Mai 1981 war das Gilde­
haus in Lüchow Schauplatz einer Neu· 
au.flage des "BOrgerdialogs Kernen­
energie". Das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie (BMFT) 
und das Bundesinnenministerium tra· 
ten als Veranstalter des Hearings auf. 
In Rede (Betnrworter) und Gegenrede 
(Kritiker) standen sich Wissenschaft· 
ler gegenüber um über die Auswer­
tung des bisheriaen Bohrprogramms 
und damit über die Eignung des 
Gortebener Salzstockes zu debattieren. 
In die Borbereitung des Hearings 
wurden auch die verschiedenen Wi­
derstandsgruppen des Landknri~s 
mit einbezogen. 

1. Die Vugllld\ichiB - liEB .. 
Bereits im September 1979 wollte das 
BMFT eine Informationsveranstaltung 
im Rahmen des BOrgerdialoges unter 
der Seteiliguns von kritischen Wissen· 
schaftlern zu den Bohrungen durch· 
fUhren. Zwei wichtip Forderungen der 
kritischen Wissenschaftler 
• Einblicknahme in die Bohrprotokol­

le und damit Offenleguns der Eraeb­
nisse der Bohrungen und 

• konkrete Diskussion um die Eignung 
des Gortebener Salzstockes 

wurden damals nicht erfUllt. 
Deshalb verweiaerten die kritischen 

Wissenschaftler ihre Mitarbeit und so­
mit fand die Veranstaltung nicht statt. 
WichtJ& fUr das Zustandekommen des 
jetzigen Hearinp war die ~tzuns 
der Tiefbohrstelle 1 004 und die Er· 
richtung der .,Freien Republick Wend-

land" im Mai/Juni 1980. 
Die wichtigsten Forderunsen der Be· 

~tzer waren, daß sämtliche das Ent· 
sorgungskonzept der Bundesregieruns 
betreffende Maßnahmen • Errichtung 
von Kompakt- und Zwischenlager, 
sämtliche Bohrarbeiten in Gorleben 
und das Untersuchungsprogramm für 
den Schacht Konrad • gestoppt wer­
den, die Protokolle der bis dahin er­
folgten Bohrungen veröffentlicht wer­
den und der Bintritt in eine breite 
Diskussion über das gesamte Entsor­
gungskonzept u.a. durch ein großes 
Hearina über die Probleme der Zwisch· 
en- und Endlagerung stattfindet. 
Die~ Forderunsen wurden vom 

Bundesinnenministerium abgelehnt. 
Von Seiten des Bundesinnenministeri­
ums wurde in Gesprächen um die 
Forderungen der Platzb•zer von 
1004 lediglich die Veröffentlichuns 
der Bohreraebnisse zugesichert und ein 
Hearina über die bisher stattge­
fundenen Bohrungen (Flach- und 
Tiefboluvnlen) unter Beteiligung von 
kritischen Wissenschaftler wurde anbe· 
boten. 

Dieses Angebot war jetzt Grundlage 
für das Hearing. Die kritischen Wissen­
schaftler und die Widerstand~Bruppen 
im Landkreis erklärten sich bereit un­
ter di~n veränderten Bedingunsen 
mitzuwirken. Es wurde argumentiert 
das ein solches Hearina dem Wider· 
stand nicht schaden kann und die 
kritischen Wissenschaftler eine Mense 
guter Arsumentationen gegen die Eig­
nuna des Salzstockes aesammelt bitten 

und somit besser darstehen als die 
Beftlrworter. 

Die Vertreter der Widerstandsgrup­
pen machten bei den Vorgesptichen 
immer wieder deutlich, daß sie an 
die weiteraehen4en Forderunsen der 
Be~tzung von 1004 festhalten. Währ­
end den Vorsesprlchen zu dem Hear· 
Ina kam es zu einer Reihe von Kontro­
~n zwischen den Widerstandsgrup· 
pen und dem Bundesministerium. 

BOr&erinitiativsprecher J Ö!J 1 anning 
tuhrte aus, daß mehrfach Termine zur 
V Qrbereitung des Hearings begrlln· 
dunplos und Jcurzfristia aba~tzt wor· 
den seien, daß der vorgesehene Mode­
rator der bislcusssion, ernst Dietor 
Lueg, ausgeladen worden sei und man 
sich im Ministerium für Prof. Haber 
(Beftb:worter der Atomenergie) ent· 
schieden habe. Zu kritisieren ist auch 
die KOrzung der Mittel von 10.000 DM 
auf S.OOO DM für die kritischen Wia­
~nschaftler. Eine Koordinierung der 
wissenschaftlichen Arbeit duch den 
jetzt in der Gruppe Ökol()8ie tätiaen 
Dr. Helmut Hirsch, der 1979 als Ko­
ordinator der kritischen Wissenschaft­
ler bei dem großen Hearina zur W AA 
in Hannover titia war, ist ebenso 
abae1ehnt w9rden. 
2. Ablaufdaal .. itUJ 
Aus der oben anpführten Kritik an 
der DurchfUhruna und dem Ablauf des 
Hearings zoa die BI Lüchow-D.annen­
be!J den Schluß nicht als offizieller 
Veranstalter mit aufzutreten. Trotz­
dem war J öra JllUlina als Sprecher 
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der BI auf dem Vierer Podium ver­
treten. Dies soll auf den Wunsch 
der kritischen Wislenschaftler zurllck· 
zufUhren aein, damit jemand in die 
Diskussionsleitung eingreifen konnte. 

Diese zwei Tap der Anhörung fan­
den einen anderen Verlauf als die An· 
hörung zum Zwilchenlager (AtommiU­
lqer) im Januar, daß von der PTB ver­
anstaltet wurde. Damals kam es • wie 
berichtet (G.A. Nr. 15)- zu scharfen 
Angriffen gegen die PTB und zum 
Abbruch der Anhörung. 

Für dieses Hearin& hatte sich die 
Büraerinitiative, wie es Jörg Janning 
ausdrllckte .,Disziplin" auferlegt, auch 
wenn es schwedlllt und konstruktive 
Mitarbeit anaeboten. 

In der Öffentlichkeit fand die Ver­
anstaltung mit 1 00 - 1 SO Zuhörer 
nicht ein so großes Echo wie die An· 
hörung, wo 400 - SOO Zuhörer zugegen 
waren. Die Zuhörer mußten ein 
Mammutprogramm verkraften. So tra­
ten 20 Wissenschaftler, die im Dienste 
der Atomindustrie stehen ,und 9 WJ&. 
senschaftler, die den Atomgeanem 
zuzurechnen sind, auf. Für viele mag 
es auch schwieri& gewesen sein, den 
fachspezifiSChen Referaten immer bis 
ins Detail zu folgen. 
3. Sb ... dar Baüvta1a' 
Der Streit der Wissenschaft soll an 
dieser Stelle auch nur kurz wiedergese­
hen werden. 

Die Gegner machten deutlich, daß 
der Gortebener Salzstock erhebliche 
Mängel aufweist und inS&Csamt nicht 
geeignet ist zur Einlagerung von radio­
aktiven Abfällen. ( siehe Endlagerteil) 
Die Vertreter der Beturworter Jinaen 
äußerst geschickt vor. Es wurde zu­
gestanden, daß durch die bisherigen 
Bohrungen ungilnsti&e Eigenschaften 
des Gortebener Salzstockes festge­
stellt wurden. Hierzu gehören, daß 
keine durcbPnli&e Tonschicht den 
Salzstock abdichtet, Laugenbilduna 
in den Tiefbohrungen erfolgt ist, 
Kontakt mit dem Grundwasser mög­
lich währe und der Kern des Salz­
stockes nicht so groß ist wie anaenom­
men. 

Es wurde zugestanden, daß mit die­
sen und anderen lhnlich ,,negativen 
Faktoren" nicht proebnet wurde, be­
vor mit der "Untersuchung" begonnen 
wurde. Es wurde aber nicht der einzi& 
richti&e Schluß aezogen und gesagt, 
daß der Gorlebener Salzstock nicht ge­
ei&net ist, sondern es wurde argumen­
tiert, alleine aus diesen Bohrunaen 
könnte noch nicht abgeleitet werden, 
daß der Salzstock unseei&net ist. Der 
Salzstock müßte vielmehr innerlich 
m.ehr erforscht werden, indem zwei 
Schichte in den Salzstock gefahren 
und Stollen gebildet werden. Erst nach 
diesen Schritten könnte entschieden 
werden. 

Hier eoll der Ebldraclt erweckt wer­
cJen, die Beftnrorter nihmen die Be­
denken der Geper ernst indem be· 
ltimmte Schwachstellen da Salz­
stocket einaatanden werden. Dia eoll 
Vertrauen eneuaen, daß auch bei den 
Schachtbohrun&en die neaatiTen 
EiaeDJChaften nicht Terechwieaen wer­
den. 

Wenn alch aUerd.inp an,aehen wird, 
wie die anaebUch neu festaatellten 

,,neaatiYen Faktoren" aewertet wer­
den, sollte man hier keine llhllion 
mehr haben. WOllliek von der PTB:., 
Allerdings wurden bisla~· keine Er· 
kenntnl• gewonnen, dee die Eig· 
nung des S.lzstocl<.es für die Endla· 
gerung radioaktiver Abfälle in Frage 
stellt." (FAZ. v. 18.5 .1981) 

4. Bagi•• ein ,... lliganlalug 1 
Es scheint ein Neubeginn im BÜl'Jer­
dialog würde auf jeden Fall den Her~ 
ren vom Ministerium und der Atom­
industrie aut schmecken. 

So lobte der Atombefiirworter und 
Dilkussionsleiter Haber die Teilnehmer 
:"Eint 10 dllztplinitrtt Dlllcuuion in 
Sachen Ktmtntrglt luzbt u noch nicht 
erlebt. Die Liichow-Dtznnenberrtr Bür­
gerlnitilztillt luzbt tl Vt11tandtn, ihre 
Probleme lachlieh dartrutellen, und 
damit deutlich gemtzcht, daß Iolche 
Vberlegungen in tintn Stuzl, nicht aber 
auf die Straße gehören." (EJZ v. 
18.5.1981). 

So bitten die Herren es bestimmt 
auch aerne, iber alla in Ruhe reden, 
immer ~ehön achlieh bleiben, den 
BirJer beruhlaen und auf" der ander­
en Seite durch Schachtbohrun&en, 
Schachtabteufen, Stollenbau usw. im· 
mer mehr vollendete TatliChen ~ehaf­
fen. der Biraer eoll ICheinbar an 
der Dilkullion betefUat werden, ohne 
du ihm auch ein Recht der Enttchei­
duna zuaeatanden wird. Erst 1990 eoll 
entachieden werden, wenn 1ehon alles 
zur EinJaaeruna da Atommilla per­
fekt iat und der Widerstand vielleicht 
schon erlahmt iat. 

Auch Dr. Alois Zieder vom BMFT 
hatte "Worte de1 Danlee I und dtr An· 
erktnnung für alle Beteiligten" dieses 
"erfolgreich" verlaufeneo Hearin&s auf 
Lager:" Du Veramtaltung luzbe ller­
trauenlbtldtnd gewirTet, und daher 
woUe mtzn am Ende dieltl oder An· 
fang n4chlten Jahre1 in lhnlicher 
Weilt truammenkommen, um Qber du 
Bewertung der Erkundung1bohnmgen 
iibtr den SalZitock Gorleben 1prech· 
en." (EJZ ll. 18. 5.19_81) 

Im Sinne der Ministerien buteht 
der Sinn TOD eolchen V eran.staltunaen 

im Rahmen da Biraerdialoaea darin 
Vertrauen in die Ent~eheidungstriaer 
wie Polltiker und Wiuenschaftler wie· 
der herzustellen. 

Dieser Zielletzuna mu.ß entaeaenae· 
wirkt werde.n, lie zielt daraUf ab uns 
vom Widerstand aeaen atomare Anla­
aen abzuhalten. Nur unaer prak1ilcher 
Widerstand Termittelt uns eine Pollt­
ion der Stirke aeaenäber der Atomin· 
dustrle und ihren Erfillung11ehilfen. 
So aollte die Anti·Atom-Beweauna 
baldmöallchat die Dialtuuion darüber 
aufnehmen wie Ende diesea Jahres 
den SchachtTorbohrun&en möaUchat 
musiv beaetnet werden kann. 

Schon jetzt eollten in den Bi's 
hierzu Vontelluqen und ldenn &e­
wnmelt werden. Auch die Erfahr­
ungen im Kampf aeaen die Errichtung 
dea ersten Atommiilla&en auf der 
ehemaliaen Tiefbohrstelle 1003 soll­
ten mit berticklichtiat werden. 
Eine ,,konstruktive Mitarbeit von 
Bürgerininitiativen an dem vom BMFT 
zugesicherten Hearing, Ende des Jahrs, 
sollte unter den gleichen Bedingungen, 
wie dem Hearing am 1 S/16 Mai nicht 
erfolgen. Das Hearing hat keinen 
praktischen Einfluß auf das "Erkungs­
programm" genommen. Dieses wird 
genau wie vor~er geplant durch&e­
zogen. Unter solchen Voraussetzungen 
sollte auch kein "diszipliniertes Ver­
halten" zusesichert werden. 

Es sollten tUr das Hearing z .B. fol­
gende Forderungen erhoben werden : 
Sofortiger Stop des weiteren Erkungs­
programms und aller weiteren Maß­
nahmen, Ciie ctas Entsorgungskonzept 
der BundesreJierung betreffen. 

Wenn. ein erneutes "Hearing stattfm­
det, bei dem von vornlierein feststeht , 
daß die Entscheidungen über das 
Entsorgungskonzept der Bundesregier­
ung nicht berührt werden, und danach 
die Schachtbohrungen in Gorleben er­
folgen ist eine Teilnahme von BUrger­
initiativen onserer Meinung nach abzu­
lehnen. Dann hat ein solches Hearing 
nu.r die Funktion die Bevölkerung 
zu beschwichtigen und fUr einen rei­
bungslosen Ablauf der weiteren ,,Er­
kundungsarbeiten" zu sorgen. 
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C Die offizielle Energiepolitik läuft in eine Sackgasse. Umwelt- und Naturschutz werden wirtschaftlichen Gesichtspunk· o 
o ten untergeordnet. Politische Machtinteressen und rücksichtsloses Gewinnstreben hab8n zu einer einseitigen Betrach- o 
0 tungsweise von Mensch und Natur geführt. Die gesellschaftliche Verantwortung für die daraus entstehenden Probleme 0 
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0 Dagegen setzen betroffene und engagierte Menschen in immer größer werdender Zahl eine neue Denk- und Lebenswei· 0 
0 se. Das Anliegen einer Bewegung, die auch "ökologische Bewegung" genannt wird, ist es, das "Ökologische Gleichge- o 
0 wicht" wieder herzustellen; d.h., die menschlichen Eingriffe müssen so gestaltet werden, daß unsere natürlichen Le- 0 g bensgrundlagen heute und auch künftig erhalten bleiben. g 
g Die Gruppe Ökologie hat sich zusammengefunden, um in Unabhängigkeit von Behörden Parteien. Industrie und offi· g 
0 ziellen Großforschungszentren für die Ziele des Umwelt· und Naturschutzes, für eine rationelle Energie· und Rohstoff· 

0 o politikund ein.e ökologisch orientierte Gesellschaft arbeiten zu können. Sie besteht seit dem 1. Januar 1981 und ist 0 
o aus der Arbeitsstelle Hannover (Gründung: Juli 1979) des Freiburger Öko-Institut hervorgegangen. 0 

g Arbeitsgebiete der Gruppe Ökologie: g 
g Die kritische Auseinandersetzung mit Atomenergie, insbesondere der Atommüllproblematik (Wiederaufbereitung, Zwi·- g 
o schenlagerung, Endlagerung), ist heute das Hauptarbeitsgebiet der Gruppe Ökologie. 0 o Andere Arbeitschwerpunkte befassen sich mit Entwicklungsmöglichkeiten des ökologischen Landbaus, solarer Energie- 0 
o quellen und sparsamer Energienutzung, ökologisch orientierter Regionalplanung, Rohstoffpolitik und mit der Frage 0 
0 · nach den Ursachen der heutigen Einseitigkeit naturwissentschaftlicher Forschung. o 

g Der Förderkreis Ökologie: g 
o Die Arbeit der Gruppe kann und soll durch Gutachtenaufträge, Forschungsprojekte, Vertragshonorare usw. nur zum 0 
0 Teil fnanziert werden. Wir wollen auch besorgte und betroffene Bürger unterstützen, denen eine Vergütung nicht o 
0 möglich ist. Oaher sind wir auf Förderbeiträge und Spenden angewiesen. Mit der Gründung der Gruppe Ökologie wur· o 
0 de gleichzeitig der "Förderkreis Ökologie" ins Leben gerufen, dem jeder beitreten kann der unsere Ziele teilt. Sie/Er o g erklärt sich zur Zahlung eines Beitrages in selbst festgelegter Höhe bereit. Die Gruppe Ökologie ist ein als gemeinnüt- o 
0 zig anerkannter Verein, Spendenbescheinigungen können ausgestellt werden. g 
D Von den Mitgliedern des Förderkreises erwarten wir darüber hinaus,Unterstützung bei unserer Informations- und Bil- o 
0 dungllfrbeit, bttim Vertrieb von Veröffentlichungen, Abfassen von Stellungnahmen und Artikeln usw. 0 
0 0 

g Wir möohten mit der Bitte abschließen: g 
0 Werden Sie Mitglied unseres Förderkreisesund helfen Sie uns durch Ihren Beitrag und evtl. Ihre Mitarbeit. Als Mitglied 0 
0 des Förderkreises erhalten Sie unsrer Tätigkeitsberichte, sowie Hinweise auf Veranstaltungen und Veröffentlichungen. 0 
0 0 
0 Zum Beitritt genügt eine Postkarte. Wir sendesihnen auch gerne ausführlichere Informationen zu. 

0 
g GRUPPE ÖKOLOGIE ·Institut Mitgl.: Dr. Ulla Ahrenhöfer Wiuenschaftllches Kuratorium der Gruppe Ökologie: 0 

f .. ökologische Forschung u. Sabine Bahnemann ..... g Bildung Hannover e.V. Dipl. Pol. Monika Baumgartner Prof. Dr. K. Buchwald, Hannowr (Ökologie, Landlchaftsplanung) 
0
° 

Immengarten 31 Dr. Helmut Hirsch P f 0 E G I I H b (G h I I ) 
0 3000 Hanno·-r Dipl. Phys. Torsten Jütte ro • r. • r mme, am urg eomorp o og • 0 
0 ... o· 1 1 FH G h K Dr. Michael Grupp, Lodew (Physik) 
0 Tel. 0511/6963130 o:~1: ~~:: Antjee[a~~~ nerr Prof. Dr. R. Klckuth, Kauel (Ökochemie) g 
0 Postscheckkonto Nr. 624 33-301 Kar in Sevfardt Prof. ~r. lnge Schmltz-Feuerhake, Hannowr (Physik) 

0 o· PSchA Hannowr Eberhard Walde Dr. Altce Stewart, Blrmlngham (Medizin) O 
0 BLZ 250 100 30 Dr. Gordon Thompson, Cambrldge/Mass. (Physik) 

ooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo8 

•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
: Aktueile Publikationen der Gruppe Ökologie: : 

• • • Beide Bücher sind bei der Gruppe Ökologie zu beziehen. • 

• • • • • • Argumente gegen die Atomenergienutzung (H. Hirsch): Die Rohstoffprobleme des schnellen Brüten (H. Hirsch und• 
• ln diesem Buch werden, ausgehend von einer AnalySe der J. Kreusch): • 
• Position der Atombefürworter sämtliche Aspekte der Atom-ln dieser Studie wird ein bisher vergessener Aspekt der Brü-• 
• energienutzungdiskutiertunddieGegenargumenteübersicht· terwirtschaft aufgezeigt: Der Bedarf an bestimmten, nicht• 
: lieh zusammengestellt. Naturwissenschaftliche und techni- substituierbaren Werkstoffen erreicht beim schnellen Brüter• 
• sehe Fragen nehmen naturgemäß einen breiten Raum ein; völlig neue Dimensionen. Am Beispiel der Stahlveredler• 
• ebenso eingehend werden aber auch.9ie politischen und wirt· Chrom und Molydän wird aufgezeigt, daß der Schnelle Brüter: 
• schaftliehen Aspekte diskutiert. Ein umfangreiches Stich- schon allein aufgrundder Knappheit dieser beiden Stoffe kei·• 
• Wortverzeichnis ermöglicht den Gebrauch des Buches auch ne "Jahrtausendenergiequelle" sein kann; sein Zeithorizont• 
• zum Nachschlagen (Anfang Juli.81, Einzelverkaufspreis ca. ist geringer als der fossiler Brennstoffe (Mai 81, Einzelver-• 
• DM 4,--). kaufspreis DM 5.-). • 
• • • • . .. • • •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
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Hessen WAA in Wethen ?! 
Das Rätselraten um den möglichen 
Standort der ersten Wiederaufberel· 
tungsanlage ln der B RD hat ein Ende: 
Am 9. Juni benannte die DWK (Deut· 
IChe Gesellschaft für Wiederaufarbei· 
tung von Kernbrennstoffen) den Die· 
melstädter Ortsteil Wethen als Standort. 
Die WAA soll in dem Waldstück "Eich· 
holz", das Im Besitz des Landkreises 
Waldeck.frar:tkenberg ist (da könnten 
langwierige Enteignungsverfltlren ent· 
fallen) , gebaut werden. Das vorgesehene 
120 ha große Gelände gehört zu B5 Pro· 
zentzur Gemeinde Diemetstadt und zu 
15 Prozent zur Gemeinde Volkm .. n. 
Nur wenige Kilometer entfernt verläuft 
die A 44, und über den Bahnhof War· 
burgkann ein Gleisantchlußgeschaffen 
werden. Die W AA soll nach den Vorstel· 
Iungen der DWK 1992. ihren Betrieb 
aufnehmen. 

Die DWK stellte schon am 25.2.1980 
den Antrag auf den Bau einer W AA in 
Nordhessen . Nachdem die Pläne, in 
Gorteben ein " Entsorgungszentrum" 
mit einer Jltlreskapazität von 1400t 
zu bauen, vortäufig gescheitert sind 
(siehe dazu auch S. ) , erklärte sich d ie 
hessische Lmesregierung bereit, so­
bald wie möglich die Voraussetzungen 
für den Bau einer WAA zu klären (siehe 
auch GA Nr.15, " Dichtung und Wli'lr· 
helt über die Hessen-WAA"). 

Wie einer Meldung der TAZ v.12.6. 
zu entnehmen ist, sollen sich die vor 2 
Jahren errechneten Kosten der WAA 
von rund 4 Mrd. DM mehr als verdop­
peln, inklusive Planungskosten rechnet 
die DWK jetzt mit 10 Mrd. DM. 

ln dem Häfele-Gutllehten zur erfor-

.. 
.. . , .... . ·.' 
~ .. 

..._ ·r· ... ,~ .... 

dertichen Größe ei!'Mlr Venuchi-WAA, 
das von der Enquete-Kommlssion,,Zu­
künftige Kernenergiepolltik" in Auf. 
trag gegeben wurde, warden 400 - 800 
Jahrestonnen empfohlen (Wolf Hifele, 
langjähriger Chef des deutlehen Brüter­
Programms, Ist heute Leiter der Kem­
fonchungsanlege Jüllch). 

Es istziemlich offenkundig, daß Häfe­
le von dem von der Atomindustrie ge· 
wünschten Endergebnis ausging und 
sein Gutachten zu dessen Begründung 
zusammenstellte. Der BBU befürchtet, 
,,dsß •ln (Häfeles, Red.) Ergebnis 
(4()() • 800 Jshmtonnen) die Begrün­
dung dsfür /iefem 10/1, in NotdhB#en 
ststt einer 350-t-AniB{JB gleich eine 
700-t-An/B!JB zu e"/ch~n".(BBU.Pres­
sedienst vom 3Juni 1981) 

Als die Pläne der DWK beklllnt wur­
den , bildeten sich zltllreiche Bürgerini­
tiativen. Bei den Kommunalwahlen im 
April 19B1 t*:am in Volkmarsen die 
vor allem von örtlichen Landwirten ge· 
tragene Bürgerfiste über 40% der Stim­
men und wurde mit 13 Sitzen die stärk· 
ste Fraktion im Ortspartament. Dieses 
Ergebnis Ist nicht überraschend, war 
doch Volkmarsen lange als Standort im 
Gespräch (jetzt ist es auch betroffen) , 
und der wichtigste Programmpunkt der 
Bürgerliste die Ablehnung der geplan­
ten W AA. ln Diemelstadt, das als SPD· 
Hochburg gilt, bekam die Bürgerliste 
auf Anhieb 5 Sitze. Bürgermeister Weiß­
haupt(SPD) bezeichnet sich als Gegner 
der W AA und Ich ien jetzt von der 
Standortbenennung "völlig überrascht" 
zu sein. Seine Meinung decke sich mit 
der seiner Partei, die sich bei ihrem Un-

terbezirksparteitag gegen die WAA aus­
gesprochen hat. Am 26. Juni, bei der 
nächsten Sitzung des Diemelstiidter Ge­
meinderates, soll über die WAA und die 
Haltung des Gemeinderates gesprochen 
werden. Bürgermeister Weißhaupt rief 
wegen des "brandheißen Themas" noch 
am Abend der Standortbenennung den 
SPD-Ortsverein zu einer Sondersitzung 
zusammen. Das Ergebnis: 
,,Eine Re10/ution, die ltJUt Biirgermei­
$1Br llnngemäß die 1111./$/e~ An/B!JB der 
DWK 8/J/ehnt und die nun an den Par­
teit:llg geht. " (FR vom 11.6.81) 

Zur gleichen Zeit demonstrierten 
3000 - 4000 Gegner miteinem Fackel· 
zug in Diemelstadt-Rhoden. Bei der an­
ICh ließenden Kundgebung sprach u.a. 
der Breunaer Bürgermeister Hartmann 
(SPO) , der von Anfang an die BI 's unter­
stützt. Er griff neben Börner (hess. Min. 
Präs.) den Lllldrat .,, jenersei aufdem 
besten Weg, ,,18/n Ferienland Ws/deck 
'ktlputtzumschen" (FR 11.6.81.). Pfar· 
rer Keim aus Wethen erklärte: " Ich IHn 
evsnge/16ch, weil ichnicht elnmsl an die 
UnfehlbBrkeit des Papnes gltJUixJ, ~ 
IIChweige denn ."die der Wbmcheft­
ler, die jetzt die Kemenergle Bis unbe­
dingt notwendig h/n$18//en." 
(LZ 11 .6.81) 

ln der nächsten Zeit sind etliche Ver­
anstaltungen von den 81's geplant. Die 
Jusos haben für den 11.6 . zu einem Pro· 
testmanch nach Wethen aufgerufen. 
Ein Volksfest der Bl 's .auf den Volk· 
maner lberg soll fol_gen. Danach soll ei­
ne Kundgebung der Bürgergruppen 
stattfinden, von der aus Staffelläufer 
mit einem Protestschreiben der hessi­
IChen L.,desregierung einen ·Besuch 
abstatten wollen . Eine bundesweite 
Großdemonstration soll folgen (siehe· 
unten) . Dazu kündigen sich noch ·ge­
richtliche Auseinandersetzungen um die 
WAA .... Die Gemeinde Breuna erwägt 
zuwnmen mit anderen Gerneinden ei· 
ne Klage gegen die WAA. Auch im na· 
hen Warburg regt sich der Widerstand. 
Die Stadt (ca. 3 km vom gepllllten 
St.,dort entfernt) fällt auch noch in 
den Gefltlrenbereich des· Atomkraft­
werkes Würgassen. 

Jetzt kann sich der Widerstand auf ei­
nen konkreten Standort beziehen und 
wird dies (hoffentlich) tun. Wir müssen 
dafür sorgen, daß die DWK.Piäne auct, 
in Wethen ,,politisch nicht ·durchführ­
bar" sind (MinPräs. Albrecht zu seiner 
Entscheidung, die WAA in Gorleben 
(vorläufig) nicht zu bauen) I 

Weitere Informationen bei: 
Anti-Atom.ßüro 
c/o Franz Jakob 
Aaf d.." Ort 10 
3549 Diemehtadt 



Neueste Meldung vom hessischen 
BI-Treffen am 13.()9.1981 

Etwa 100 BI..Oelegierte berieten über 
Widerltandsaktionen gegen die geplan­
te WAA. Die unprüngllch vereinbarte 
Großdemonstration etwa 14 T-se nach 
Standortbekanntgabe wurde verscho­
ben. Landwirte .,, der betroffenen 
Region hatten lieh in einem Brief 
auldrücktich mit dem Widerstand ge­
gen die WAA solidarisiert und auch 
eine bundesweite Großdemonstration 
in. Dlemelltadt. IM!griißt. Allerdings 
10llte sie • ~geführt von mindestens 
100 Schleppern • ent Ende August 
stattfinden, da derzeit Mit Platzman­
gel .,f die Felder .,agewichen wer­
den mißte und die Ernte zentölt 
werden könnte. 

-Wt.51fAtEN 

Der Standort-Vorschlag der DWK im Ortsteil Wethen 
- ., 0 • • • 

ClU$ ! F~ v. Ao.6. 

Obereistimmend wurden folgende 
Aktivitäten belchlo•n: 

am 21 .08.81 1011 eine regionale 
Schlepper-Demonstration Im Land· 
kreis Waldeck/Frankenberg stattfind­
en. 

• für Ende Jüli wird zu einem bundes­
weiten Vorbereitungstreffen für die 
geplante Großdemonstration in Dle­
melstadt/Wethen eingeladen werden. 
Ort: Diemelatadt. 

Weiterhin wurde daslandesweite Volks­
begehren der Flughafengegner gegen 
die Startbahn West durch die Anti· 
AKW-Konferenz unterstützt, und hier­
für eine Spendenkampenge befür. 
wortat. Die Startbahn West-Gegner 
werden gemein18m mit den WAA-Geg­
oern gerneinsame Protestaktionen aus 
Anlaß det healachen SPD-Sonder­
p8118itagea organilieren. 

- 29. 
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I . I 
I Größter AKW-Unfall seit befieß man es dabei, die Lecks in al- nicht für nötig hielt, die Bevölkerung 1 
1 Harrisburg: ler Stille notdürftig zu flicken. Ver- über den Unfall zu informieren. 1 
1 heimlichung und leichtfertiger Um- Die Ausmaße des Unfalls sind ka- I 
I Japan - unser Vorbild? gang mit Unfällen sind bezeichnend tastophll. Dadurch, daß das K.ühlwas- I 
I · ln Japan wurde der Unfall des für die japanische Atommafia. Sie ser ins Meer geleitet wurde, sind Mee- I 
I AKW 1 Taurup wochenlang ver· setzt sich leichtfertig über auftreten- reaboden.und Buchtvon Tsuruga hoch 

verheimlicht de Unfälle hinweg. Und auch der jüng- verseucht. Die Toleranzgrenze wurde I 
I · 56 Arbeiter waren intensiven ra- ·gste Unfall wurde zunächst geheimge- um ein millionenfaches überschritten! I 
I dioaktiven Strahlen .,sgeaetzt halten. Das überlaufende, stark radio- Die radioaktive Konzentration, der I 
I - die Meeretbucht von Tauruga ist aktiv verseuchte Kühlwasser wurde sich in dem Gewässer befundenen I 
I radloaktlvver ... cht absichtlich in das nahegelegene Meer Fische wurde um das 50 · 60 fache ü- I 
I Na~h offizieflen Angaben kam es geleitet. Normalerweise werden ra· benchritten. Und da der Unfall so I 
I am 8. März 1981 zum Oberlaufen ei- diaaktive Abwässer in eine dafür vor- lange vertuscht wurde, wurden diese · 1 
I nes Abwassertanks des AKWs Tsuruga gesehene Auffang- und Entsorgungs- verseuchten Fische weiterhin ver- 1 
1 Das insgesamt 40 Kubikmeter überge- an Iage geleitet. Aber diese ist stren· zehrt. Die Folgen dürften ja wohl 1 
1 laufene , stark radioaktiv verseuchte gen Kontrollen unterworfen, und bei abzusehen seinl 1 
1 Kühlwasser wurde über das normale d ieser Gelegenheit hätte der Unfall Die 56 Arbeiter, die die Reini- I 
1 Abwassersystem in das nahegelegene ja bemerkt werden können und da gungsarbeiten zu machen hatten, wur- I 
I Meer geleitet. Schom im Januar B1 ist es natürlich einfacher die Brühe den tödlichen Strahlen ausgesetzt. 

war es zu einem Unfall (übrigens der einfach ins Meer zu leiten. Die zulässige Toleranzgrenze wurde I 
I 31. Unfall seit der Inbetriebnahme Wer weiß, wann und ob über" um einvielfaches überschritten. Hinzu I 
I des AKWs Tsuruga) gekommen. Der haupt der Unfall an d ie Öffentlich- kommt noch, daß die Arbeiter nur üb- I 
I AKW-Gegner und Atomphysiker J. keit gekommen wäre, wenn nicht ein liehe Schutzkleidung trugen, normale I 
I Takagie,~ Ist nun auch der festen Ü· Angestellter aus der Belegschaft nach Arbeitsanzüge sowie einfache Ge- I 
I berzeugung, daß der jetzige Unfall 6 Wochen die Information nach außen sichtsmasken aus Stoff. I 
I mit dem · im Januar iri unmittelbaren gegeben hätte. Angesichts der katast· Oberall in Japan fanden in den Wo· 1 
I. Zusammenhang steht. . rophalen Ausmaße des Unfalls (auf die chen nach dem Unf.al Demo• atatt. I 
1 Damals hatte man einfach zwei' im nächsten Teil noch eingegangen ln ~teha Standorten , welche für eine 1 
1 Lecks im Kühlsystem verheimlicht. wird), ist es eine bald nicht zu glau- geplante WAA vorv-hen lind, haben I 
1 Anstatt die Behörden einzuschalten, bende Unverschämtheit, daß man es sich btreitl Bürgerinitiativen gegriin· I 
L ~ .. 
-----------------------------------------------



-30-

lA :Damjt uns auch 1984 die Bomben 
n1c1it- uusf(ehn .•• 

Der Zusammenhang zwischen ,,ziviler" Nutzung der Atom· 
energie und atomarer Aufrüstung ist augenscheinlich; trotz· 
dem ist dieses Thema erst in letzter Zeit häufiger öffent· 
lieh diskutiert worden. Da es durch die geplante WAA aku­
ter denn je geworden ist, halten wir es für wichtig"den Blick 
für diese Zusammenhänge zu schärfen, da hierbei besonders 
deutlich die menschenverachtende Berechnung als Hinter· 
grund der Stromversorgungs-Propaganda deutlich wird.Zu­
nächst ein Überblick über die Geschichte der deutschen A· 
tomkraftwerke, welcher schon für sich spricht: 

Bereits kurz nach Kriegsende tauchten Atomforscher, 
die in der NS-Zeit aktiv gewesen waren, wieder aus dem 
Ausland oder aus Kriegsverbrechergefängnissen auf; der 
,.Deutsche Forschungsrat" gründete 1949 seine ., Kernphy­
sikalische Kommission" ,die Atomforschungsprogramme für 
die Zukunft zu entwerfen hatte. Schon während des Krieges 
hatte es erfolgreiche Forschungen zur Entwicklung der Bom· 
be gegeben. Hiroshima zeigte ihnen allerdings, daß sie ,ent· 
gegen ihren Vorstellungen ,doch nicht am weitesten waren 
in der Entwicklungder Atomwaffe.Nun unterstanddie Atom· 
forschung zunächst der allierten Überwachung;es wurde nur 
eine beschränkte und kontrollierte Forschungstätigkeit zu­
gelassen. 

1953 ging Adenauer bei EVG-Verhandlungen ("Europä­
ische Verteidigungsgemeinschaft") ein allgerneines Verbot 
der Atomwaffenforschung ein, ließ aber zusätzlich zu Pro­
tokoll geben, ,,daß man darunter selbstverständlich nicht 
wissenschaftliche Forschung zur Entwicklung auf medizi· 
nischem und gewerblichem Gebiet sowie anderen nicht· 
militärischen Gebieten der reinen und angewandten Wissen­
schaft "verstehen würde. Als 1955 durch die Pariser-Ver­
träge der Weg frei wurde für den ersten deutschen Reaktor, 
wllrde mit der Erklärung, auf deutschem Boden aus dem 
dort anfallenden Plutonium keine Atomwaffen herzustel· 
len, wurde vorsorglich die Möglichkeit der Beschaffung die­
ser Waffen aus den USA offengehalten.Zu dieser Zeit war 
es auch bereits abzusehen, daß die BRD als neuer blinderge· 
bener Partner der USA sicher bald von ihnen mit Atomwaf· 
fen ausgestattet würde.Zur gleichen Zeit wurde auch das A­
tomministerium unter starkem Druck der Chemie-Industrie, 
der Elektrokonzerne und des Maschinenbausgegründet. An · 
seiner Spitze F .J.Strauß, unter dem der groBindustrielle Bei­
rat,die ,.Deutsche Atomkommission", zum entscheidenden 
Gremium bei allen Fragen des Ministeriums wurde. Von die­
sen Kreisen kam wenig Interesse an langfristiger Versorgung 
mit atomarem Material, stattdessen plädierte man dafür, die 
Entwicklung der Atomtechnologie"der Eigeninitiative der 
Industrie" zu überlassen. 

ln dem NATO-Manöver 1955 demonstrierte die USA be· 
reits eindrucksvo.ll,was eine Abhängigkeit der Deutschen 
von amerikanischen Atomwaffen bedeuten sollte: Deutsch­
land als atomarer Kriegsschauplatz mit 1,7 Millionen Toten, 
ohne die Möglichkeit eigene Waffen einzusetzen. So nahm 
man bereits damals Verhandlungen mit Frankreich auf 
zwecks Entwicklung einer europäischen Atombombe und 
beschloß anderseits, die nationalen Atomforschungsprojek­
te voranzutreiben. Bei der Gründung des Kernforschungszen­
trums in Karlsruhe wurde bereits die Hintergründe erkenn· 
bar: der Physiker Heisenberg, der sich mit seiner Göttinger 
Forschungsgruppe eindeutig der"friedlichen"Kernforschung 
verschrieben hatte, trennte sich von dem Projekt.Er schrieb 
später in seinen Erinnerungen:"Es beunruhigte mich,daß 
für die Menschen ,die hier (in Karlsruhe) die wichtigsten Ent­
scheidungen zu treffen hatten, die Grenzen zwischen fried­
licher AtDmtechnik und atomarer Waffentechnik ebenso 
fließend waren wie die ZWischenAtomtechnik und atomarer 
Grundlagenforschung. "Bei der Wahl der ersten Reaktortypen 
der Bundesrepublik war das Bestreben nach Autarkie(Selbst­
ständigkeit) ein entscheidender Faktor in zweierlei Hinsicht: 

man entschied sich für den Schwerwasser-Reaktor, zum ei­
nen, weil man zu seinem Betrieb Natururan verwendet, wel~ 
ches man in der BRD in großen Mengen vermutete undzwei­
tens wegen der ausgiebigen Plutoniumgewinnung, dem Grund· 
stoff zum Bau der Atombombe. Die Führer der industriel­
len lnteressenallianz, Winnacker(Hoechst),Wirtz (KFZ Karls­
ruhe) und Finkelnberg(Siemens) erklärten damals bereits un­
umwunden die Plutoniumproduktion zum Hauptziel des Re­
aktorbaus. Der Physiker und SPD-Abgeordnete Prof. 
Bechert, 1962-1965 Vorsitzender des Bundestagsaus­
schusses für Atomenergie, sah in der Fixierung auf die Pluto· 
nium .Produktion einen Beweis dafür, daß hinter dem "Re­
aktorrummel" "vorwiegend militärische Interessen" gestan­
den hätten. ln dem Bundestagsausschuß scheint diese Be­
merkung(1960) keinen Widerspruch gefunden zu haben. 

Die Jahre 1958 -1962 standen unter dem Zeichen der 
Entwicklung Europas, insbesondere Deutschlands, Zum A· 
tomwaffen.Satelliten der USA. UnterStrauß wurde die Bun­
deswehr mit Starfighter ausgestattet, die umgebaut wurde 
zum Tragen von Atomwaffen, die "taktischen"Atomwaffen, 
die angeblich eine begrnzte Auseinandersrtzung mit der 
UdSSR möglich machen sollten, lieferten die Amerikaner. 
Doch diese Phase der westdeutschen Hoffnung auf Verfü· 
gungsgewalt über die amerikanischen Waffen nahm bald ein 
Ende, so daß die Entwicklung der eigene!'l Bombe dring­
licher denn je schien. Allerdings geriet auch die deutsche A­
tomindustrie, nachdem im ersten Reaktorprogramm von 
1957 das Schwergewicht auf die Plutonium spendenden 
Schwerwasserreaktoren gelegt worden war, mit der 2. Gen­
fer Atomkonferenz 1958 in eine Krise. Inzwischen waren 
nämlich in der USA die Leichtwasserreaktoren entwickelt 
worden, und aufgrund. der starken Kapitalverflechtungen 
zwischen den USA und Europa lag plötzlich ein Bericht von 
"Euratom"vor, der die Errichtung der amerikanischen 
Leichtwasserreaktorlinie propagierte. So wurde auf der 2. 
Genfer Atomkonferenz ein Abkommen zwischen der USA 
und Euratom unterzeichnet, welches. 8 Leichtwasserreakto­
ren für Europa vorsah. Das Atomministerium strebte jedoch 
weiterhin die Entwicklung einer national-autarken Reak­
torlinie an, ,phne Rücksicht darauf,ob man spätereinmal 

· die Kernenergie zur Stromerzeugung verwnden wolle oder 
nicht"(Atomministerium 1959) So stützte es seine Autar­
kiebestrebungen und die "Wehrkoalition"zunächst einmal 
auf die Kernforschungszentren Geestacht, Karlsruhe und 
Jülich. Als 1960 die Entwicklung des "Schnellen Brüters" 
begann, hatte die Plutoniumgewinnung erstmals nicht mehr 
direckt militärische Gründe, sondern war eine Chance(als 
der Traum von nationalen Uranvorräten ausgeträumt war) 
einen geschlossenen Brennstoffkreislauf zu schaffen, zudem 
rückte die Wiederaufarbeitung der abgebrannten Brennele­
mente in den Brereich des Möglichen. So tat sich nach dem 
Rückschlag bei der Eiführung des Schwerwasserreaktors am 
Horizint eine neue Möglichkeit auf, ohne Kontrolle durch 
das Ausland selbst Plutonium zu produzieren. 

Ein ganz neuer A:;pekt, der die Nützlichkeit von AKW's 
für künftige Kriege unterstrich, tauchte erstmals 1963 auf. 
Damals stellte der "Erste Raumordnungsbericht"der Bun­
desregierung fest, daß durch die Ballung militärischer und 
für die Versorgung notwendiger Einrichtungen auf engstem 
Raum, diese Zonen im Kriegsfall besonders gefährdet seien 
und somit die Versorgung anderer,industriell unterentwik· 
kelten Gebiete in Westdeutschland nicht mehr gesichert 
sei. So wurdedas "Regionale Förderprogramm"für schwach 
industrialisierte Gebiete aufgestellt, welches die gleichmäs­
sige Verteilung von AKW's auf revierferne Gebiete (wie z.B. 
Bayern und Baden-Würtemberg) als wichtigen Punkt bein­
haltete. Die Planung dieser Kernkraftwerke auf einer Ost­
und einer Westlinie sollte außerdem ihren Einsatz als eine 
Art "Minengürtel"(man könnte sie in strahlende Fall-out-
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produzierende Ruinen verwandeln) gegen aus dem Osten 
vorstoßende Truppen ermöglichen. Der Ausbau der AKW's 
in den sechziger Jahren kam dann aber doch langsamer als 
erwartet voran;außerdem begann man zu merken, daß die 
geplante Vernichtung nach innen wohl doch zu groß sei. 
Trotzdem blieb in den sechziger und siebziger Jahren die 
Verzahnung der kommerziellen und der militärischen A· 
tomforschung erhalten, obwohl man die perspektive der 
unabhängigen Plutoniumbeschaffung auf die achtziger und 
neunziger Jahre verschob, wo man mit Sicherheit einenge­
schlossenen Brennstoffkreislauf mit "Schnellem Brüter" und 
WAA gebaut haben will. Nachdem die "Demonstrations­
kraftwerke" Lingen undObrigsheim gebaut waren, folgten 
dank starker staatlicher Subventionen bald -weitere Auf· 
träge für die zum geschlossenen Brennstoffkreislauf unent· 
behrlichen Leichtwasserreaktoren.Für diese neue Linie kam 
der arabisch4sraelische Sechstagekrieg gelegen, bewies er 
doch die Krisenanfälligkeit des Erdöls. So war es kein Pro· 
blem den Bau weitere Kernkraftwerke (zunächst) propa- Der Export der Atomtechnologie 
gandistisch durchzusetzen. Die sogenannte Ölkrise 1973/ Wenn ein Land Atomkraftwerke und erst recht, wenn es ei-
1974 verstärkte diesen Trend noch,so daß es zunächst ei- ne WAA besitzt, ist es kaum noch überprüfbar, ob es die Bom· 
nen entscheidenden Aufschwling beim Bau neuer AKW's bebaut. Das rege Interesse von Ländern in krisengeschüttel-
gab(allein 1975 gab es 10 neue Bauaufträgel) Inzwischen ~- ten Gebieten (z.B. Israel, Indien, Irak usw.) an Atomkraft· 
widmete man sich im Kernforschungszentrum Karlsruhe f/Jir.' werken hat sicher kaum etwas mit Stromversorgungsprobte-
in aller Ruhe der Entwicklung der Brüter, Anreicherungs- men zu tun. 
und Wiederaufarbeitungsanlagen.Anfang der siebziger Jahre, Bereits im Oktober 1976 stellte das Internationale Friedens· 
mit Beginn der sozial-liberalen Koalition, verschoben sich forschungsinstitut (SI PR I) Stockholm in einem Bericht dar, 
die Akzente der Atompolitik in Bezug auf nationale Pluto· 

2
daß bis 1985 ca. 35 Staaten in der Lage sein werden, Atom· 

niumreserven etwas:zum einen_ lieferte die UdSSR jetzt an- ••- waffen herzustellen und zwar als "Nebenprodukt" der "Pro-
gereichertes Uran auf den europäischen Markt, außerdem ~ gramme zur friedlichen Nutzung der Kernenergie". Dies wä-
war die Atomwaffentechnologie in puncto Treffsicherheit re nicht möglich, wenn nicht die Atom-Großmächte USA, 
inzwischen so sehr "verfeinert"worden,claß der Bau einer BRD und auch Frankreich durch den hemmungslosen Ex-
deutschen Atombombe slbst mit genügend Plutonium ein port "ihrer" Atomtechnologie die Voraussetzungen dafür ge· 
zunächst unlösba-res Problem darstellen würde.So war Zeit 2schaffen hätten. Ein paa. r besonders prägnante Beispiele seien_ 
gewonnen, der ,,Schnelle Brüter "und die WAA ein Pfand '"~ hier genannt: 
für die Zukunft geworden, so daß man sich zur Durchset· - Indien, das bereits in mehreren Angriffskriegen gegen seine 
zung dieser Projekte beruhigt propagandistische Umwege Nachbarn China, Pakistan etc. seine Aggressivität bewiesen 
leisten konnte. . . . . . · hat, konnte 1974 die erste Atombombe zünden; Lieferanten 
Soweit der geschichthc~e Abnß. Daß ~Je soz•al-hberale Koa· für die notwendige Technologie waren die USA und Kanada. 
lition auch bis heute kemen Deut von Ihrem WAA-Vorhaben - Pakistan erhält nach einem jüngst geschlossenen Vertrag 
abgerückt ist, ist ja hinlänglich be~annt. . von Frankreich eine WAA. 

An dieser Stelle soll aber noch e•~.anderer bnsanter As~kt - Das Schah-Regime pflegte enge atomare Kontakte sowohl 
zum Thema"WAA- Atombombe behandelt werden, nam- zur BRD als auch zu Frankreich und den USA. 
lieh ___;. - Israel, das nach mehreren Eroberungskriegen große Gebie-

te verschiedener arabischer Länder besetzt hält, verfügt be· 
reits über zahlreiche Atomsprengköpfe und strebt einen ra­
schen Ausbau des nuklearen Potentials an. Starthilfe gaben 
die USA und die BRD. Das für die Entwicklung verantwort· 
liehe Weizmann·lnstitut pflegt enge Forschungskontakte mit 
den entsprechenden Einrichtungen in der BRD. 

Ein besonders krasses Beispiel für den Export eines ge· 
schlosseneo Brennstoffkreislaufs an ein rechtes Regime aus 
direkten militärischen Interessen ist das Atomgeschäft mit 
Brasilien. Im Juni ·1975 wurde der Vertrag über die Liefe· 
rung von 4 KKW's, außerdem über ,,Anlagen für Urananrei­
cherung, E"ichtung einer Demonstrationsanlage in Br88ilien, 
Aufbau einer Reaktorindustrie, Einrichtung einer Ingenieur­
firma für den Bereich der Kerntechnik, Fabrikation von Bau­
elementen, Wiederaufbereitung bestrahlter Kernbrennstoffe, 
E"ichtung einer Pilotanlage und die Finanzierung"(Süddeut­
sche Zeitung 28.6.76) zwischen der BRD und Brasilien abge­
schlossen. Im Gegenzug verpflichtete sich Brasilien, Uran zu 
liefern. ln Brasilien selbst ist es inzwischen kein Geheimnis 

~~~~~ mehr, daß das Hauptziel der Bau der Bombe ist ( ... übrigens 
· ;.. . ~~ ist Brasilien nicht am Atomwaffensperrvertrag beteiligt!). 

.. ~.. • Doch· noch eine weitere gefährliche Folge dieses Geschäftes 
a . · ist abzusehen: natürlich ist der Export von seitender BRD 

A ~ ~~ ·.. .. nicht uneigennützig geschehen. Da sie aufgrund des Atom-
• .. a · ~ ·· 6 Waffensperrvertrages im eigenen Land offiziell keine Waffen 

. - ,•·•. .. •• herstellen darf, ist die enge atomwirtschaftliche Verzahnung 
,.Atomtrfl.ftwerlce li'ld achoft cfca~&oa ft6~ ümu ~~·die·~,...; Pro~~., ö- mit Brasilien .eine sichere Möglichkeit, auf kleinen Umwegen 
m,iematömaeft.• 1101a selbst auch dte Bombe zu bekommen. 

----------------------------------·----- ----------------· ----------------------~-----------~--~--
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1m Min und Mai fand an jeweila 3 genommen werden. Und dies, obwohl 
Tqen vor dem Obe"erwaltuna18ericht spltestens seit dem Unfall 1972 in 
(OVG) in Linebura eine Berufufunp WUrpssen die Schwächen der Baulinie 
verhandluna aeaen du AKW Kriimmel zu Tqe traten und deshalb diese Bau-
statt. weise inzwischen gebdert wurde. 

Du AKW Krtimmel i1t ein bis heute In Grundremmingen (Bayern) ent· 
in der Öffentlichkeit verhUtniamißia stehehen inzwischen 2 S{edewassereak· 
unbekannt aebUebener Atomreaktor. torblöcko mit je 1300 MW Leistung, 
Deslulb zunichst einiaes zur Vor- die zumindest in einem Punkt bau-
aeac:hichte dieser Anlaae. lieh verbesaert wurden. 

1m September 1972 erhielt die So bot es lieb aeradetu an den 
Botreiberseite NWK/HEW den Stand- kollltruküv Yeralteten und übercU-
ortvorbescheid in dem der Standort mensionierten Atomreaktor in Krim-
Krümmel bei Geesthacht direkt an der mel Yor Gericht zu beJdaaen. Zumal 
Eibe aussewiesen wurde. Im selben die von der KWU aewihlte Baulbüe 
Monat wurde der geplante Bau der einzJaudi, nimlich einziautia 
Atoman.Iaae öffentlich bekannt ge- ~ehlecht auf der Welt iat, Kein anderer 
macht und die Antrqsunterlagen Siedewaaerreaktorhentdler auf der 
zur Einsichtnahme ausgelegt. Darauf- Welt baut diese Atomreaktoren in 
hin gab es zahlreiche Einwendungen ähnlicher Weile. 
gesen das Projekt, darunter die von Die Kläger sogen das Atomlcraftwerk 
vielen Naturschutzverbänden. Krümmet sind überwiegend im Welt· 

Mit der Erteilung der 1. Teilerrichti· bund zum Schutze des Lebens (WSL) 
sungsgenehmigung (TEG) im Dez. organi.siert. Beklqt wurde bisher fast 
1973 wurde mit dem Bau des AK.W jede TEG. Davon sind zwei Klqen 
begonnen. Im Juni 1974 wurde die interessant. Die erste betrifft die 
2. TEG erteilt, die die Gesamtkon- Klqe aegen den Standortvorbescheid 
zeption des AKW umfaßt. Die neu-_i von 1972 über die bis heute noch 
este TEG, es ist die 12.; datiert vom .. ,:. nicht rechtskräftig entschieden wurde. 
Febr. 1981 und dies wird auch noch Die Klqe gegen den Standort Krilm-
nicht die letzte sein. Inzwischen wur- me1 wurde 1974 in erster Instanz vom 
den die schon erteilten TEG's stän- Verwaltungspricht in Schleswig abge,. 
dig abgeändert und ergänzt. Insge- wiesen. Die Klipr ginsen in die Be-
samt gab es mehr als 18 Änderungen rufung. Auch die 2. Instanz, das OVG 
von de.r ursprünglichen Planung. Eine Lllneburg wies die Klqe ab, jedoch 
derart hohe Zahl von Genehmi&ung- mit einer bemerkenswerten Bedingung. 
en ist ungewöhnlich, genauso unge- Das Gericht bestimmte, daß beim Be· 
wöhnlich wie die lange Bauzeit, die trieb des AKW das Zusammenwirken 
bis heute keinen Tas von Atom· von radioaktiven Abgaben und ehe· 
gegnem unterbrochen wurde. 1973 miseher Vorbelastung in der Umaeb-
begonnen, sollte das AKW Krümmet ung des Standortes berücksichtigt wer· 
eigentlich schon 1978 Strom liefern. den müsse. · Dabei ging das OVG 
Inzwisc~en ~ird mit einer lnbetrleb- richtigerweise davon aus. daß ehe· 
nahme un W1.0ter 1982/83 gerechnet. mische Schadstoffe und radioaktive 

Diese pnzen Umatinde deuten Gase und Staubteilchen wenn sie auf 
schon an, dd es lieb beim AKW den Menschen einwirken sich in ihrer 
Krümmet um ein Yon Anfana an unau. gesundheitsschädigenden Wirkung ad· 
aeaorenea Projekt handelt, welches dieren oder unter Umständen sogar 
durch nachtriaJichea hermflicken noch 
aerettet werden aoU. Beaondera deut· 
Uch wird dies bei der folaenden Be­
trachtuna der Entwickluna der Atom· 
reaktorbaulinie die in KribnmeJ ver-
wirklicht wird. · 

Die ersten Siedewasserreaktoren 
baute die AEG mit Lizenzen und in 
Zusammenarbeit mit dem größten 
Siedewasserreaktorhersteller der Welt, 
der 8.!11erikanischen Firma General 
Electric. 1971 ging der ente selbst­
ändig entwickelte Siedewasserreaktor, 
ein Vorläufer des Krümmeler Reak­
tors, in Würpssen in Betrieb. Bereits 
1972 ereignete sich in Würpssen ein 
schwerer Unfall, der die gesamte 
Weiterentwickluni der Siedewasserre­
aktoren in diesem Land für 2 I ahre 
zum Erliegen brachte. Nachdem man 
sich von dem Schock erholt hatte 
wurde die sogenannte Baulinie '69 
vom inzwischen einzigen deutschen 
Atomreaktorhersteller, der Kraftwerk­
union (KWU) verwirklicht. Es ent­
standen die Siedewasserreaktoren in 
Ohu, Philippsburg und Brunsbüttel. 
Deren kurze Betriebserfahrung, insbe­
sondere des Realeton in Brunsbüttel, 
zeichnet sich durch lange Störfallisten 
aus. Nunmehr soll der letzte Siede­
wasserreaktor der Baulinie '69, das 
AK.W Krümme!, das mit 1300 MW 
elektrische Leistung um ca. 1/3 
grösser ist als die schon fertiggestellten 
Anlagen, in 1 bis 2 I ahren in Betrieb 

potenzieren können. Zwar hielt das 
Gericht den Standort grundsätzlich 
fUr geeignet, entschied' jedoch das beim· 
späteren Betrieb d~ AKW Krümme! 
die dann herrschende chemische Vor­
belastung der Umgebung berücksich· 
tigt werden muß. 

Gegen dieses Urteil Ieaten die Be­
treiber natürlich Revision vor dem 
Bundesverwaltungsgericht in Berlin 
ein, müssen sie doch später damit 
rechnen, wenn das Urteil bestands­
kräftig würde, die Leistung ihres 
Atomkraftwerkes jedesmal wenn die 
Luftverschmutzung steigt zu redu­
zieren oder bei starker Luftverschmut· 
zuna den Reaktor gar· abzustellen um 
die Gesamtbetastuna der Bevölkerung 
in Grenzen zu halten. Mit der en.daül· 
tigen, letztinstanzliehen Entscheidung 
in Berlin ist in absehbarer Zeit Z)l 
rechnen. 

Gegen die 2. TEG von 1974 haben 
mehrere Leute geklagt. Die Klagen 
wurden alle vom Verwaltungsgericht in 
Schleswig abgewiesen. Die Berufung 
gegen das erstinstanzliehe Urteil haben 
bis heute nur 3 Kli&er aufrecht erhalt­
en. Diese Berufungsverhandlung lief 
im März und Mai dieses I ahres vor 
dem OVG in Lünoburg und ist noch 
nicht abgeschlossen. Hierbei wird ein 
Kläger aus Hamburg von einer Prozeß.. 
gruppe der BI Geesthacht·unterstütz. 
Dies führte dazu, daß der Prozeß)licl;tt 
sehnoll und problemlos durchgezogen 
werden konnte, sondern daß sich dte 
Genhmigungsbehörde, Betreiber und 
Hersteller mit zahlreichen aufgedeck­
ten technischen und konstruktiven 
Män&eln auseinanderzusetzen hatten. 
Die l. TEG iat inaofem eine arundle­
aende GenJuniauu1 ab hierin die Ge­
samtkonzeption des Atomkraftwer­
kes enteUt wurde. Es aina und aeht in 
dem Prozei duum, ob du Konzept 
pundJätzUch aeeipet ist aroie Atom· 
wüalle zu vethindem. Immer wieder 
tauchte die Frqe auf. ob bestimmt~ 
Störfallabliufe wahriCheinlich lind 
und unter Umstinden zum Kern­
schmelzen führen können. wu eine 
ndioaktiYe Veraeuchuq aanz Nord· 
deutac:hlanda bedeuten würde. 
Wihre"nd der Mlrz • Verhandluq wur­
de hauptsichlieh mit' der KWU über 

. technische Mingel der Atomaillage 
herumpstritten. An den 3 Verband· 

· Iunastagen im Mai waren die Gutachter 
an der Reihe, die ihrem Namen wieder 
alle~ machten und durchweg alles 
pauschal und kritiklos fnr Sllt erach­
teten. War es in anderen Atompro­
zesaen meist so, daß die Gutachter 
durch langatmiges Antworten die Pro­
bleme zu zerreden venuchten, so 
zeichnete scich diesmal eine neue 
Taktik ab. Wurden heikle Themen 
angesprochen, so war der Gutachter 
entweder nicht vorbereitet oder ilicht 
kompetent und manchmal stellte er 
sich pr taub. Jedenfalls müßte es ei· 
aentlich dem Gericht schwerfallen 
mit Hilfe der nichtssagenden Gut· 
achterantworten ein Urteil zu scluei· 
ben. 

Der Prozeß ist noch nicht beendet. 
Noch k9nnen Schriftsätze eingemcht 
werden. Am 1..7.81 wird das OVG 
dann darüber eine Entscheidung tref· 
fen, ob und gegebenenfalls wie der 
Prozeß weitergeht. Das entgilltige 
Urteil wird dann noch einige Zeit auf 
lieh warten lallen. 
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IHIIJS .. llliiMINil/S/ElitJNfJ 
Am 13.9.80 verurteilte das Amtsgericht Gronau 2 Mit· 

glieder der BI "Kein Atommüll in Ahaus", Gerd Schäfer 
und Hartmut Lübermann zu Geldstrafen in Höhe von 
2000DM bzw. 1350DM. ln einer Berufungsverhandlung 
vor dem Landgericht Münster am 4.3.81 wurden die Geld· 
strafen dann endgültig auf 1500DM bzw. 1350DM festge­
setzt. 
Der Anlaß: 
Am Samstag (17.3.81) nach dem Beginn der sogenannten 
Probebohrungen in Gorleben wurden verschiedene Grenz­
übergänge symbolisch besetzt. So wurde z.B. der Grenz­
übergang Gronau/Gianerbrug 3Std. lang blockiert und die 
wartenden Autofahrer durch Flugblätter über den Grund 
aufgeklärt. Die Aktion verlief völlig friedlich und stieß bis 
auf wenige Ausnahmen auf Verständnis. 
Die Folgen: 
über ein Jahr später( I) wurden dann plötzlich Anklagen we­
gen "Nötigung" erhoben gegen 2 der über 60 Teilnehmer. 
Gerd Schäfler wurde zusätzlich vorgeworfen, der "Leiter 
einer nicht angemeldeten Demonstration" gewesen zu sein. 
Die Umstände, unter denen die Verhandlungen in Gronau 

und Münster abliefen, waren geradezu absurd.So wurde z.B. 
Anklage wegen "Nötigung" erhoben, obwohl keiner, der 
betroffenen Autofahrer eine Anzeige erstattet hatte und 
die Aktion weder von den Polizisten noch von den Zollbe­
amten beanstandet worden war. Der Richter in Gronau 
wollte das Verfahren wegen Geringfügigkeit einstellen, der 
Staatsanwalt war auch nicht abgeneigt, durfte aber auf Wei· 
sung von oben einer Einstellung nicht zustimmen. 
Es wurden 2 der Beteiligten herausgegriffen,obwohl der 
Staatsanwaltschaft mehrere der Teilnehmer bekannt waren. 
Es ging also mal wieder darum,2 in Ahaus besonders en­
gagierte BEZ·Gegner zu treffen und die BI insgesamt ein· 
zuschüchtern. 
Durch die beiden Verfahren kommen auf die BI Prozeß· 
kosten in Höhe von ca. 9000DM zu. UM diese aufbringen 
zl! können, sind sie auf finanzielle Unterstützung ange­
wiesen. 
Rechtshilfekonto der BI "Kein Atommüll in Ahaus", 
Kontonr.: 564625 bei der Kreissparkasse Ahaus, 
BLZ. 42851310 

.................. 

IN/lllfJE fJEfJEN fJililEIJEN .. flll/Z/STEN 
Die Staatsanwaltschaft Lüneburg hat gegen zwei Polizei· 
beamte aus Celle Anklage wegen Verletzung der Vertrau­
lichkeitspflicht und des Dienstgeheimnisses erhoben. Den 
beiden Polizisten wird vorgeworfen, während ihres Ein· 
satzeszur Räumung von 1004 gemeinsam ein Tagebuch mit 
Informationen über die lt. Staatsanwaltschaft" verdeckte 
Aufklärungsarbeit der Kripo " (oder: die Segnung mit Kri· 
pospitzeln auf 1 004) geschrieben und veröffentlicht zu ha­
ben. Sie sollen auch im Juni 1980 an einen Fotojournalis· 
ten Informationen über die Arbeit der Kripo, die später 
veröffentlicht wurden, weitergegeben haben. Außerdem 

wird einem der beiden Polizisten vorgeworfen, er habe die 
polizeiliche Ausbildungsveranstaltung zur Räumung von 
1004 in Celle auf Tonband aufgenommen und ebenfalls 
veröffentlicht. ln der Ausbildungsveranstaltung ging es u.a. 
um das Vorhandensein von Schußwaffen auf dem Platz. Der 
Tonbandmitschnitt war damals Anlaß für einige unverhält· 
nismäßige Hausdurchsuchungen und für die Bildung einer 
Sonderkommission, die die Ermittlungen führte. Ober· 
Staatsanwalt von Lücken erklärte nun" Durch den Geheim· 
nisbruch wurde das Vertreuensverhältnis innerhalb der Po· 
lizei erheblich gestört.". ( Landeszeitung v. 9.4.81). 

.................. 

lllil/l/Jili1 NltHlESE 
Uns erschien es wichtig, im Zusammenhang mit der letzten 
Brokdorfdemo auf die Kriminalisierungs· und Einschüchter· 
ungsversuche, welchen die AKW-Gegner au11gesetzt sind, hin­
zuweisen. 

Trotzdem der "höchste Richterspruch" (Bundesverfassungs­
gericht) zur Frage der angeblichen Rechtmäßigkeitder Demo 
noch aussteht, wurden inzwischen 
- An einige Dtz. AKW-Gegner Bußgeldbescheide in der Hö· 
he von 100 bis 1000 DM versandt. Begründet wurden diese 
unter anderem mit dem Verstoß gegen das Versammlungsge­
setz, mit dem Verteilenvon Flugblättern oder wegen der Teil­
nahme an der Demo, 
- ebenfalls gegen vier Abgeordnete der Grünen wurde wegen 
der gleichen Sache ermittel, 
- der am 27 .3. verhaftete Markus M. und vier Tage später ver· 
haftete Michael D., gegen den die Staatsanwaltschaft wegen 
versuchten ~ordes ermittelt (s. auch letzte GA), sind nun we­
gen gefährlicher Körperverletzung und Landfriedensbruch an-

geklagt. Markus M. ist inzwischen freigelassen, während Mich· 
ael noch immer eingeknastet ist. Die Bedingungen für ihn im 
Knast sind katastrophal. So wurde z.B. Post von ihm beschlag­
nahmt, Besuchsanträge abgewiesen, wenn nicht feststeht, wo 
sich der Besucher am 28.2. aufgehalten hat usw. 

Aussagen des Zeugen Wernike und auch des lebensgefähr· 
lieh verletzen Polizisten Schütt (bei dem ein Verdacht auf 
leichte Gehirnerschütterung besteht) ergaben, daß der Poli· 
zist nicht im Graben sondern erst später, abseits der Kamera· 
objektive verletzt worden sei I 

Es ist gerade zu ungeheuerlich mit welchen Mitteln versucht 
wird, die AKW-Gegner zu demoralisieren und zu kriminalisie­
ren. 
Wir fordern: 
Schluß mit der Kriminalisierung von AKW-Gegnern 
Freilaaung aller bisher verurteilten und inhaftierten AKW­
Gegnern. 

. 33. 
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PROVOKATION DER PRO-BI 

Der nach dem Gorteben Treck Im 
März 79 in Hannover • 1 ~nnenstadt de­
ponierte 10 Zentner schwere Findling 
aus Lüchow-Dannenberg war der Atom· 
mafla offenbar ein Dorn Im Auge. So­
genannte BI 1 für "Energieslcherung 
und Kerntechnik" ließen Ihn mit schwe­
rem Gerät wegräumen. Er soll kaputt­
geschlagen un in kleinen Stücken an 
Politiker u.L geschickt werden. "0. 
Entf.-nt~~J di.,. Findling~ durch di• 
Pro BI Mt such qmboli6chMI CM,.k· 
r.r : s.IM ZKtriimmtHtlng soll dsrrt.l· 
IM, dsB dem Widermild gti(JfJfJ dM 
Aulbllu W>n AtorMnJ.,.n GIWJDn 111-
•tzt lind und tH' tlbMfsl/$ gtlbrochM 
werdtm kann. "(EJZ v. 6.6.81 ). 

Ein AKW in Langendorf 
( Lüchow-Dannenberg 

"Auf Kilna:h dM Er»rgiewln­
IChsft Mt die undwegiMJng dM 
StMK!on Lsngendorf ·sn d., Eil» 
Kr./1 Lüchow-DsnMt'lbMp s/$ Mi· 
w.n Platz für •in GroBkrBtwtlrk in 
d111 RlumordnungtJprog~Wmm •ufltl­
nommt~n." (HAZ v. 11 .6.81 ). Die A­
tom Iobby träumt schon seit mehre­
ren Jahren von einem AKW in Lüchow­
Dannenberg. Sind diese Leute erstmal · 
mit einem Fuß im Landkreis, wollen 
sie alles. 

BGS bereitet sich auf Panz•· 
einsetz gegen Massendemons­
trationen vor 

Die Hubschrauber von Brokdorf 
reichten den Herrschenden wohl noch 
nicht: Beim BGS ' 'gilt di• Mod.rnie­
li.ung dM no"".,." wl• such (J#IP8n· 
z.n.n Fsh~ s/$ btllondm W>r­
drlnglich. S.WUBt wurde dM dM BGS· 
Ex,.un W>r sll«n durch die "Schwle­
rlgktlit.n" mit dM rNtiv IChwtJch 111-
".nzen.n und dtlflnoch recht unl»wfftJ-
1/cMn EIIWrihrzwgt~n SW 1 1»1 fltl­
wslttitigM M.-"dtNnonltiWtion.,-, zu 
o"_.i.,_"" ( ... ). Der BGS ... muB Iei· 
118 ElmitD 1»1 ,_WIIIttitlfi#NI D.monl· 
tnJtlonen Im undtlllnMrWJ jtld.rz•lt 
für mog/1~ folgend• GMithtl­
v.n.h,." jurlstiiCh •lnwsndftWI doku­
m.,-,rJ.." und ".,.,_" könn.,-,. 0.. 
halb wird grö/JW Wwt IUf ditl ModtJr· 
nlll.ung jtlfltJr Grit. und An,." 
,_,., dl• zur Siclwung W>n SpuiWJ, 
B~ und T•tlwgintJII" notwendig 
lind. Duu gehöml Fotowlriinung 
(such zum Forogm/",." ohM Blitz 
btll Dunks/Mit • lnfnlrotks",.,.·) und 
Tonfllm-Gtrittl. s.J dM Riumung d• 
Bohrplstz• 1004 in Gorltll»n wurd• 
d• zum tlntllnrMI Im "GroS.IIWtzH 
,."rüft. ~nze Film· und Foto-r..,.", 
IChwirmttlfl d111118/$ um und durch dl• 
R«1ubllk Wtlndlsnd. "(Lüneburger Lan­
deszeitung v. 5.6.81 ). 

Das mußte ja kommen ••••• 

Bundespräsident Carstens (ehemals 
NSDAP) hat 10 Polizisten, Landrat 
Brümmer, und Bürgermeister Bloch aus 
Brokdorf wegen Ihres mutigen, ver· 
dlenstvollen, selbstlosen usw. Einsatzes 
während der Brokdorfdemo mit dem 
Bundesverdienstkreuz geehrt. All sie 
hätten mutig gegen die Chaoten, Pollt· 
rocker, Hauiii'\Zilnder und Berufsde­
monstrwtten gekämpft. 

Landrat Brümmer, der damalsdas De­
moverbot verhingt hatte, wurde schwer 
gelobt. Er habe Ordnung garantiert und 
Stehvermögen gezeigt (So ein richtiger 
deutscher Mann .. . I) 

Der Brokdorfer Bürgermeister wurde 
mit 'nem Orden au~gezelchnet. Und 
schließlich hätten auch die Polizisten 
sich über das normale Maß der Pflicht­
erfüllung hinaus elngnetzt und Beson· 
nenhelt bewiesen .. . (ohne Kommentar) o .. Ist Ietion einen Orden wert I 

WindiCIIIe umbenannt in Sella­
field 

Die berüchtigte Wiederaufarbeitungsan­
lage in Wlndtcale (GB) wurde am 30.3. 
81 auf den Ortsnamen Selllfle.ld um be­
nannt. - Vielleicht erhofft man sich 
unter einem neuen Namen etwas mehr 
Glück für die 2 Mrd. Pfund, die in den 
nächsten 10 Jahren in Seilaffeid für 
neue Wlederalfbereitunpxperirnente 

~=-=::::~~~=-IL---- investiert wwden tollen. 

BeliOnden bedroht aelen die ent ldlrzllch le­
letzten Eieben Im Wert 'VOll rund 8 000 DM. 

Die Bür1erlnltlatlve Ist betroffen von dle­
aem Akt alnnloaer ZerstCintnlswut. In Ihrer 
Erkllrune heUlt es: .Mit den Pfianzen Junaer 
Bliwne auf der verkohlten Branderde bat et 
an&efan1en, ein Spielplatz fllr dle Kinder, ein 
Vogellehrpfad als ein Zeichen fllr neues Leben 
auf du echwarun WaJ:ibrandfilcbe, ein Wind· 
rad fllr die Bewlaaerune du Laubwaldtul· 

Gruppe PLATZ turen und a1J ein Zeldlen für merud:len· 
freundliche Enerate sind zum Symbol für eine 

Ukbow. Durch clle ZentOruni des Wlndra· lebenswerte Zukunft aeworden. • 
des auf der Waldbrandfilcbe be1 Trebel alnd Mittlerwelle Ist das Windrad vom . Platr' 
die Anpflanzunlen 1etlhrdet, weil die Bewls· abtraruportiert worden UDd wird rep~ert. 
leni.DI unterbrochen worden bt. Darauf hat Du.rc:h den Sturz waren Mast und Rotor be­
die Bllrlerlnltlatlve Umwelbchutz LOdlow· echlcllat worden und ein SdladeD wn etwa 
DanDenbera ln einer Erkllrun& hlnaewlesen. 5 000 bla 8 000 DM entetanden. 
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Endlich liegteine Übersetzung der französischen Plogoff-Bro-• 
schüre vor. Titel: .,Eine Einflib.rung in die Guerilla-Taktik. 
des bxetonischen Dorfes Plogoff im Widerstand gegen den. 
Atomwahn", erschienen im Mai 81, Preis DM 5,- (BI's 3,50) 
Bestellungen an "Cafe&Buch", Holstenstr.186, 2000HH 50 • 

Ebenfallsneu: H. Schörshusen: Die programmierte Katastro- • 
phe, Eine kritische Auseinandersetzung mit dem Katastro-. 
phonschutzplan flir das AKW Stade, April 81, DM 2,50, er- • 
hältlieh bei: H. Schörshusen, Gartenstr. 2c, 2150 Buxtehude 

Bestellt das Plakat : Atommüll - Wohin geht die ungewisse • 
Reise? Erhältlich bei der Gruppe Ökologie, Immengarten31 • 
3000 Hannover! oder beim Anti-Atom-Büro Kassel, Elfbu-e 
chenstraße 18,35 Kassel (Tel. 0561/75307) • 

Bücherliste ftir Atomkraftgegner oder solche, die es werden. 
wollen: Diese Liste umfaßt die wichtigsten Bücher, Doku­
mentationen und Zeitschriften, die sich überwiegend mit dere 
Nutzung der Atomenergie und den alternativen Energiequel. 
len auseinandersetzen. Sie ist gegen DM 1,- in Briefmarken 
zu beziehen über das Umweltschutzzentrum, Königstr. 53, • 
3000 Hannover 1 oder über die "Gruppe Ökologie", • 
Immengarten 31, 3000 Hannover 1 • 

Taschenkalender '81 
nur noch DM 4,-

• • • • • • • • • • • • • 

Termine 
25.7. gegen 11 Ubr30. 
Großes Atomgegnertreffen auf der großen Wiese des Bauern 
Maas vor dem Schnellen Brüter in Kalkar. Zusammen mit 
holländischen Freunden soll ein Widerstandsdorf aufgebaut 
und am ersten Abend ein Musikfestival durchgeführt werden . 
Nähere Auskunft über : 
BI ,.Stop Kalkar" c/o Der Laden , Mittelweg 45,4190 Kleve 
27 .6. ab 13Uhr30 in Geesthacht : 
Demonstration gegen das AKW Krümme! 
Ebenfallsam 27.6.81 : 
Demonstration gegen die geplante Atommülleinlagerung im 
Schacht Konrad bei Salzgitter, Beginn 9 Uhr 30 ab Salzgitter 
·Bleckenstedt nach Salzgitter-Lebenstedt/Rathaus. 
Ca. 12 Uhr Abschlußkundgebung 
26.9.81 
Laut Beschluß des Marburger Vorbereitungstreffens vom 
30.5. soll an diesem Tag der "Bundesweite Aktionstag: 
Kampf dem Atomstaat" (als bundesweite Nachfolgeaktion 
der Brokdorf-Demonstration vom 28 .2 .) stattfinden. Am 
29.8. soll auf einem bundesweiten Treffen in Kassel ein Auf­
ruf hierfür verabschiedet werden. 

eFortmzung v. Seite 36 

Herausgegeben vom Göttinger 
Arbeitskreis gegen Atomenergie. 
Wir haben noch einige Exemplare 
Einzelversand nur nach Voraus· 
zahlung (Briefmarken) oder Über· 
weisungvon DM 4,- (lncl. Porto) 
an Gegenwind Verlag, .Marlen· 
atr. 10, 34 Göttlng.en, PSchA Han 
4981 47·309, BLZ 250 100 30 

Bürgerinitiativen und Buchhan· 
del erhalten die Kalender ab 5 
Ex. für DM 2,- II 

• ... beinhaltBt "zur Zeit undzur Un· 

•
zt;t zu predigen". ln einem Gespräch 
mit d." Vizepräsidenten des landes­

.kirchenamts erfuhr er, daß gegen das e Predigen für die PlatzbeNtzer nichu --~ 
einzuwenden gewesen wäre, wenn Tilko-

• na.m 1nn zur gleichen Zeit bei der Poli· 
.zei 1epredigt hätte. Mahllce: "Dies 

machtfirmich deutlich, daß es bei der 
• ~,...~ 'Predigt a~f dem Platz ja oder 

• ,._, dlrum ging, wie d• in der~. ~i~~~ 
• ill der Offentt~keit vermarktet wird. ~ 
• UNI ..,., man d• 10 sieht, d.nn kann 
• il:tl agen, o.K ., die Kirche hat Angat 

• 
AuSerdern im Programm: 
Unterrichtseinheit Atomenergie 

• ,.._ beldielern l)wnadie Diskuliion 
.~Ufzl.Nh...,. Sie hRdiele Dlskualon:Jfll._• 
• ., rdenr s..lle gekriegt ... " • für die Sekundarstufe 1&11. Mit 

Unterrichtsplanung. Material· und 
• Arbeitsblättern und Projektions· 
• folien DM 14,-

•
• Johann Vo8, Meine Mündigkelt 

Gedichtband. 80S. DM 5.-

• Bei Einzelbestellung zuzüglich 
Porto, 81's & Buchl!andel erhal· 

• ten üblichen Rabatt. 

• • • und nicht vergessen: 
• ATOMEXPRESS lesen ! 

• 
• 

• ••••••••••••••••••••• 
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Nach einem Interview mit Pastor Mahlke (Gartow) zu Kirche und Wi­
derstand, Ausschuß "Kirche und Gorleben", Predigtverbot auf 1004 •• 

Vor einem Jahr war's, als Pastor Mahl­
ke aus Gartow das Predigen auf dem 
besetzten Bohrplatz 1004 durch den 
Landessuperintendenten Tilko Tile­
mann verboten wurde. Danach hörte 
man aus dem Landkreis wenig von Kir­
che und Widerstandgegendas Atompro­
gramm im Gegensatz zu z.B.hoffnungs­
vollen pazifistischen Strömungen an· 
derorts. Dagegen steht die aufkeimen­
de Beunruhigung der Bundesregierung, 
Kirche können durch ihren nicht zu un­
terschätzenden Einfluß die Kritik an 
der Aufrüstung und Atomenergie stär­
ken. 
Daher schien es uns angebracht, einmal 
einen Vertreter der Kirche zu befragen, 
der zwar sicher nicht repräsentativ ist 
für die Haltung der Kirche in seiner kl 
ren und konsequenten Stellungnahme 
gegen die Atomenergie, uns aber auch 
Auskunft über andere Haltungen inner­
halb dieser Organisation geben konnte 
Durch seinen Entschluß, auf 1004 zu 
predigen, hat Pastor Mahlke ja schon . 
bekundet, daß er Protest und Wider­
stand gegen das Atomprogramm, ins­
besondere in seinem Landkreis, auch 
für e inen Pastor nicht als Privatsache 
betrachtet. Uns schien interessant, ein­
mal zu fragen, in welcher Form er als 
Pastor im Alltag Möglichkeiten hat, po­
litisch zu wirken . Ein Weg istdasöffent­
liche Kundtun seiner Einstellung, auch 
in Gesprächen mit dem Samtgemeinde­
bürgermeister, was wohl bei einem Pa­
stor schon einen etwas anderen Stellan­
wert hat. Darüber hinaus empfindet er 
insbesondere d ie mangelnde Konflikt­
bereitschaft, dasSich-Nicht-Trauen und 
Alles-Hinnehmen, als ein Problem in : 
seiner Gemeinde, welches er in Predig­
ten neben ökologisc,.,en Themen behan- · 
delt. Allerdings wird innerhalb der Kir­
che (und ja inzwischen auch von vielen 
Politikern) grundsätzlich in Frage ge­
stellt, inwieweit es überhaupt zu den . 
Aufgaben des "Seelsorgers" gehört, zu · 
politischen Fragen Stellung zu bezieh­
en. Dazu Originalton Mahlke: "Es gibt 
sehr .viele Leute, die eine unpolitische 
Kirche fordern. Dazu kann ich nur sa­
gen : Ich kann nicht unpolitischer sein 
als Jesus. Und Jesus und die Propheten 
haben durchaus die Mißstände Ihrer 
Zeit angeprangert." 
"Die Schöpfung Gottes erhalten, ist ei­
ner der wichtigsten theologischen 
Grundsätze. Und darum geht es. 

Eine andere theologische G rundhalt­
ung ist die, daß die Kirche nur für d ie 

' 'Welt Gottes " zuständig sei und sich 
mit aktuellen weltlichen Problemen 
nicht a.aseinanderzusetzen habe. Eine 
äußerst fragwürdige Haltung, zu mal sich 
Kirche eigentlich schon immer politisch 
geäußert hat, nur bisher in der Regel 
staatskonform und daher ungefährlich. 
Nach Pastor Mahlke hätte die Einführ­
ung der Bundeswehr z.B. verhindert 
werden können, wenn die Kirche da­
mals nicht ihre ZustimmW~g gegeben 

hätte. Da es gottseidank Pastoren 
gibt, die die Erhaltungdes Friedens und 
der Natur als christlichen Grundgedan­
ken betrachten, ist eine staatskritische 
Haltung der Kirche längst überfällig ge­
worden. Mahlke: " Selbstverständlich 
ist es die Aufgabe der Kirche, den Poli­
t ikern reinzureden, wenn sie am Krieg 
basteln." 

Ein Beispiel für das Umgehen der Or­
ganisation Kirche mit Wipersprüchen 

zur Reglerun~l~ik I~ r dem 

Predigtverbot auch der Aussschuß "Kir­
che und Gorleben". ·er wurdegegründet 
als eine Art "Koordinierungsausschuß 
zwischen den Gemeinden und dem 
Landeskirchenamt", • um I nformatio­
nen weiterzugeben, Stellungnahmen 
vorzubereiten usw. Dieser Ausschuß 
hat den Anspruch ausgewogen und 
neutral (da Atomenergiegegner, wie 
-Befürworter in der Kirche sind)zu sein . 
Mit Pastor Mahlke, der wegen ArbeiUii­
berlastung einerseits und aus Protest ge­
gen die "Pseudoneutralität" anderer­
seits sich zurückzog, hat eins der weni­
gen aktiv im Widerstand stehende Mit­
glied dieses Ausschußes, seineM itarbeit 
aufgekündigt. Mit ''Pseudoneutralität" 
meinte er die Tendenz des Ausschußes, 
vorgegebene Informationen zuübemeh­
men, obwohl ja bekannt ist, daß die 
staatlich subventionierten Pro-Wissen­
schaftler sich häufiger kundtun können 
als die Kritiker. Allerdings hat es in 
letzter Zeit eine positive Aktivität die­
ses Ausschußes gegeben, der, nachdem 
der Kirchenvorstand Einspruch gegen 
die Änderung des Flächennutzungspla­
nes erhoben hatte, eine nach Mahlkes 
Meinung detaillierte kritische Stellung­
nahme zu dieser Änderung geschrieben 
und an das Landeskirchenamtweiterge­
leitet hat. Insgesamt scheint die Arbeit 
dieses Ausschußes jedoch ein Spiegel­
bild zu Iein für die "Schwerfälligkeit 
der Kirche im Meinungsbildungspro­
zess" (Mahlke), da " die Kirche ein 
noch schwerfälligerer und größerer 
Apparat ist, als z .B. die Gewerkschaf­
ten." 

, Obwohl der Fall schon etwas länger 
zurückliegt, schien es uns doch auf­
schlußreich , nach den Folgen des Pre­
dlgtverbotes, welchem Mahlke ja letztes 
Jahr zu Pfingsten gefolgt war, ("ich be­
daure heute, daß ich nichtgepredigt ha­
be") innerhalb der Kirche zu fragen . 
Tatsächlich ist dieser eigenmächtige 
Vorstoß des Landessuperintendenten 
nicht widerspruchslos hingenommen 
worden, es haben sich Gruppen und 
Konferenzen gebildet, die von der Han­
noverschen LandessynodeeineStellung­
nahme angefordert haben, welche aller­
dings bis heute noch aussteht. Nach Pa· 
stor Mahlkes Ansicht läßt sich dieses 
V E ~- t 
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